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Das Kaufhaus ist als Konzept 
untrennbar mit dem deut-
schen Wirtschaftswunder der 
Nachkriegszeit verknüpft und 
wird daher hoch emotional 
gesehen. Aber das wird dem 
Kaufhaus nicht helfen, so Pino, 
der Rathauskater. Scheußliche 
Konsumtempel, Internetbe-
stellmöglichkeiten und nicht 
zuletzt das Ladenöffnungsregi-
me sind dafür verantwortlich, 
dass das Kaufhaus keine Zu-
kunft hat.  Seite 15

GZ-Interview mit Staatsminister Albert Füracker: 

Leistungsfähigkeit  
der Kommunen erhalten

Gezielt Impulse zu setzen, um Bayern als Wirtschafts-
standort nachhaltig zu stärken, ist das Ziel bayerischer Fi-
nanzpolitik. Dass sich die Kommunen auf den Freistaat 
verlassen könnten, auch wenn die Herausforderungen 
angesichts multipler Krisen täglich zunähmen, erläuterte 
Bayerns Finanz- und Heimatminister Albert Füracker im 
Gespräch mit GZ-Chefredakteurin Constanze von Hassel. 
GZ: Die Grundsteuer zählt zu den 
wichtigsten Einnahmequellen 
für die Städte und Gemeinden. 
Manch einer hat sich gefragt, 
warum man bei der Steuererklä-
rung selbst aktiv werden muss. 

Daten zu bitten. Wir stellen jetzt 
auch fest, dass bei eingehenden 
Erklärungen sich in ganz großer 
Zahl andere Daten ergeben.
GZ: Das Berechnungsverfahren 
ist ja nun komplett neu.

Füracker: In der Tat. In Bayern 
kommt ein wertunabhängiges 
Flächenmodell zum Einsatz. Die 
sogenannte Grundsteuer B, al-
so die Grundsteuer auf Wohn- 
und Geschäftsgrundstücke, wird 
künftig nach einem wertunab-
hängigen Flächenmodell berech-
net. Anders als beim Bundesmo-
dell spielt der Bodenrichtwert da-
bei keine Rolle. Relevant sind nur 
die Flächen von Grund und Bo-
den sowie die Wohn- oder Nutz-
flächen von Gebäuden. Der Auf-
wand für die bayerischen Bürger 
ist vergleichsweise gering. In den 
Ländern, die das Bundesmodell 
verwenden, wird zum Beispiel alle 
sieben Jahre eine Neubewertung 
der Grundsteuer erfolgen – und 
das wird im Regelfall mit höheren 
Steuern einhergehen.

Wertunabhängiges 
Bemessungsmodell

GZ: Eine weitere Erhebung in 
Bayern ist also nicht nötig? 
Füracker: So ist es, denn wir ha-
ben ein wertunabhängiges Mo-
dell. Nur wenn Sie ihr Grundstück 
oder Haus künftig verändern oder 
anders nutzen, ändert sich et-
was an der Bemessungsgrundla-
ge und Sie müssen die Änderung 

Bayerns Finanzminister Albert Füracker, MdL, mit GZ-Chefredak-
teurin Constanze von Hassel. Bild: Michael Brandl

dem Finanzamt mitteilen. Das 
Modell schreibt sich sozusagen 
selbst fort. 
GZ: Bayern hat die Frist bis Ende 
April verlängert. Warum? 
Füracker: Bis zum Ende der Abga-
befrist am 31. Januar wurden et-
wa 70 Prozent der erforderlichen 
Erklärungen abgegeben. Insbe-
sondere steuerberatende Berufe 
haben darauf hingewiesen, dass 
sie neben den „normalen“ Steuer-
erklärungen u.a. mit Corona-So-
forthilfen und Energiehilfen sehr 
ausgelastet sind. In Anbetracht 
der neuen Situation kommen wir 
ihnen nun mit der Fristverlänge-
rung entgegen. Unser Ziel ist es, 
das Steuerverfahren ordnungs-
gemäß durchzuführen. Im Übri-
gen erledigen wir dies als Dienst-
leister für die Gemeinden. Die 
Einnahmen aus der Grundsteu-
er verbleiben zu 100 Prozent bei 
der kommunalen Ebene. Letzt-
lich handelt es sich hier um eine 
Gemeinschaftsleistung, die auch 
pragmatisches Denken erfordert.

Kommunen legen  
ihren Hebesatz fest

GZ: Da die Steuer sowieso erst 
ab 2025 gilt, geht den Kommu-
nen auch nichts verloren. 
Füracker: Unser Ziel ist es, den 
Kommunen im Jahr 2024 alle 
Messbeträge zu übermitteln. Sie 
haben dann nur die Aufgabe, ih-
ren neuen Hebesatz entsprechend 
festzulegen. Das wird sicher noch-
mals Diskussionen nach sich zie-
hen. Ich kann den Kommunen nur 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Alle erforderlichen Daten liegen 
doch den Ämtern vor. Warum 
wurden diese nicht zusammen-
geführt und dann dem Eigentü-
mer zur Kontrolle vorgelegt? 
Albert Füracker: Die Grundsteu-
er musste auf Forderung des Bun-
desverfassungsgerichts refor-
miert werden. Zuletzt kalkulier-
ten die Finanzämter den Wert 
einer Immobilie für die bisheri-
ge Grundsteuer auf Grundlage 
veralteter Daten, in Ostdeutsch-
land Daten von 1935 und in West-
deutschland von 1964. Laut Ge-
setz hätte man diese Daten alle 
sieben Jahre aktualisieren und die 
Einheitswerte fortschreiben müs-
sen. Das ist nicht geschehen. Vor 
diesem Hintergrund wäre es kei-
ne gute Lösung gewesen, die Bür-
gerinnen und Bürger jetzt um ei-
nen Abgleich mit diesen alten 

Bayerische Kriminalstatistik 2022:

Innere Sicherheit  
auf hohem Niveau

Ein langjähriger Trend setzt sich fort: Wie Innenminister 
Joachim Herrmann bei seiner Bilanz zur bayerischen Kri-
minalstatistik 2022 ausführte, verzeichne der Freistaat im 
Vergleich zum letzten Vor-Corona-Jahr 2019 in vielen Be-
reichen bessere Werte. Vor allem aber sei die Kriminali-
tätsbelastung und damit das Risiko, Opfer einer Straftat 
zu werden, gesunken. Somit sei es gelungen, die Innere Si-
cherheit in Bayern auch unter stark fordernden Bedingun-
gen auf einem hohen Niveau aufrecht zu erhalten. „Auch 
weiterhin heißt es: „In Bayern leben, heißt sicherer le-
ben!“, stellte Herrmann fest.

Bereinigt um die ausländer-
rechtlichen Verstöße ist 2022 
nach seinen Worten ein Anstieg 
von 10,4 Prozent auf 561 392 
Fälle zu verzeichnen  Gegenüber 
dem Berichtsjahr 2019 ist ein 
Rückgang um 6 569 Fälle bzw  
1,2 Prozent zu erkennen  Der 
prozentuale Anteil der auslän-

te Häufigkeitszahl, d.h. die Zahl 
der Straftaten pro 100.000 Ein-
wohner, lag im Berichtsjahr bei 
4 260 und ist damit gegenüber 
2019 um 1,9 Prozent (zu 2021: 
+10,1 Prozent) zurückgegangen  
Die Häufigkeitszahl einschließ-
lich der ausländerrechtlichen 
Verstöße betrug im Jahr 2022 
4 698 und ist damit gegenüber 
dem Vorjahreswert von 4 138 
um 13,5 Prozent angestiegen. 
Im Vergleich zu 2019 nahm hier 
die Häufigkeitszahl um 1,8 Pro-
zent zu 

Herrmann zufolge hatten 
die Einschränkungen der Co-
rona-Pandemie in den Jahren 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Landkreistag:

Kreisfinanzen, ÖPNV und  
Klimaschutz in der Diskussion

Die Kreishaushalte 2023 stehen stark unter Druck. Ursächlich 
hierfür sind erhebliche Ausgabensteigerungen in zahlreichen Be-
reichen wie etwa Sozial- und Jugendhilfe, Energiekosten, flücht-
lingsbedingte Mehrbelastungen, Personalkosten und Kreiskran-
kenhäuser, wie in den Beratungen des Ausschusses für Finanzen 
und Sparkassen des Bayerischen Landkreistags unter dem Vorsitz 
von Landrat Stefan Rößle (Donau-Ries) deutlich wurde.

Ein weiterer Schwerpunkt 
der Ausschussberatungen war 
die notwendige Vereinfachung 
von Förderprogrammen  Der 
Ausschuss hält Förderprogram-

inzwischen aber eine Komplexi-
tät erreicht, dass Förderanträge 
häufig nur mit unverhältnismä-
ßig hohem Aufwand bzw  nicht 
mehr fristgerecht gestellt wer-
den können  Ziel müsse es daher 
sein, dass die Förderprogram-
me den Bedarfen und Umset-
zungsmöglichkeiten der Kom-
munen besser gerecht werden  
Dies erfordere auch eine engere 
und frühzeitige Abstimmung mit  
den kommunalen Spitzenver-
bänden, hieß es 

Klarheit für das 
Deutschlandticket

Klarheit fordern die bayeri-
schen Landräte auch beim güns-
tigen Deutschlandticket, das 
die ÖPNV-Nutzung für den Bür-
ger deutlich vereinfache  Wenn-
gleich für 2023 die Finanzierung 
gesichert ist, fehle für die Folge-
jahre eine verlässliche Finanzie-
rungszusage für die Kommunen  
Die Landkreise können kein zu-
sätzliches Defizit schultern, wes-
wegen die Kreischefs eine klare 
Zusage von Land und Bund for-
dern  Zudem brauchen die Auf-

gabenträger für die Umsetzung 
schnell Klarheit, welche Kosten 
der Bund ausgleicht  Um dem 
ÖPNV im ländlichen Raum ech-
ten Antrieb zu geben, braucht es 
aus ihrer Sicht allerdings mehr  
Darin waren sich die Landräte 
im Ausschuss für Wirtschaft und 
Verkehr beim Bayerischen Land-
kreistag einig 

Das Angebot muss passen

„In den Landkreisen in der Flä-
che geht es primär um den wei-
teren Ausbau des Angebots  
Deswegen heißt es bei uns: An-
gebot vor Tarif  Angebote und 
Tarif müssen passen  Wenn auf-
grund der Subventionen für 
den Tarif kein Geld für den Er-
halt und den Ausbau des Ange-
bots übrigbleibt, gehen die An-
gebote in den Ballungsgebieten 
zu Lasten der Mobilität im länd-
lichen Raum. Hier müssen beide 
Bedarfe im Blick bleiben“, erläu-
terte der Ausschussvorsitzende 
Landrat Franz Löffler, Cham, und 
ergänzte: „Das Deutschlandti-
cket an sich hat das Fahrtan-
gebot um keinen Deut verbes-
sert. Öffentlicher Personennah-
verkehr überzeugt dann, wenn 
das Angebot passt. Wichtig ist, 
dass man leicht von A nach B 
kommt  Wir brauchen nicht nur 
aus Gründen des Klimaschut- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Staatsminister Joachim Herrmann.  
 Bild: Bayerisches Innenministerium

derrechtlichen Verstöße an der 
Gesamtkriminalität beträgt 9,3 
Prozent  Er ist gegenüber dem 
Vorjahr um 2,8 Prozentpunk-
te angestiegen. Im Vergleich zu 
2019 ist der Anteil um 3,4 Pro-
zentpunkte gewachsen 

Gravierender Anstieg  
der Straftaten

Die Straftaten insgesamt 
(nicht bereinigt), die im Berichts-
jahr 2022 zur polizeilichen Krimi-
nalstatistik gemeldet wurden, 
haben im Vergleich zum Vorjahr 
um 13,9 Prozent auf 619 089 Fäl-
le zugenommen  Im Vergleich 
zum Berichtsjahr 2019 ist hier 
ein Anstieg um 15.625 Fälle bzw. 
+2,6 Prozent festzustellen 

Wichtigster Gradmesser in 
der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik (PKS) ist die Kriminalitätsbe-
lastung  Die um die ausländer-
rechtlichen Verstöße bereinig-

Landrat Stefan Rößle  r

me für grundsätzlich sinnvoll, 
um die Kommunen bei ihrer 
Aufgabenerfüllung zu unter-
stützen. Die derzeitige Förder-
landschaft mit unzähligen Pro-
grammen und immer bürokra-
tischeren Anforderungen habe 

http://www.gemeindezeitung.de


Wir gratulieren
ZUM 60. GEBURTSTAG

Bürgermeister Harald Mayrhofer 
94501 Aldersbach  

am 26 3 

Bürgermeister Alois Alfranseder 
84367 Tann  

am 30 3 

Bürgermeister Peter Keck  
85296 Rohrbach  

am 30 3 

Bürgermeister  
Markus Winklhofer  

86444 Affing  
am 31 3 

Bürgermeister Andreas Scharf 
86836 Graben  

am 4 4 

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Herwig Neumann 

95367 Trebgast  
am 26 3 

Bürgermeister Michael Schmidt  
90610 Winkelhaid  

am 28 3 

Bürgermeister Matthias Döhla 
95176 Konradsreuth  

am 31 3 

Bürgermeister Christian Fürst  
94113 Tiefenbach  

am 31 3 

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Abraham 

95111 Rehau  
am 23 3 

Bürgermeister  
Stefan Wolfshörndl  

97218 Gerbrunn  
am 24 3 

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig  Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage 

L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ23  März 2023

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Große Projekte kommunizieren
Neuer Termin: 28. März 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Es gibt Projekte, die eine Menge Geld kosten, die der Bürger aber 
gar nicht wirklich wahrnimmt. Der Tiefbau kann ein Lied davon sin-
gen  Wenn hier gearbeitet wird, dann erkennt der Bürger das am 
besten daran, dass seine Mobilität in irgendeiner Form gehemmt 
wird  Außerdem kostet das Ganze hohe Summen, die aus Sicht der 
Bürger „versickern“. Die wenigsten wissen, was eine funktionieren-
de Infrastruktur wert ist  Also sollte man solche Projekte beson-
ders gut kommunizieren. Der Vortrag gibt Hinweise, wie das gelingt 
und zeigt auch ein paar Beispiele zu diesem Thema 
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt 
Social Media für Kommunen
9. Mai 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Über die Nutzung von Sozialen Netzwerken wird viel diskutiert. 
Was ist für Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sinnvoll zu nut-
zen? Wovon hängt es ab, wie Informationen an die Öffentlichkeit 
getragen werden? Und wie sollen Politiker und Verwaltungen agie-
ren? Der Vortrag öffnet Gedanken und Wege der Social Media-Nut-
zung und der sinnvollen Alternativen. Diskutieren Sie mit!
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl  MwSt  r
Bildrechte und DSGVO
Teil 1: 13. Juni 2023, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 11. Juli 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder  Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten  Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet  Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen  Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt  Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen 
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl  MwSt  r

Expertenanhörung im Bayerischen Landtag:

Änderung des Bayerischen 
Denkmalschutzgesetzes

Die Novelle des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes stand auf der 
Agenda einer Sitzung des Ausschusses für Wissenschaft und Kunst 
im Bayerischen Landtag. Der Bayerische Ministerrat hatte nach 
durchgeführter Verbandsanhörung Mitte Dezember den Entwurf 
zur Gesetzesänderung im zweiten Durchgang beschlossen.

Bei der Reform des Denkmal-
schutzgesetzes geht es darum, 
einerseits die Denkmäler und 
Bodendenkmäler in Bayern best-
möglich zu schützen und ande-
rerseits vorhandene Energiepo-
tenziale künftig noch stärker zu 
nützen  So sollen Raubgrabun-
gen verhindert werden, indem 
ein Schatzregal eingeführt und 
ein generelles Verbot für Son-
dengeher auf eingetragenen Bo-
dendenkmälern verhängt wird 

Darüber hinaus sollen mehr 
Möglichkeiten eröffnet werden, 
um künftig auch in und auf Denk-
mälern Solar- und Geothermie-
anlagen errichten zu können  
Auch der Bau von Windkraftan-
lagen soll erleichtert werden  
So sieht der Gesetzentwurf vor, 
dass diese nur noch in der Nä-
he von besonders landschafts-
prägenden Denkmälern und En-
sembles ein Erlaubnisverfahren 
durchlaufen müssen 

Die meisten der Sachver-
ständigen aus Archäologie, Ar-
chitektur und Denkmalpflege, 
die in den Ausschuss geladen  
waren, sahen in dem Gesetz-
entwurf einen guten Ansatz  
Dennoch diskutierten sie mit 
den Abgeordneten Verbes- 
serungs- und Änderungsvor-
schläge zu etlichen Aspekten  
Professor Andreas Hild von  
der TU München sprach sich 
klar für die Veränderung von 
Denkmälern aus  Anhand der 
bereits öfter ausgetauschten 
Plexiglasplatten des Münchner 
Olympiadaches machte er den 
Unterschied zwischen Erschei-

nung und Substanz deutlich 
Das im Gesetzentwurf fest-

gehaltene Verursacherprinzip, 
wonach derjenige, der die Ret-
tung von archäologischen Fun-
den veranlasst, die Kosten für 
die wissenschaftlichen Untersu-
chungen, die Bergung sowie die 
Dokumentation der Funde tra-
gen muss, wurde größtenteils 
begrüßt - allerdings nur, soweit 
ihm das zuzumuten ist  Bei der 
Zumutbarkeit waren sich die Ex-
perten uneinig 

Vertragliche Regelungen

Dr  Till Kemper, Fachanwalt 
für Bau- und Architektenrecht, 
sprach sich dafür aus, die Einzel-
heiten in einem Vertrag zu re-
geln, wie dies in anderen Bun-
desländern gehandhabt wer-
de. Der Archäologe Harald Krau-
se, Leiter des Museums Erding, 
warnte dagegen vor massiven 
Ungerechtigkeiten im Vollzug. 
Investoren mit Gewinnabsicht 
könnten bei Bauvorhaben Kos-
ten für Ausgrabungen als Be-
triebsausgaben steuerlich ab-
setzen, während dies bei priva-
ten Bauvorhaben nicht möglich 
sei. Krause sieht hier Handlungs-
bedarf für die Staatsregierung, 
worauf der Ausschussvorsitzen-
de Robert Brannekämper (CSU) 
eine Verringerung der Zumut-
barkeitsgrenze von 15 Prozent 
der Investitionssumme auf acht 
Prozent vorschlug 

Klaus-Jürgen Edelhäuser, Vor-
sitzender des Arbeitskreises 
Denkmalpflege bei der Bayeri-
schen Ingenieurekammer-Bau 
und Professorin Lydia Haack, Prä-
sidentin der Bayerischen Archi-
tektenkammer, verwiesen wie-
derum auf die generelle Notwen-
digkeit, bei Baudenkmälern re-
generative Energien nutzen zu 
können. Allerdings dürften Bau-
denkmäler weder optisch noch 
substanziell unter entsprechen-
den baulichen Maßnahmen lei-
den  „Wenn man heute Photo-

Zum 90. Geburtstag von Prof. Dr. Werner Buchner:

Zeitzeuge im Erzähl-Café
Seinen 90. Geburtstag beging am 20. März der langjährige Amts- 
chef des Bayerischen Umweltministeriums, Ministerialdirektor 
a.D. Prof. Dr. Werner Buchner. Der Jubilar nahm dieses Datum 
zum Anlass, in einem Erzähl-Café im Zentrum für Umwelt und Kul-
tur im Kloster Benediktbeuern (ZUK) als Zeitzeuge die Entwick-
lung Bayerns seit Ende des 2. Weltkriegs bis in unsere Tage fulmi-
nant Revue passieren zu lassen. 

Aus dem Stegreif formulierte der berühmte Jurist die wichtigsten 
Stationen des seinerzeit bettelarmen Freistaats zum wirtschaftlich 
prosperierenden High-Tech-Standort, der im gesamten Bundesge-
biet keinen Vergleich zu scheuen braucht  Bei Kriegsende lebten fünf 
Millionen Menschen in Bayern, zwei Millionen kamen hinzu durch 
den Zuzug der Heimatvertriebenen und Flüchtlinge. In dieser Zeit be-
schäftigte die öffentliche Verwaltung rund 7.500 Mitarbeiter. Heute 
kümmern sich rund 808.000 Beamte und Angestellte im öffentlichen 
Dienst um die Anliegen der rund 13,1 Millionen Einwohner 

Buchner begann seine Laufbahn als Staatsanwalt, Richter und Mi-
nisterialbeamter im Justizministerium. Anschließend wechselte er 
in die Staatskanzlei. Hans Ehard, Alfons Goppel, Franz-Josef Strauß, 
Max Streibl und Dr  Edmund Stoiber waren die Ministerpräsidenten, 
mit denen Buchner zusammenarbeitete  Ab 1971 wirkte er maßge-
bend am Aufbau des Bayerischen Staatsministeriums für Landesent-
wicklung und Umweltfragen mit, dessen Amtschef er 1981 wurde. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem aktiven Staatsdienst trat Prof. 
Buchner in eine bekannte Münchner Kanzlei ein; er war viele Jah-
re Präsident der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
in Hannover und in vielfältigen Funktionen in der Vorstandschaft 
des Zentrums für Umwelt und Kultur in Benediktbeuern  Zahlreiche 
Orden und Auszeichnungen sowie Publikationen in anerkannten 
Fachblättern zeigen, wie sehr Werner Buchners fachlicher Rat über 
Jahrzehnte gefragt und geschätzt blieb. Ob zur Neuorientierung 
der regionalen Strukturpolitik, zu den Auswirkungen der Ergänzung 
der Bayerischen Verfassung um das Staatsziel Umweltschutz, zum 
Technischen Umweltschutz oder zum Ausgleich von Nutzungskon-
flikten im Alpenraum – die Themenpalette ist vielfältig. Unser Bild 
zeigt v r : Prof  Dr  Werner Buchner, GZ-Verlegerin Anne-Marie von 
Hassel und Benediktbeuerns Bürgermeister Anton Ortlieb.  r

voltaikanlagen auf einem Dach 
sieht, die aussehen wie die Zahn-
spangen von Pubertierenden, 
dann kann das kein Weg für ein 
Denkmal sein“, betonte Haack. 
Versierte Fachleute wie „Energie-
berater für Baudenkmale“ oder 
Architekten und Stadtplaner ver-
pflichtend einzubinden, sei an 
dieser Stelle unverzichtbar 

Laut Vorsitzendem Branne-

kämper hat die Diskussion vie-
le Gesichtspunkte zutage ge-
fördert, die bei der nächsten 
Ausschuss-Sitzung Mitte April 
als Grundlage für Änderungs-
vorschläge zum Gesetzentwurf 
dienen können  Die Anregung, 
den Denkmalschutz aktiver im 
gesamtgesellschaftlichen Be-
wusstsein zu verankern, fand 
allgemeine Zustimmung.  DK

Krankenhausreform:

Kernpositionen des bayerischen  
Beratergremiums stehen fest

Gesundheitsminister Holetschek: Bayern arbeitet weiterhin konstruktiv an der Reform mit
Die Kernpositionen des bayerischen Beratergremiums zur geplan-
ten Krankenhausreform der Bundesregierung stehen fest. Darauf 
hat Bayerns Gesundheitsminister Klaus Holetschek hingewiesen. 
„Der Freistaat setzt bei der geplanten Krankenhausreform der 
Bundesregierung auf die wertvolle Expertise der Praktikerinnen 
und Praktiker vor Ort, um bei den Bund-Länder-Beratungen zur 
Reform realitätsnahe und sinnvolle Verbesserungen einbringen 
zu können. Ich freue mich, dass das Beratergremium die Positio-
nen des Gesundheitsministeriums bestätigt hat. Bayern arbeitet 
weiterhin konstruktiv an der Reform mit. Dank unserer gemein-
samen Kernpositionen haben wir klare Vorstellungen, wie ein 
tragfähiges Reformgerüst aussehen muss“, betonte der Minister

Für Holetschek  sind die zen-
tralen Positionen klar: Kran-
kenhausplanungshoheit ist und 
bleibt Ländersache  „Wir for-
dern gemeinsam mit dem Bera-
tergremium volle Flexibilität für 
die Länder – und zwar sowohl 
bei der Einteilung der Kranken-
häuser in Versorgungslevel als 
auch bei der Zuordnung von 
Leistungsgruppen auf die unter-
schiedlichen Level  Klar ist für 
uns: Die neuen Versorgungsle-
vel dürfen keinesfalls bewährte 
Strukturen gefährden“, verlangt 
Holetschek.

Gleichzeitig fordert er „Au-
genmaß und Angemessenheit 
bei der Festlegung von Mindest-
voraussetzungen für Versor-
gungslevel und Leistungsgrup-
pen – und nicht realitätsferne 
Maximalanforderungen, die den 

Gegebenheiten vor Ort nicht ad-
äquat Rechnung tragen“.

Praxistaugliche Lösungen

Einig sei man sich dabei ge-
wesen, dass es praktikable Re-
gelungen für Fachkrankenhäu-
ser und Spezialversorger geben 
muss sowie praxistaugliche Lö-
sungen für Verbünde von Kran-
kenhäusern  Für den bayeri-
schen Gesundheitsminister ist 
auch klar, dass das Thema Finan-
zierung an verschiedenen Stel-
len nachgeschärft werden muss. 
„Wir brauchen hier nicht nur ei-
ne Umverteilung, sondern zu-
sätzliche Mittel, um zum einen 
die Begleitkosten der Struktur-
reform abzudecken und zum an-
deren die akuten Finanzproble-
me der Kliniken zu lösen.“

Holetschek unterstrich: „Es-
sentiell ist auch, das Ambulan-
tisierungspotenzial klug zu nut-
zen. Hier sehen wir massiven 
Verbesserungsbedarf, die Struk-
turen praxisgerecht und sekto-
renverbindend zu verzahnen  
Die ganze Reform geht nicht oh-
ne Einbindung der niedergelas-
senen Ärzteschaft und des Ret-
tungsdienstes.“

Der Minister ergänzte: „Nur 
wenn wir einen Ansatz finden, 
der die verschiedenen Betei-
ligten mitnimmt, der Lösun-
gen zur Entbürokratisierung lie-
fert und das drängende Prob-
lem des Fachkräftemangels an-
geht, kann die Reform am Ende 
erfolgreich sein  Man muss die 
Reform nicht nur vom Ende her 
denken, sondern auch aus Sicht 
des Fachpersonals  Das Kran-
kenhauspersonal ist keine belie-
bige Verfügungsmasse!“

Keine Schnellschüsse

Holetschek betonte: „Insge-
samt fordern wir die Bundes-
regierung auf, Schnellschüs-
se zu vermeiden  Der Zeitplan 
des Bundes ist völlig übereilt  
Eine solche große und wichti-
ge Reform benötigt Gründlich-
keit und Zeit zur Klärung schwie-

riger Fragen – und nicht zuletzt 
eine belastbare Folgenabschät-
zung, bevor endgültige Festle-
gungen erfolgen  Natürlich sind 
sich alle einig, dass eine Reform 
nötig ist. Aber wir sollten uns 
ausreichend Zeit für die Anpas-
sung der Versorgungsstrukturen 
nehmen  Niemandem ist gehol-
fen, wenn Kliniken bei der Struk-
turreform auf der Strecke blei-
ben, das Personal aus dem Beruf 
geht und Patientinnen und Pati-
enten damit letztlich schlechter 
versorgt sind.“

Bayerns Gesundheitsminis-
ter hatte das bayerische Bera-
tergremium zur geplanten Kran-
kenhausreform der Bundes-
regierung Anfang März einge-
richtet  Im Gremium vertreten 
sind neben den Krankenhäu-
sern auch die niedergelassene 
Ärzteschaft und die Bayerische 
Landesärztekammer sowie die 
Kommunalen Spitzenverbände 
und die Pflege.

Ganzheitliche Betrachtung

Der Minister ergänzte: „In Bay-
ern sehen wir die Versorgung im 
Ganzen, und nicht nur auf ein-
zelne Sektoren begrenzt  Daher 
freut es mich, dass wir neben Ex-
perten aus den Kliniken – inklu-
sive der Universitätsmedizin – 
auch Praktikerinnen und Prak-
tiker aus der niedergelassenen 
Ärzteschaft und der Pflege zur 
Mitarbeit im Beratergremium 
gewinnen konnten  Ich erwarte 
auch von der Bundesregierung, 
dass sie die Reform sektoren-
übergreifend betrachtet.“  r

Zweite Runde Blühpakt-Starterkit 
für 100 Kommunen beginnt

Der Blühpakt Bayern hat ein zweites „Starterkit – blühende Kom-
munen“ auf den Weg gebracht. Dazu betonte Bayerns Umwelt-
minister Thorsten Glauber: „Unsere erste Starterkit-Aktion für 
blühende Kommunen war ein großer Erfolg. Wir unterstützen 
Bayerns Städte und Gemeinden weiterhin dabei, Lebensräume für 
Wildbienen, Schmetterlinge & Co. anzulegen. Kommunen sind Er-
folgsgaranten für Artenvielfalt. Ob Schulen, Kindergärten, Parks, 
Verkehrsinseln oder Außenanlagen von Sportplätzen – es gibt ei-
ne Vielzahl von Flächen, die zu wertvollen Lebensräumen entwi-
ckelt werden können. Wir wollen den Gemeinden beim Insekten-
schutz bestmöglich zur Seite stehen Mit dem Blühpakt-Starterkit 
bieten wir ein breites Spektrum an Unterstützung an.“ 

Bewerben können sich al-
le Kommunen, die beim ers-
ten Starterkit noch nicht mitge-
macht haben 

Neben einer finanziellen Zu-
wendung in Höhe von 5.000 Eu-
ro gibt es eine fachliche Bera-
tung, Begleitung bei der Umset-
zung und wertvolle Tipps, um 
die Menschen vor Ort mitzu-
nehmen  

Positiv für die Gesundheit

Das Starterkit mit seinem Bei-
trag zur naturnahen und insek-
tenfreundlichen Gestaltung ist 
nicht nur ein Gewinn für die Ar-
tenvielfalt: Wohnen und Arbei-
ten im Umfeld bunter Blühwie-
sen, schattenspendender Bäu-
me und heimischer Stauden-
pracht erhöht die Attraktivität 
von Städten und Gemeinden 
und wirkt sich positiv auf die 
Gesundheit der Menschen aus  
Teilnehmende Kommunen er-
halten auch ein individualisier-
tes Schild, um auf ihr Engage-
ment für die Artenvielfalt hin-
weisen zu können 

Gesamtansatz

Insekten brauchen nicht nur 
Blühwiesen als Nahrungsquel-
len, sondern darüber hinaus ei-
ne Vielzahl an unterschiedlichen 
Lebensraumstrukturen wie zum 
Beispiel Hecken und Säume, Ge-
wässerränder oder Trocken-
steinmauern  Sie helfen Wild-
bienen und Insekten sowie zahl-
reichen anderen Tieren wie Vö-
geln, Amphibien oder Reptilien. 
Diesen Gesamtansatz verfolgt 
der Blühpakt mit seinem neuen 
Starterkit 

Jede Kommune in Bayern er-
hält eine E-Mail mit einem Link, 
der zum Bewerbungsformular 
führt. Informationen zum Blüh-
pakt Bayern und zum Starterkit 
gibt es unter www bluehpakt 
bayern de   r

https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
http://www.bluehpakt.bayern.de
http://www.bluehpakt.bayern.de


B L I C K P U N K T E 3GZ 23  März 2023

was wäre die Kommunalpo-
litik ohne starke Frauen? Um 
die Kommunalpolitikerinnen in 
Bayern zu fördern, hat die KPV 
im vergangenen Jahr die Initia-
tive „Starke Kommunalpolitike-
rinnen braucht das Land“ ins Le-
ben gerufen. 

Diese hat es sich zur Auf-
gabe gemacht Frauen in der 
Kommunalpolitik verstärkt 
zu fördern, zu vernetzen und 
zu unterstützen. So ist es ein 
Ziel den Frauenanteil bei den 
nächsten Kommunalwahlen 2026 zu erhöhen.

Die KPV-Initiative hat, unter der Leitung der 
KPV-Frauenbeauftragten Christine Borst, am 
Weltfrauentag einen Kongress für die CSU-Kom-
munalpolitikerinnen organisiert. Auf dem Kon-
gress wurde auf Podiumsdiskussionen, mit Vor-
trägen und Impulsen die Rolle von Frauen in der 

Kommunalpolitik mit prominen-
ten Gästen und erfahrenen Man-
datsträgerinnen diskutiert. 

So gab es eine Diskussion mit 
Bürgermeisterinnen über ihren 
Weg in die Rathäuser sowie Im-
pulse zu den nächsten Kommu-
nalwahlen unter dem Motto 
„Mehr Frauen braucht das Land“ 
und Vorträge zur Frauenförde-
rung in der CSU von der stv. Ge-
neralsekretärin der CSU, Tanja 
Schorer-Dremel (MdL) sowie der 
Landesvorsitzenden der Frauen 
Union und Staatsministerin für 
Familie, Arbeit und Soziales, Ulri-
ke Scharf (MdL). 

Der Kongress der Kommunalpolitikerinnen hat 
gezeigt, wie wichtig die Frauenförderung inner-
halb von Parteien sowie die Erhöhung des An-
teils der Frauen in der CSU und der bayerischen 
Kommunalpolitik ist. Als KPV werden wir uns in 
Zukunft verstärkt für die Förderung von Frauen 
in der bayerischen Kommunalpolitik einsetzen. 

Der erfolgreiche Kongress war der Startschuss 
unserer KPV-Initiative um die Strukturen und 
Netzwerke für Frauen in der bayerischen Kom-
munalpolitik zu stärken und dies federführend 
durch erfolgreiche und erfahrene Frauen und 
Männer aus der KPV zu begleiten.

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

KPV-Kongress für  
erfolgreiche Frauen in 
der Kommunalpolitik 

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Bilanzveranstaltung „Zukunftsdialog Heimat.Bayern“:

Imponierendes Bürgerengagement
Heimat ist mehr als ein Ort. Heimat sind die Menschen und die 
Gefühle, die sie mit einer Region verbinden. Der von den Baye-
rischen Staatsministerien der Finanzen und für Heimat sowie für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im März 2022 gestartete 
„Zukunftsdialog Heimat.Bayern“ setzt hier an, er bietet Raum, um 
sich auszutauschen und dabei gute Ideen und Strategien für ei-
ne weiterhin erfolgreiche Entwicklung Bayerns in den nächsten 
Jahren zu finden. Der im Rahmen einer Bilanzveranstaltung mit 
Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Finanz- und Heimatminister 
Albert Füracker und Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber 
vorgelegte Ergebnisbericht zeichnet die gemeinsame „Zukunftsvi-
sion Heimat.Bayern 2040“.

Wie Ministerpräsident Sö-
der feststellte, „ist Bayern Sehn-
suchtsort und Glücksland  Die 
Bayern leben gerne in ihrer Hei-
mat und sind zufrieden mit ih-
rem Land  Aber wir wollen im-
mer noch besser werden  Wir 
arbeiten intensiv daran, dass 
auch der Ländliche Raum beste 
Zukunftschancen hat. Mehr Di-
gitalisierung, mehr ÖPNV, mehr 
Dezentralisierung bei Behörden 
und Hochschulen schaffen Ent-
wicklungsperspektiven.“

Aktive Heimatgestalter

Laut Staatsminister Albert 
Füracker „sind Bayerns Bürge-
rinnen und Bürger aktive Hei-
matgestalter: Über 8 600 Bei-
träge haben sie in den Zukunfts-
dialog eingebracht – das En-
gagement war beeindruckend.“ 
Folgende elf Zukunftsthemen, 
die den Menschen besonders 
wichtig sind, hätten sich dabei 
herauskristallisiert: 1. Heimat, 2. 
Ehrenamt, Vereinsleben und ge-
samtgesellschaftlicher Zusam-
menhalt, 3  Bayerns Geschichte, 
Traditionen, Bräuche, Kultur und 
Dialekte, 4  Energiewende, 5  Kli-
mawandel, 6  Daseinsvorsorge, 
Siedlungsentwicklung und Städ-
tebau, 7. Demografischer Wan-
del, 8  Mobilitätswende, 9  Wirt-
schaft und Fachkräftesicherung, 
10. Regionale Landwirtschaft 
und (Lebensmittel-)Versorgung, 
11. Bürokratieabbau.

Elf Umsetzungsmaßnah-
men, die zur Stärkung der bay-
erischen Heimat beitragen sol-
len, seien zudem bereits auf 
den Weg gebracht worden, be-
tonte Füracker  So wurde unter 
anderem das neue Forschungs-
projekt „Heimat – mehr als ein 
Gefühl“ in Kooperation mit der 
Technischen Hochschule Nürn-
berg geschaffen. Überdies wird 
am 21  Mai 2023 der bayern-
weite „Heimat.Erlebnistag“ mit 
regionalen Aktionen, Führun-
gen und Vorträgen stattfinden. 
Auch sollen heimatverbunde-
ne Unternehmen ausgezeich-
net werden. Der Wettbewerb 
hierzu wurde im Februar ge-
startet  Außerdem sollen in ei-
ner Best Practice-Datenbank 
gute Beispiele von Kommunen 
für Kommunen gesammelt wer-
den  „Unser Ziel bleibt weiter: 
Wir wollen zusammen unsere 
Heimat ‚fit für die Zukunft‘ ma-
chen“, unterstrich der Minister. 

Wie Staatsministerin Michae-
la Kaniber ausführte, sei der Zu-
kunftsdialog Heimat.Bayern, ei-
ne in dieser Breite nie dagewe-
sene Plattform des Austauschs, 
die viele Menschen und frische 
Ideen zusammengebracht habe: 
„Unsere Bürgerinnen und Bür-
ger in Bayern konnten sich mit 
ihren Vorstellungen einbringen 
und ein modernes Zukunftsbild 
von Bayern erarbeiten  Gemein-
schaft, Nachhaltigkeit, Regiona-
lität und Beteiligung sind dabei 
zentrale, von sehr vielen Teilneh-
mern genannte Stichworte. Sie 
fordern gleichwertige Lebens-
verhältnisse im ganzen Land und 
dafür Unterstützung  Und sie 
wollen dabei intensiv informiert 
und eingebunden werden.“

„Hier kommt unserer Verwal-
tung für Ländliche Entwicklung 
mit ihren auf Beteiligung ausge-
richteten Instrumenten und Ini-
tiativen eine entscheidende Rol-
le zu“, fuhr die Ministerin fort. 
„Nah an den Menschen und am 

Puls der Zeit, bieten wir wirksa-
me Hilfen an. So weiten wir im 
Rahmen der Integrierten Länd-
lichen Entwicklung unsere Ini-
tiative ‚Smarte Gemeinde – auf 
dem Weg in die digitale Zukunft‘ 
um eine interkommunale Digi-
talisierungsstrategie aus.“ Beim 
Start des breit angelegten „Zu-
kunftsdialog Heimat.Bayern“ 
war das Herzstück die Beteili-
gung der Bürger unter anderem 
im Rahmen der Umfrage „Hei-
matspiegel Bayern 2022“. 

Heimatverbundene  
Unternehmen

Aufbauend auf den Ergebnis-
sen folgten im November 2022 
der Unternehmerdialog „Hei-
matverbundene Unternehmen“ 
und der Jugenddialog „Junges 
Forum“. Insgesamt hat der Zu-
kunftsdialog zum Mitdenken, 
Mitmachen und Handeln ani-
miert  Kaniber zufolge wurde 
deutlich, dass jede und jeder Ein-
zelne Möglichkeiten hat, mitzu-
wirken  „Die aus dem Dialog her-
vorgegangenen Handlungsfel-
der mit den konkreten Ideen und 
Vorschlägen der Menschen ste-
hen bei den einzelnen Fachmi-
nisterien und Verwaltungen wei-
terhin auf der Agenda  Das Errei-
chen der Ziele bei den einzelnen 
Zukunftsthemen wird im Fokus 
stehen und regelmäßig überprüft 
werden“, so die Ministerin.  DK

Fit für die Zukunft
Neues Politik-Magazin politicus der Hanns-Seidel-Stiftung 
Den gesellschaftspolitischen Dialog mitzugestalten, das ist die 
wichtigste Aufgabe politischer Stiftungen. Eine hervorragende 
Möglichkeit, politisch interessierte Bürgerinnen und Bürger zu 
erreichen sind Publikationen – wie die neue Zeitschrift politi-
cus, welche die Hanns-Seidel-Stiftung vorstellte. 

Das Magazin richtet sich in Look und Feel an eine jüngere Ziel-
gruppe und kommt entsprechend in modernem Layout mit kur-
zen Texten und zahlreichen Bildern und Grafiken daher. Das 
Themenspektrum ist breit gefächert und reicht von den Rub-
riken Perspektiven über Kommentar/Nachgefragt bis hin zum 
Blick in die Welt. Jede Ausgabe wird einem Schwerpunktthe-
ma gewidmet. Dieses Mal lautet es Zukunft. „Als Europapoliti-
ker gefällt mir der Beitrag über die Römischen Verträge beson-
ders gut, in dem es um die Schaffung eines europäischen Bin-
nenmarkts geht“, schwärmt Markus Ferber, MdEP, und Vorsit-
zender der Stiftung. „Unser Auftrag ist es, Politik einer breiten 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen und zu erklären.“

Das Magazin erscheint ab sofort viermal jährlich in einer Auf-
lage von 4 500 Exemplaren  Es liegt kostenfrei in Bildungs- und 
Veranstaltungszentren aus und ist zum Download abrufbar un-
ter https://www.hss.de/publikationen/   r

Landesversammlung 2023 der Lebenshilfe Bayern: 

Trautner neue  
Landesvorsitzende

Neue Spitze bei der bayerischen Lebenshilfe: Die Landtagsabge-
ordnete und frühere Sozialministerin Carolina Trautner wurde zur 
neuen Landesvorsitzenden gewählt. „Es ist für mich eine große 
Ehre, mich hier einbringen zu dürfen“, betonte Trautner bei ihrer 
engagierten Antrittsrede vor gut 90 Delegierten auf der Landes-
versammlung der Lebenshilfe Bayern in Erlangen.

Als zentrale Zukunftsthe-
men nannte die neue Vorsitzen-
de der Lebenshilfe Bayern: aus-
reichend Wohnraum für Men-
schen mit Behinderungen zu 
schaffen, ein würdevolles Leben 
im Alter zu ermöglichen sowie 
Inklusion in der Bildung und bei 
Freizeitangeboten ebenso vor-
anzubringen wie in der Arbeits-
welt und in der Gesundheitsver-
sorgung 

Inklusives Miteinander leben

„Es ist höchste Zeit, dass wir 
inklusives Miteinander leben!“, 
betonte die 61-jährige Sozialpoli-
tikerin in ihrer Rede. Dabei müs-
se sich auch die Lebenshilfe in 
Bayern selbst weiterentwickeln 
und ihre Haltungen und Positi-
onen in drängenden Fragen der 
Zukunft finden – in der Eingliede-

rungshilfe für Menschen mit Be-
hinderungen, in der Unterstüt-
zung und Entlastung ihrer Famili-
en und im gesellschaftlichen Zu-
sammenleben insgesamt, so die 
neue Landesvorsitzende Caroli-
na Trautner auf der Landesver-
sammlung der Lebenshilfe Bay-
ern in Erlangen Lebenshilfe-Landesvorstand 

für Amtsperiode 2021-2025

Staatsministerin a  D  Carolina 
Trautner tritt die Nachfolge der 
langjährigen Landesvorsitzen-
den, Landtagspräsidentin a. D. 
Barbara Stamm, an  Diese war 
im Oktober 2022 verstorben 

Auf der Landesversamm-
lung 2021 der Lebenshilfe Bay-
ern hatte es turnusgemäß Vor-
standswahlen gegeben  Dabei 
waren neben Barbara Stamm 
auch die beiden stellvertreten-
den Landesvorsitzenden Hil-
degard Metzger (Würzburg) 
und Gerhard John (Nürnberger 
Land) wiedergewählt worden  
Neu ins Amt gewählt wurden als 
Schatzmeister Michael Hauke 
(Allgäuer Werkstätten Kempten) 
und als weiteres Vorstandsmit-
glied Werner Schlagintweit (Re-
gen). Monika Haslberger (Frei-
sing) und Kirsten Simon (Aschaf-
fenburg) wurden als weitere 
Vorstandsmitglieder wiederge-
wählt  Im Februar 2022 wurde 
Andrea Siemen (München) und 
im Oktober 2022 Friedrich 
Weinbeck (Regensburg) in den 
Vorstand berufen  

Unter dem Motto „Mitein-
ander – Wir gestalten Teilha-
be“ setzt sich der Lebenshil-
fe-Landesverband seit 1962 als 
Dachorganisation der bayeri-
schen Lebenshilfen insbeson-
dere für Menschen mit geisti-
ger Behinderung und ihre Fami-
lien ein. Heute hat der Verband 
mit Sitz in Erlangen gut 160 Mit-
gliedsorganisationen.  r

Gemeinsamer Pflegekongress  
von CSA, GPA und SEN

Staatsminister Holetschek fordert von Bundesregierung rasche Pflegereform
Zum gemeinsamen Pflegekongress hatten die drei CSU-Arbeitsge-
meinschaften Senioren-Union (SEN), Arbeitnehmer-Union (CSA) 
sowie der Gesundheits- und Pflegepolitische Arbeitskreis (GPA) 
eingeladen. Selten war ein Kongress von so starkem Engagement, 
persönlicher Betroffenheit und Willen zur Verbesserung der Si-
tuation getragen wie dieses Treffen in der CSU-Landesleitung. In 
seiner Begrüßung betonte der CSA-Landesvorsitzende Dr. Volker 
Ullrich, MdB: „Das Thema Pflege ist in die DNA der CSU einge-
schrieben, denn es geht um das christliche Menschenbild und die 
soziale Verantwortung in unserem Land.“

Der GPA-Landesvorsitzende 
Bernhard Seidenath, MdL, stellte 
in seinem Grußwort die dramati-
sche Situation in der Pflege dar, 
machte aber gleichzeitig auch 
auf die vielen Initiativen und 
Maßnahmen der CSU aufmerk-
sam. Die CSU-Landtagsfraktion 
unterstützt unter anderem die 
Einrichtung von Springerpools 
in der Pflege, die Schaffung ei-

ner Pflegepädagogenprämie so- 
wie die Rückgewinnung von 
Pflegekräften. Weiterhin wies 
der Vorsitzende auf die vorhan-
denen GPA-Positionspapiere 
„Wege aus dem Fachkräfteman-
gel“ und „Vorschläge zur Pflege-
strukturreform“ hin (abrufbar 
unter: https://www.csu.de/par-
tei/parteiarbeit/arbeitskreise/
gpa/gpa-positionen/) 

Pflegende Angehörige

Unter der Leitung des GPA-Eh-
renvorsitzenden und Leiter der 
SEN-AG Gesundheit und Pfle-
ge, Dr. med. Christian Alex, dis-
kutierten die Abgeordnete Em-
mi Zeulner, MdB, die Vorsitzen-
de der pflegenden Angehörigen 
e V , Kornelia Schmid, und der 
Leiter des Landesamts für Pfle-
ge, Achim Uhl, das Thema „Am-
bulante Pflege & Pflegende An-
gehörige – Wie können wir den 
wachsenden Herausforderun-
gen begegnen?“. Dr. Alex fasste 
wie folgt zusammen: „70 bis 80 
Prozent der Pflegebedürftigen 
werden zu Hause durch Angehö-
rige gepflegt. Dabei sind die Be-
troffenen oft auf sich allein ge-
stellt, sei es finanziell, sei es bei 
der Beratung oder anderen Hil-
festellungen 

Trotz einer zunehmenden 
Zahl von Pflegebedürftigen gibt 
es immer weniger ambulante 
Pflegedienste, weil sie kein Per-
sonal finden. Nicht nur die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf, auch die Vereinbarkeit von 
Pflege und Beruf muss in Ge-
sellschaft und Politik endlich ei-
nen höheren Stellenwert be-
kommen, der sich beispielswei-
se auch in der Rente auswirkt  
Es ist nicht fünf vor zwölf, son-
dern mindestens zwölf, wenn 
nicht sogar nach zwölf  Die Uhr 
bleibt nicht stehen.“

Stationäre Pflege

Das zweite Panel befasste 
sich mit dem Thema „Statio- 

näre Pflege – Wege aus dem 
Fachkräftemangel“. Der Präsi-
dent der Vereinigung der Pfle-
genden in Bayern (VdPB), Ge-
org Sigl-Lehner, wies darauf hin, 
dass 10 Prozent der stationären 
Plätze wegen Personalmangels 
nicht besetzt werden könnten  
Eine Auslastung von 95 Prozent 
sei für die Wirtschaftlichkeit ei-
nes Pflegeheimes aber notwen-
dig  Der eklatante Personalman-
gel könne auch nicht im Ansatz 
durch Anwerbungen im Ausland 
abgefangen werden  Staatsmi-
nisterin a D  Christa Stewens 
und Erich Irlstorfer, MdB, bestä-
tigten die dramatische Entwick-
lung  „Wir laufen auf eine huma-
nitäre Katastrophe zu, wenn sich 
nichts ändert“, so der Modera-
tor und GPA-Landesvorsitzende 
Bernhard Seidenath, MdL 

Staatsminister Holetschek 
fordert rasche Pflegereform

Höhepunkt des Pflegekon-
gresses war die Rede von Staats-
minister Klaus Holetschek. Der 
Bayerische Gesundheitsminis-
ter nannte konkrete Vorschlä-
ge, wie Verfahren beschleunigt 
und bürokratische Fehlentwick-
lungen abgebaut werden könn-
ten  Er betonte: „Für mich ist der 
Pflegekongress eine begrüßens-
werte Initiative.“ Holetschek 
sagte zu, bei weiteren Veran-
staltungen dieser Art in den Re-
gierungsbezirken zur Verfügung 
zu stehen  Zugleich forderte er 
die Bundesregierung auf, rasch 
für eine echte Pflegereform zu 
sorgen: „Die Herausforderun-
gen sind enorm: Wir müssen 
die Pflege attraktiver machen 
und die Arbeitsbedingungen der 
Pflegekräfte auch in der Lang-
zeitpflege verbessern. Attrakti-
ve Arbeitsbedingungen kann es 
nachhaltig nur in einem solide  
finanzierten System geben.“

Abschließend betonte der 
SEN-Landesvorsitzende Franz 
Meyer: „Unser Leitbild ist die 
Würde des Menschen  Das gilt 
für Pflegebedürftige ebenso 
wie für pflegende Angehörige 
und beruflich Pflegende. Struk-
turelle Probleme müssen be-
nannt und mit geeigneten Maß-
nahmen an den richtigen Stell-
schrauben gelöst werden  Des-
halb findet Staatsminister 
Holetschek die volle Unterstüt-
zung der Senioren-Union.“  r

Carolina Trautner, MdL  
 Bild: Matthias Baumgartner

Ausgezeichnetes Engagement

Carolina Trautner ist seit 2013 
Mitglied des bayerischen Land-
tages (MdL). Die CSU-Politikerin 
engagiert sich unter anderem 
beim Bayerischen Roten Kreuz, 
beim katholischen Deutschen 
Frauenbund – Landesverband 
Bayern und beim Kolping-Bil-
dungswerk Bayern  Von 2020 bis 
2022 war sie Staatsministerin 
für Familie, Arbeit und Soziales  

Für ihre hervorragenden Ver-
dienste um den Freistaat Bayern 
und das bayerische Volk wurde 
Carolina Trautner im Oktober 
2022 mit dem Bayerischen Ver-
dienstorden ausgezeichnet  Die 
gebürtige Augsburgerin ist ver-
heiratet und hat zwei erwachse-
ne Kinder  

Weiteres zur Person unter ht-
tps://www.carolina-trautner.de 

https://www.hss.de/publikationen/
https://www.csu.de/partei/parteiarbeit/arbeitskreise/gpa/gpa-positionen/
https://www.csu.de/partei/parteiarbeit/arbeitskreise/gpa/gpa-positionen/
https://www.csu.de/partei/parteiarbeit/arbeitskreise/gpa/gpa-positionen/
https://www.carolina-trautner.de
https://www.carolina-trautner.de
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dringend empfehlen, die Reform 
nicht zu nutzen, um mehr Steuer- 
einnahmen zu erzielen, sondern 
mit dem neuen Hebesatz Auf-
kommensneutralität herzustellen. 
Wie sich die Grundsteuer in den 
nächsten Jahren entwickelt, ob 
die Kommunen dann weiter an-
heben oder senken, bleibt im Er-
messensbereich der Kommunen. 
Und bekanntermaßen ist der Kon-
takt der Menschen zu den Kom-
munen enger als zur Staatsver-
waltung. Insofern ist diese Zuord-
nung schon passend. 
GZ: Neben der Grundsteuer 
macht auch die Erbschaftsteuer 
Eigentum gerade in Bayern ex- 
trem teuer, ja oftmals unbezahl-
bar. Vor allem bei Mietobjekten 
droht der Verkauf und damit die 
Verteuerung der Mieten. Sind 
diese Sorgen berechtigt und 

wenn ja, wie begegnet der Frei-
staat diesen Problemen? 
Füracker: Die Sorgen sind leider 
berechtigt. Hier gibt es tatsäch-
lich auch einen Konnex zur Grund-
steuer und zu unserem Grund-
steuermodell. Wir sehen jetzt die 
Folgen, wenn bei Substanzsteu-
ern die monetären Werte zugrun-
de gelegt werden. Bei der neu-
en Grundsteuer haben wir das in 
Bayern künftig nicht mehr. Vor 
Jahren bereits hat das Bundes-
verfassungsgericht vorgegeben, 
bei der Erbschaftsteuer eine rea-
listische Bewertung des Verkehrs-
werts vorzunehmen. Bundesfi-
nanzminister Lindner hat die neue 
Grundbesitzbewertung heimlich, 
still und leise in das Jahressteuer-
gesetz 2022 aufgenommen. Zum 
1. Januar dieses Jahres wurden 
die neuen Bewertungsregeln ein-
geführt, wodurch Immobilien bei 
der Bemessung der Erbschafts-
steuer näher am Verkehrswert 
und damit im Regelfall erheblich 
höher bewertet werden.
GZ: Hätte man diesen Effekt ver-
hindern können? 
Füracker: Die deutschlandweit 
gleich hohen und seit 2009 nicht 
mehr veränderten Freibeträ-
ge anzuheben, wäre ein einfa-
ches Mittel, diesen Effekt zumin-
dest abzumildern – und es wäre 
nur fair und ehrlich. Ebenso plä-
dieren wir für eine regionalisier-
te Erbschaftsteuer, insbesonde-
re, dass die Länder die Höhe der 
Freibeträge selbst festlegen kön-
nen. Die Bayerische Staatsregie-
rung hat daher eine verfassungs-
rechtliche Prüfung beschlossen. 
Das eigentliche Dilemma besteht 
darin, dass nur der Deutsche Bun-
destag nach geltender Rechtsla-
ge diese Freibeträge verändern 
kann und nicht die Länder selbst, 
da es sich um ein Bundesgesetz 
handelt. Deswegen kämpfen wir 
hier auch weiter. Ich kann nie-
mandem, der ein Elternhaus erbt 
und selbst nicht einzieht, erklären, 
dass er es verkaufen muss, damit 
er sich die Erbschaftsteuer leisten 
kann. Das kann nicht im Sinne der 
Menschen sein. 
GZ: Stichwort Länderfinanzaus-
gleich: Trotz einer Neuordnung 
ist Bayern weiter stark belastet. 
Wird es eine neue Klage geben? 
Füracker: Klares Ja. Fünf Ge-
berländer haben den elf finanz-
schwächeren Bundesländern im 
vergangenen Jahr 18,5 Milliarden 
Euro gezahlt. Mit über 9,8 Milliar-
den Euro trug Bayern hierzu mehr 
als die Hälfte bei. Das ist ein Miss-
verhältnis, das sich trotz der Neu-
regelung, dem so genannten Fi-
nanzkraftausgleich, ergeben hat. 
Es gibt Punkte im Ausgleichssys-
tem, die aus unserer Sicht ver-
fassungswidrig sind und die wir 
überprüfen lassen werden. Es 
ist an der Zeit, endlich zu klären, 
weshalb Bayern vor der Zahlung 
des Finanzkraftausgleichs ein sehr 
starkes Bundesland im Vergleich 
zu den anderen ist und nach der 
Zahlung andere Länder, die von 
uns Geld erhalten haben, mehr 
Geld pro Kopf zur Verfügung ha-
ben als wir. Da können die Maß-
stäbe für die Bemessung und Be-
rechnung des Finanzkraftaus-
gleichs so nicht richtig sein. Ich 
muss diese Zahlungen der bayeri-
schen Bevölkerung auch erklären 
können. Im Moment bin ich kaum 
mehr in der Lage, das zu tun. 
GZ: Zum kommunalen Finanz-
ausgleich: Die bayerischen Kom-
munen sind immer gut versorgt 
worden, auch während der di-
versen Krisen. Wagen Sie einen 
kurzen Ausblick? 
Füracker: Die Kommunen hatten 
in den vergangenen Jahren deut-
lich bessere Steuereinnahmen, 
als man zunächst erwartet hatte. 
Auch dieses Jahr dürften sie Re-
kordsteuereinnahmen und -inves-
titionen verzeichnen. Die Einnah-
menseite ist also nicht das ganz 
große Problem. Die Staatsregie-
rung unterstützt durch den Finanz- 
ausgleich mit über 11 Milliarden 
Euro. Von 71 Milliarden Euro im 

Landeshaushalt geben wir etwa 
20 Milliarden Euro an die Kom-
munen auf unterschiedlichen We-
gen weiter. Das ist ein wuchtiges 
Signal. Was aber die Kommunen 
sehr beklagen und uns letztlich al-
le trifft, sind die hohen Ausgaben 
und die Fülle an Aufgaben. Ich 
nenne nur das Problem mit den 
Energie- und Baupreisen. 

Insgesamt müssen wir uns al-
le überlegen, wie wir bestmög-
lich und effektiv investieren. 
Es gilt, über Standards zu spre-
chen – siehe Kinderbetreuung 
im Grundschulalter. Die Frage ist 
doch:  Muss wirklich alles neu ge-
baut werden oder genügen nicht 
auch Bestandsgebäude? Wir soll-
ten nicht nur darüber diskutie-
ren, wer was bezahlt, sondern 
auch die Höhe der Kosten berück-
sichtigen. Denn egal, ob die Kom-
munen oder der Freistaat Bayern 
zahlen: Wir reden hier immer vom 
Geld der Steuerzahler. 

Böse Überraschungen  
aus Berlin

GZ: Thema Glasfaserausbau. Im 
Oktober vergangenen Jahres wur-
de völlig überraschend das Giga- 
bitförderprogramm des Bundes 
gestoppt. Wussten Sie davon? 
Füracker: Nein. Meine Mitarbei-
ter waren für Gespräche in Ber-
lin und dort hat man sie über den 
Stopp informiert. Der Bund ent-
schied sich kurzfristig, wegen feh-
lender Haushaltsmittel die Reiß-
leine zu ziehen. Allein in Bayern 
waren hunderte Gemeinden be-
troffen, die bereits in das Bun-
desverfahren eingestiegen wa-
ren und sich darauf verlassen hat-
ten, die Fördergelder ausbezahlt 
zu bekommen. 
GZ: Ein Start des neuen Pro-
gramms könnte im April erfol-
gen. Das neue Bundesprogramm 
umfasst 4 Milliarden Euro, davon 
ist 1 Milliarde für Anträge aus 
dem alten Programm eingeplant. 
3 Milliarden Euro werden, und 
das ist neu, nicht nach Königstei-
ner Schlüssel verteilt, sondern 
nach Versorgungsgrad und Wirt-
schaftlichkeit. Was bedeutet die 
Neuregelung für den Freistaat? 
Füracker: Wir haben uns mit dem 
Bund auf ein Grundkonzept ge-
einigt, verhandeln aber noch die 
Details. Demnach sollen Stadt-
staaten und Flächenländer künf-
tig unterschiedlich auf Fördermit-
tel des Bundes zum Gigabitaus-
bau zugreifen können. Allerdings 
sollen zum Teil nur die wenigen 
sehr schlecht ausgebauten Gebie-
te Deutschlands profitieren, was 
wiederum diejenigen benachtei-
ligt, die in der Vergangenheit be-
reits zügig ausgebaut und für ih-
re Bürger eine solide Basisver-
sorgung erreicht haben. Bayern 
muss hier aufpassen. Wie sich das 
Ganze auf den Planungsstand der 
einzelnen Kommunen auswirkt, 
vermag ich noch nicht exakt ab-
zuschätzen. Tragisch wäre, wenn 
unsere Kommunen wieder von 
vorne beginnen müssten und da-
mit wertvolle Zeit verlieren wür-
den. Dies gilt es zu verhindern.

Zur Klarstellung: Bayern hat 
beim Glasfaserausbau nichts 
falsch gemacht. Gemäß Telekom-
munikationsgesetz sind nicht wir, 
sondern eindeutig der Bund zu-
ständig und die Telekommunika-
tionswirtschaft im privatisierten 
Markt. Es ist schon paradox: Vor 
25 Jahren hat man privatisiert, 
jetzt müssten wir subventionie-
ren, damit die ländlichen Räume 
nicht abgehängt werden. 

Seit 2014 hat der Freistaat an 
freiwilligen Leistungen bereits 
über 2,1 Milliarden Euro ins Sys-
tem gegeben, dazu kommen über 
550 Millionen Euro kommuna-
le Gelder. Fakt ist: Ohne die För-
derung Bayerns, wären wir im 
Daten-Nirvana. Der Bund muss 
jetzt seiner Aufgabe nachhaltig 
und zuverlässig gerecht werden. 
Wenn Geld zugesagt wird, muss 
es auch fließen. 
GZ: Ändert sich dadurch etwas 
an den bayerischen Förderprin-
zipien? 
Füracker: Unsere Gigabit-Förder-

richtlinie läuft weiter auf Hoch-
touren. Wir waren hier Vorrei-
ter, denn Bayern konnte als erste 
Region in Europa auch den Giga- 
bitausbau von Anschlüssen in so 
genannten grauen NGA-Flecken 
fördern, also Orten, wo bereits 
schnelles Internet mit mindestens 
30 Mbit/s verfügbar war. 

Beim Bundesförderprogramm 
hat der Bund bisher 50 Prozent 
bezahlt und wir haben mit baye-
rischen Steuergeldern weitere 40 
Prozent aufgestockt. Mein Ziel ist 
es, dass die Bundesförderung in 
Bayern endlich funktioniert und 
wir wie alle anderen Länder auch 
das Bundesgeld erhalten. Man 
stelle sich vor, mit bayerischen 
Steuergeldern wird in anderen 
Bundesländern ausgebaut. Und 
der Hauptsteuerzahler kann da-
von nicht profitieren. Deswegen 
brauchen wir das Bundesförder-
programm. Wir werden die Kofi-
nanzierung sicherstellen, damit 
die bayerischen Kommunen im 
Ergebnis Fördersätze in Höhe von 
90 Prozent erhalten, so wie sie es 
gewohnt waren  
GZ: Neben dem Breitbandaus-
bau ist das BayernWLAN ein 
wichtiger Baustein der digita-
len Infrastruktur des Freistaats. 
Seit 2015 gibt es ein öffentli-
ches Netz von WLAN-Hotspots. 
Jedermann kann ohne Anmel-
dung rund um die Uhr, ohne Vo-
lumenbegrenzung und mit Ju-
gendschutzfilter im Internet sur-
fen. Für bayerische Kommunen 
gibt es eine Unterstützung. Die 
Kosten für den laufenden Be-
trieb müssen sie dann selbst tra-
gen. Wie ist der Stand der Din-
ge? Was müssen interessierte 
Kommunen wissen? 

Bayern-WLAN

Füracker: Wir sprechen hier von 
einer echten Erfolgsstory. Mitt-
lerweile existieren mehr als 
41.000 kostenlose WLAN-Hots-
pots  Jeden Monat verzeichnen 
wir darauf bis zu zwölf Millio-
nen Zugriffe. In das Projekt auf-
genommen wurde auch die Un-
terstützung des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs  Inzwischen 
sind bereits über 2 000 Busse mit 
BayernWLAN ausgerüstet  Kom-
munen, die Interesse an der Ein-
richtung von BayernWLAN für 
örtliche und regionale Projekte 
haben, unterstützt der Freistaat 
mit jeweils bis zu 10 000 Euro  
Ansprechpartner ist das Bayern-
WLAN Zentrum 

Cyber-Sicherheit in Gefahr

GZ: Stichwort Information-Tech-
nology-Sicherheit. Auch Kom-
munen werden vermehrt zum 
Ziel von Cyberangriffen. Überre-
gionale Aufmerksamkeit erfuhr 
2016 erstmals der Fall der unter-
fränkischen Stadt Dettelbach, 
die damals noch Lösegeld zahlte, 
um wieder Zugriff auf ihre Daten 
zu erlangen. In den vergangenen 
Jahren sind in diesem Deliktbe-
reich steigende Fallzahlen zu be-
obachten. Nun gibt es in Bayern 
das Landesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (LSI), 
das ebenfalls in den Verant-
wortungsbereich des Heimat- 
und Finanzministeriums gehört. 
Welche präventiven Dienstleis-
tungen können bayerische Kom-
munen hier abrufen? 
Füracker: Bayern hat vor mehr als 
fünf Jahren als Vorreiter und ers-
tes Bundesland diese eigenständi-
ge IT-Sicherheitsbehörde gegrün-
det  Damit sind wir das bayerische 
Pendant zum BSI  Da das LSI für 
seine umfangreichen Aufgaben 
weiter Verstärkung benötigt, bau-
en wir aktuell bis zu 200 Sicher-
heitsexperten auf, vor allem am 
Hauptstandort in Nürnberg. 

Konkret beraten wir Kommu-
nen in allen Fragen, die sich um 
Daten und IT-Sicherheit drehen  
Wir bieten auch einen Warn- und 
Informationsdienst für Staatsbe-
hörden, Kommunen und Betrei-
ber kritischer Infrastrukturen zu 
Schwachstellen und laufenden 
Angriffswellen an. Daneben sind 
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2020 und 2021 enorme Auswir-
kungen auf die Kriminalität  Teil-
weise fielen Tatgelegenheiten 
weg, beispielsweise durch Ge-
schäftsschließungen und Aus-
gangssperren  Sinkende Zahlen 
beim Ladendiebstahl und bei 
Delikten in der Öffentlichkeit 
waren die Folge 

Die insbesondere durch Lock-
downs angestoßene Verlage-
rung von Straftaten ins Inter-
net habe sich aber fortgesetzt  
„Daher werden wir 2023 die Be-
kämpfung der Internetkrimina-
lität weiter intensivieren“, kün-
digte Herrmann mit Blick auf die 
Fallzahlenentwicklung an (2019: 
29 717 Fälle, 2022: 45 065 Fälle, 
+51,6 Prozent)  Die Polizei wer-
de auch verstärkt gegen Sexual-
delikte (2019: 9 050 Fälle, 2022: 
16 021 Fälle, +77,0 Prozent) und 
gegen Gewaltkriminalität (2019: 
19 953 Fälle; 2022: 20 608 Fälle, 
+3,3 Prozent) vorgehen 

In vielen Bereichen gab es von 
2019 auf 2022 zum Teil deutli-
che Rückgänge, beispielsweise 
minus 34,5 Prozent Wohnungs-
einbrüche (2019: 4 342; 2022: 
2 844), minus 23,0 Prozent Ta-
schendiebstähle (2019: 3 692 
Fälle, 2022: 2 822 Fälle), minus 
13,7 Prozent Nötigungsdelikte 
(2019: 9 631 Fälle, 2022: 8 312 
Fälle) und minus 6,2 Prozent Be-
trugsstraftaten (2019: 85.825 
Fälle, 2022: 80 541 Fälle) 

Im Bereich der Gewaltkrimi-
nalität - darunter fallen schwer-
wiegende Rohheitsdelikte wie 
Mord, Totschlag, Raub sowie ge-
fährliche und schwere Körper-
verletzungen - ist laut Herrmann 
insbesondere der Anstieg bei 
den Raubstraftaten signifikant 
(2019: 2 083 Fälle, 2022: 2 361 
Fälle, +13,3 Prozent)  Im be-
sonderen Fokus stehe deshalb 
die Sicherheit im öffentlichen 
Raum  „Die Polizeipräsidien ana-
lysieren die Statistikdaten sehr 
genau und werden dort, wo not-
wendig, insbesondere die Po-
lizeipräsenz erhöhen“, machte 
der Innenminister deutlich 

Laut Herrmann ist der deut-
liche Anstieg bei der Zahl der 
Sexualstraftaten insbesondere 
auf die starke Zunahme bei Kin-
derpornografie zurückzuführen 
(2019: 1 735 Fälle, 2022: 6 460 
Fälle, +272,3 Prozent), vor allem 
im Internet (5 249 der 6 460 Fäl-
le in 2022, 81,3 Prozent)  Gerade 
Smartphones und die Nutzung 
von Social Media- und Messen-
ger-Diensten ermöglichten eine 
massenhafte Verbreitung straf-
barer Inhalte an eine Vielzahl 
von Personen in kürzester Zeit  
„Wir werden den Kampf gegen 
Kinderpornografie und Kindes-
missbrauch noch konsequen-
ter führen, um die skrupellosen 
Täter hinter Gitter zu bringen“, 
unterstrich der Innenminister  
„Unsere Ermittler brauchen da-
zu dringend die Speicherung 
von IP-Adressen, die der Euro-
päische Gerichtshof ausdrück-
lich zugelassen hat.“ Herrmann 
appellierte an die Bundesregie-
rung, schleunigst ihre ideolo-
gischen Vorbehalte abzulegen 
und endlich die gesetzlichen Re-
gelungen zu schaffen.

Ein Schwerpunkt der bayeri-
schen Polizeiarbeit ist und bleibt 
die Bekämpfung der Rauschgift-
kriminalität  2022 wurden ins-
gesamt 50 445 Fälle registriert 
und damit 9,8 Prozent weni-
ger als 2019  Obwohl insgesamt 
1 600 Delikte weniger mit Can-
nabis registriert wurden (2022: 
34 227 Delikte), ist dies nach wie 
vor die meistkonsumierte Droge 
im Freistaat. Herrmann: „Wir ha-
ben auf die Rauschgiftkrimina-
lität weiterhin ein besonderes 
Augenmerk  Neben einer umfas-
senden Prävention kommt auch 
unseren repressiven Maßnah-
men eine große Bedeutung zu.“

Bei der Kriminalitätsentwick-
lung ausgewählter Städte (ohne 
ausländerrechtliche Verstöße) 
liegt Landshut mit einer Reduzie-
rung um 13,2 Prozent seit 2019 
an der Spitze, gefolgt von Aschaf-
fenburg (-12,8 Prozent), Augs-
burg (-8,4 Prozent) und München 
(-7,2 Prozent)  Dagegen verzeich-
nen Regensburg mit einem Plus 
von 0,7 Prozent, Ingolstadt (+3,8 
Prozent) und Bayreuth (+5,6 Pro-
zent) steigende Kriminalitäts-
zahlen  Unangefochtener Spit-
zenreiter ist Bamberg mit einem 
Wachstum von 25,4 Prozent   DK

Kreisfinanzen, 
ÖPNV und ...
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zes mehr Ressourcen für den  
ÖPNV-Ausbau  Das ist auch im 
Interesse der Menschen, die 
weder Auto noch Führerschein 
besitzen.“

Löffler zufolge „haben wir uns 
in der Vergangenheit mit flexib-
len Lösungen dafür eingesetzt, 
dass der ÖPNV in Gang kommt, 
wenngleich der Pkw eine star-
ke Rolle behalten wird, um bei-
spielsweise weite Wege zur Ar-
beit bewältigen zu können“. Be-
reits in früheren Jahren stand 
aufgrund geltender Regelungen 
die Finanzierung immer wie-
der auf der Kippe  Dabei sei ge-
rade der verlässliche Ausbau 
des ÖPNV in der Fläche der na-
türliche nächste Schritt, wenn 
man es mit der Verkehrswen-
de ernst meint  Flächendecken-
de Mobilitätslösungen, die auf 
die Vernetzung verschiedener 
Verkehrsmittel bauen und be-
zahlbar sind, stünden seit vie-
len Jahren im Fokus der bayeri-
schen Landrätinnen und Land-
räte  Gerade für den Ausbau des 
ÖPNV-Angebots im ländlichen 
Raum seien auf kommunaler 
Ebene viele unterschiedliche Ei-
gen-Modelle wie beispielsweise 
Rufbusse, Car-Sharing oder Mit-
fahrzentralen entwickelt wor-
den, unterstrich der Ausschuss-
vorsitzende 

Derzeit günstige 
Fördermöglichkeiten

Mit den auf Bundes- und Lan-
desebene bestehenden Förder-
möglichkeiten im Bereich Kli-
maschutz befasste sich wieder-
um der Fachausschuss für Lan-
desentwicklung und Umwelt  
„Nutzen Sie die derzeit günsti-
gen Fördermöglichkeiten“, ap-
pellierte ein Vertreter des baye-
rischen Umweltministeriums an 
die Ausschussteilnehmer 

Diskutiert wurden die Kom-
munalrichtlinie des Bundes, die 
Förderrichtlinien Kommuna-
ler Klimaschutz des Freistaats, 
(wieder mögliche) Investitions-
zuschüsse für Kommunen im 
Rahmen der Bundesförderung 
für effiziente Gebäude sowie die 
derzeit noch hohen Fördersät-
ze im Bereich Wärmeplanung  
Auf der Tagesordnung standen 
zudem die aktuellen bundes-
gesetzlichen Änderungen zum 
beschleunigten Ausbau der er-
neuerbaren Energien, die Teil-
fortschreibung des Landesent-
wicklungsprogramms sowie die 
Ausweisung von Windenergie-
flächen.

Einigkeit bestand darin, dass 
neu geschaffene Spielräume, 
wie etwa im Artenschutz, auf al-
le Arten regenerativer Energie 
ausgedehnt und umfassend ge-
nutzt werden müssen, um Ver-
fahren schlanker und effektiver 
zu gestalten   DK

Leistungsfähigkeit der ...

wir auch im internationalen IT-Si-
cherheitsnetzwerk „Trusted In-
troducer“ akkreditiert. Mit dem 
Siegel „Kommunale IT-Sicherheit“ 
bestätigen wir auf Wunsch Kom-
munen eine Mindestabsicherung 
in puncto Informationssicher-
heit  Zudem bieten wir kostenlo-
se Sensibilisierungskurse an und 
haben eine Handreichung zum 
Notfall-Management zur Verfü-
gung gestellt  Darüber hinaus un-
terstützen wir seit längerem den 
Bereich der kritischen Infrastruk-
turen und erschließen diesen 
branchenweise  Im Fokus stehen 
dabei kleine Unternehmen in öf-
fentlicher Trägerschaft wie Was-
serversorger und Krankenhäuser  
Insgesamt stellen wir fest, dass es 
hier ganz erhebliche Bedarfe gibt 
und die Resonanz auf unsere An-
gebote sehr positiv ist. 
GZ: Apropos Schutz der Daten-
netze: Über wie viele Angriffe 
pro Tag reden wir?  
Füracker: Beim staatlichen Netz 
werden täglich über 2 Milliarden 
Datensätze auf mögliche Angriffe 
analysiert und tausende Angriffe 
abgewehrt  
GZ: Sollte sich ein Fall mit ei-
ner erpresserischen Forderung 
wie in Dettelbach wiederholen, 
was würden Sie der betroffenen 
Kommune raten? Zahlen oder 
nicht zahlen? 
Füracker: Klare Antwort: nicht 
zahlen  
GZ: Herr Minister, vielen Dank 
für das Gespräch!  DK

Erneut Bestnoten für Bayerns  
Haushalts- und Finanzpolitik

Die Ratingagenturen Standard & Poor ś und Moody’s bewer-
ten die bayerische Finanzpolitik auch 2023 mit der Bestnote 
„AAA/A-1+“ bzw. dem bestmöglichen Kreditrating „Aaa stable“.

„Trotz massiver Herausforderungen in den vergangenen Jah-
ren vertrauen die Finanzmärkte weiter der soliden bayerischen 
Finanz- und Haushaltspolitik. In Bayern werden wir weiterhin – 
gerade auch im Sinne der künftigen Generationen – solide und 
verantwortungsvoll haushalten. Seriöse Planung und effizienter 
Haushaltsvollzug bilden weiter die Grundlage bayerischer Finanz-
politik“, erklärte Finanz- und Heimatminister Albert Füracker.

Laut dem Ratingbericht von Standard & Poor ś ist die Höchst-
bewertung vor allem auf ein hervorragendes Haushaltsmanage-
ment zurückzuführen. Diese vorausschauende Haushaltsfüh-
rung in Verbindung mit den in Bayern herrschenden, soliden 
institutionellen Rahmenbedingungen und der herausragenden 
Stärke der heimischen Unternehmen kompensiert in der Be-
wertung auch die merkliche, aber zur Bewältigung der Coro-
na-Pandemie unerlässliche Aufnahme neuer Schulden 

Moody ś stellt in seinem Bericht die starke und robuste hei-
mische Unternehmenslandschaft, die moderate Verschuldung 
und das gute Haushaltsmanagement als einige der wesentlichen 
Faktoren für das Spitzenrating des Freistaates heraus.  DK

Innere Sicherheit ...



KO M M U N A L E  B A U T H E M E N 5GZ 23. März 2023

Ausgezeichnet!

©
 O

fe
n

d
es

ig
n

 R
o

g
m

an
s,

 G
an

g
ko

fe
n

ERLUS Schornsteinsysteme und Lüftungsnetzwerk Via Vento S: 

Die wohngesunden Bauprodukte von ERLUS 
Wussten Sie, dass wir über 90 Prozent unserer Lebenszeit drinnen verbringen? Das erklärt, weshalb wir auf  
ein gesundes Raumklima achten sollten! Häuser mit hohen Schadstoffwerten können nämlich krank machen. 

Doch welches Raumklima ist gesund? Welche Baumaterialien sind schadstoffarm? Sind die Angaben glaub-
würdig? Wie behalte ich den Überblick? Das Sentinel Haus Institut (SHI) liefert Antworten zu gesundem  
Bauen, Sanieren und Wohnen und garantiert Ihnen schnelle, sichere Orientierung am Markt. Dort finden Sie  
alle Baustoffe, die von  renom mierten, akkreditierten Prüfinstituten gründlich auf Schadstoffe untersucht  
und nach SHI-Kriterien zertifiziert worden sind. Unsere ERLUS Schornsteinsysteme und das Lüftungsnetzwerk 
 ERLUS Via Vento S haben diese anspruchsvollen Kontrollen und Qualifizierungsmaßnahmen durchlaufen  
und sind mit dem Zertifikat des Sentinel Haus Instituts ausgezeichnet worden.  

Alle Materialien der ERLUS Schornsteinsysteme und des Lüftungsnetzwerks ERLUS Via Vento S ent sprechen 
  den aktuellen Anforderungen an wohngesunde Produkte. Sie leisten somit einen wichtigen Beitrag für Ihr 
schad stofffreies Haus.  

www.erlus.com/Wohngesundheit
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www.solid-unit.de
Neuer Innovations-Blog stellt Klimaschutzpotenziale  

innovativer CO2-reduzierter Baustoffe und Bautechniken vor 
Durch innovativen Massivbau lässt sich eine große Hebelwir-
kung zu Gunsten des Klimaschutzes erzielen. Welche CO2-re-
duzierten Baustoffe und Bautechniken es gibt und was ihr kon-
kreter Beitrag zum Klimaschutz ist, stellt der neue solid UNIT 
Innovationsblog auf der Homepage www.solid-unit.de vor. 

Das Netzwerk solid UNIT Bayern verbindet acht Bauwirtschafts-
verbände, die für die Produktion und Verarbeitung mineralischer 
Bauprodukte in Bayern stehen. Sie vertreten rund 200.000 Ar-
beitnehmer und Arbeitnehmerinnen in 4.000 Unternehmen, die 
in Bayern mehr als 30 Mrd. Euro Wertschöpfung erwirtschaften.

Die ersten Blog-Beiträge thematisieren die Möglichkeit zur 
CO2-Einsparung bei der Zement- und Betonproduktion mittels KI 
bzw. Hochleistungsultraschall der Start-ups alcemy und Sonocre-
te. Das Start-up N1 Trading zeigt, wie mit der Software „Site 
Depot“ effizient Materialflüsse gesteuert und dadurch Zeit, 
CO2-Emissionen und Abfall reduziert werden können. Aber auch 
die Minimierung des Ressourcenverbrauchs mit dem KS-Kreis-
laufstein zählt zu den ersten Beiträgen. Jedes Prozent an wieder-
verwertetem Recyclingmaterial trägt als Sekundärrohstoff zur 
Ressourceneinsparung bei und ist ein Gewinn für die Umwelt.

Andreas Demharter, Vorsitzender von solid UNIT Bayern: „Mi-
neralische Baustoffe haben aus gutem Grund eine lange Tradi-
tion: Sie sind regional verfügbar, sehr gut recycelbar, klimare-
silient und reduzieren durch ihren natürlichen Wärmespeicher- 
effekt den Energiebedarf eines Bauwerks. All diese Nachhal-
tigkeits-Vorteile gilt es nun mit einem möglichst reduzierten 
CO2-Abdruck zu kombinieren, denn unser Ziel ist die Klimaneut-
ralität eines Bauwerks. Wie dies zukünftig möglich sein wird, soll 
der solid UNIT Innovationsblog aufzeigen.“ 

Ausgabe 6/2023 der Bayerischen GemeindeZeitung liegt der 
Sonderdruck „Innovativer Massivbau für den Klimaschutz“ bei, 
der gemeinsam mit solid UNIT erstellt wurde. r

Bayerisches Kabinett zum Wohnungsbau:

Der Bundesgesetzgeber 
muss nachlegen!

Der bayerische Ministerrat hat vom Bund Maßnahmen zur Ankur-
belung des Wohnungsbaus gefordert. Mit dem Wohnbau-Boos-
ter Bayern habe die Staatsregierung bereits ein starkes Programm 
auf den Weg gebracht, mit dem die bayerischen Wohnraumför-
derprogramme weiterentwickelt werden und der Wohnungs-
bau im Freistaat weiter angekurbelt wird, hieß es. Doch auch 
der Bund müsse nachlegen, damit das Ziel von deutschlandweit 
400.000 neuen Wohnungen im Jahr erfüllt werden kann.

Mit einer Bundesratsinitiative 
fordert der Freistaat deshalb zu-
nächst, angesichts der gegenwär-
tigen Preisentwicklung im Bau-
sektor die steuerlichen Rahmen-
bedingungen für Investitionen in 
den Mietwohnungsbau und den 
Erwerb von Wohneigentum zu 
verbessern. Dazu zählten die dau-
erhafte Wiedereinführung einer 
degressiven Abschreibung, eine 
Steuerbegünstigung beim Erwerb 
von selbstgenutztem Wohnraum, 
eine Länderöffnungsklausel bei 
der Grunderwerbsteuer und ei-
ne Länderöffnungsklausel bei der 
Erbschaft- und Schenkungsteu-
er. Damit sollen die Bürger beim 
Erwerb und Erhalt von selbstge-
nutzten Wohnimmobilien entlas-
tet werden.

Vor dem Hintergrund, „dass 
Förderstopps und Modifizierun-
gen der Programmkonditionen 
der KfW im Laufe des Jahres 2022 
zu erheblicher Verunsicherung bei 
Bauherren geführt haben“, plä-
diert der Freistaat überdies da-
für, die KfW-Programme mindes-
tens auf dem Niveau von 2021 mit 
einem Fördervolumen von etwa 
18 Milliarden Euro auszustatten. 
Insbesondere die für 2023 ver-
anschlagten 1,1 Milliarden Euro 
für den Neubau seien deutlich zu 

niedrig. Außerdem müsse das Pro-
gramm „Klimafreundlicher Neu-
bau“ überarbeitet werden und 
alternativ zu Darlehen auch Zu-
schüsse für private Bauherren als 
Förderanreiz anbieten. Für die Ge-
bäudesanierung seien die Förder-
sätze wieder anzuheben. Weitere 
Verschärfungen der technischen 
Anforderungen an Gebäude, die 
die Baupreise zusätzlich in die Hö-
he treiben, müssten unterbleiben.

Spielräume erweitern!

Angesichts des weiter gestiege-
nen Drucks auf den Wohnungs-
markt benötigen die Kommunen 
aus Sicht der bayerischen Staats-
regierung größere und vor al-
lem flexiblere Handlungsspiel-
räume bei der Mobilisierung von 
Wohnbauland. Auch hier müsse 
der Bundesgesetzgeber nachle-
gen. Der Freistaat fordert insbe-
sondere, die durch das Bauland-
mobilisierungsgesetz geschaffene 
erleichterte Befreiungsmöglich-
keit von Festsetzungen des Bebau-
ungsplans nach § 31 Abs. 3 BauGB 
vorbehaltlich der Zustimmung der 
betroffenen Gemeinde künftig für 
alle Kommunen einzuführen.

Damit die Kommunen Bauland 
zügig bereitstellen können, sei 

die Bauleitplanung weiter zu be-
schleunigen und zu vereinfachen. 
Die Staatsregierung appelliert des-
halb an den Bund, unter anderem 
das zum 31. Dezember 2022 aus-
gelaufene beschleunigte Bebau-
ungsplanverfahren in Ortsrandla-
gen nach § 13b BauGB mit Schwer-
punkt auf dem Bau von Mehrfa- 
milienhäusern zu verlängern. Au-
ßerdem soll das vereinfachte Be-
bauungsplanverfahren auch für die 
Aufhebung von Bauleitplänen zur 
Verfügung gestellt werden.

Zudem würde ein Wohnbau-
recht auf Zeit helfen, das „Hor-
ten“ von wertvollem Wohnbau-
land zu Spekulationszwecken zu 

verhindern. Der Freistaat fordert 
den Bund deshalb auf, die beste-
henden Bedingungs- bzw. Befris-
tungsmöglichkeiten im Baugesetz-
buch für die zulässige Art der bauli-
chen Nutzung zu erweitern und so 
den Kommunen neben dem in der 
Praxis kaum angewandten und kla-
geanfälligen Baugebot ein anreiz-
basiertes Wohnbaurecht auf Zeit 
zur Verfügung zu stellen.

Mit dem von der letzten Bun-
desregierung erfolgreich gestar-
teten Baukindergeld wurde rund 
einer halben Million Familien in 
Deutschland dabei geholfen, Ei-
gentumswohnungen oder Häuser 
zu kaufen oder zu bauen. Des-
halb verlangt der Freistaat ein 
neues Baukindergeld 2 mit ins-
gesamt 15.000 Euro staatlichem 
Zuschuss pro Kind in zehn Jah-
ren. Das Baukindergeld soll Fami-
lien bis zu einem Haushaltsein-
kommen von maximal 100.000 
Euro gewährt werden. DK

Neue Difu-Arbeitshilfe  
zum Baugebot

Eine neue Arbeitshilfe, die das Difu im Auftrag des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung entwickelt hat, gibt Empfeh-
lungen, wie Kommunen das bisher selten genutzte Instrument des 
Baugebots effektiv zur Schaffung von Wohnraum nutzen können.

Bei der Bewältigung des The-
mas Wohnraummangel muss es 
nicht immer nur um die Schaffung 
neuer Baugebiete gehen. Auch in-
nerhalb der Städte bestehen zahl-
reiche Möglichkeiten, den drin-
gend erforderlichen Wohnungs-
bau zu forcieren. So gibt es vie-
le Baulücken, Brachflächen oder 
Baugrundstücke, die derzeit nur 
als Parkplätze oder auf sonstige 
Weise nicht effektiv genutzt wer-
den. Diese Potenziale müssen ge-
hoben werden, um schnell und oh-
ne aufwändige Planungsverfahren 

neue Wohnungen bauen zu kön-
nen. Städte und Gemeinden sind 
gefordert, zunächst mit Koopera-
tions- und Unterstützungsangebo-
ten, notfalls aber auch unter Ein-
satz eines Baugebots dem Woh-
nungsmangel entgegenzuwirken. 
Das Aussprechen eines Bauge-
bots ermöglicht den Gemeinden, 
Eigentümerinnen und Eigentümer 
durch Bescheid zu verpflichten, in-
nerhalb einer Frist ihr Grundstück 
entsprechend den Festsetzungen 
des Bebauungsplans zu bebauen 
oder ein vorhandenes Gebäude an 

bestimmte Kriterien anzupassen.
Bislang haben Kommunen Bau-

gebote nur selten angewandt. In 
der Arbeitshilfe zeigt das Difu We-
ge auf, in welchen Fällen und auf 
welche Weise das Baugebot einen 
Beitrag zur Schaffung von Wohn-
raum leisten kann.

„Häufig reicht es bereits aus, die 
Option „Baugebot“ im Umgang 
mit Eigentümerinnen und Eigentü-
mern von Grundstücken zu kom-

munizieren. Erfolgreich sind laut 
Arbeitshilfe Strategien, die über 
den Einzelfall hinaus vorhandene 
Potenziale identifizieren, Schwer-
punkte setzen und diese Potenzia-
le durch ein gestuftes – informelle 
und formelle Handlungsoptionen 
nutzendes – Vorgehen systema-
tisch erschließen. Die Publikati-
on zeigt darüber hinaus, was zur 
rechtssicheren Anwendung des 
Baugebots erforderlich ist. r

https://www.erlus.com/wohngesundheit
http://www.solid-unit.de
http://www.solid-unit.de
https://www.gemeindezeitung.de/archiv/sonderveroeffentlichung/SolidUnit_Sonderdruck_Bayerische%20GemeindeZeitung.pdf
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Digitale Zukunft benötigt 
digitale Bildungsformate

Der Digitalplan für Bayern wurde vor wenigen Tagen nach Abstim-
mungen in den Ministerien verabschiedet. Das damit verknüpfte 
Zielbild Bayerns für das Jahr 2030 beschreibt eine Gesellschaft, die 
digital versiert ist und digitale Technologien mit Souveränität und 
Umsicht im Sinne des Gemeinwohls nutzt. Um dieses Zielbild in der 
Realität zu erreichen ist neben der aktiven Gestaltung des Wandels 
auf Entscheidungs- und Arbeitsebenen vor allem auch die Beglei-
tung des Veränderungsprozess für die Menschen in Bayern wichtig. 
Denn noch immer stehen viele Bürgerinnen und Bürger dem Digita-
len Wandel mit einem Gefühl von Unsicherheit gegenüber. So wür-
den sich laut einer Umfrage im Rahmen der Erarbeitung des Digi-
talplans über die Hälfte der Befragten im Internet sicherer fühlen, 
wenn sie mehr Bildungsangebote zu den Grundlagen von Informati-
onstechnik und -sicherheit zur Verfügung hätten. Das Problem: Viele 
der Befragten sind Arbeitnehmende und befinden sich somit außer-
halb von schulischen und universitären Bildungsformaten, die ihnen 
die notwendigen Kompetenzen vermitteln können. 

„Hierin zeigt sich die Notwen-
digkeit ergänzender Bildungs-
formate abseits der Schulen 
und Universitäten“, sagt Widar 

Wendt, Leiter der atene KOM 
Akademie. „Es braucht Bildungs-
formate, die sich mit den Rah-
menbedingungen von Arbeit-
nehmenden vereinbaren lassen 
und auf ihre Anforderungen zu-
geschnitten sind. Digitale Ange-
bote, insbesondere solche von 
Lernplattformen anerkannter In-
stitutionen leisten hier einen in-
tegralen Beitrag.“

Digital schlägt analog

Digitale Bildungsformate bie-
ten viele Vorteile gegenüber ana-
logen Varianten wie Seminare 
und klassische Weiterbildungen. 
Sie lassen sich zeit- sowie ortsun-
gebunden nutzen, stehen Nut-
zerinnen und Nutzer also jeder-
zeit zur Verfügung und können 
von ihnen optimal in ihren Be-
rufsalltag integriert werden. Ob 
aus dem Homeoffice oder dem 

Büro: Mit einem Zugang zum In-
ternet können Lernende ortsun-
abhängig von ihren Endgeräten 
auf digitale Bildungsinhalte zu-
greifen. In Form von E-Learning, 
Webinaren und Hybridforma-
ten können Nutzer sich wichti-
ge Kenntnisse zum Datenschutz, 
E-Akten, Mobilfunk und anderen 
relevanten Themenfeldern an-
eignen. 

Widar Wendt gibt jedoch zu 
bedenken: „Bei der Menge an 
Inhalten, die im Internet zu fin-
den sind, fällt es oft schwer, qua-
litativ hochwertige Bildungsan-
gebote zu finden, die die digita-
len Kompetenzen aufbauen. Hin-
zu kommt, dass Unternehmen 
und Content-Ersteller nicht im-
mer wissenschaftlichen Stan-
dards folgen. Dabei bilden ein-
heitliche Standards, eine ausge-
baute Infrastruktur, organisato-
rische Anpassungen, Befähigung 
von Lehrenden sowie qualitativ 
hochwertige und sichere Inhalte 
die Basis für den Ausbau der Di-
gitalkompetenz.“ Viele Verant-
wortliche in Bildungsinstitutio-
nen wie der atene KOM Akade-
mie wissen um diesen Umstand 
und haben ihre Antwort in Form 
eigens erstellter Lernplattformen 
gefunden.

Widar Wendt, Leiter Bildungsma-
nagement. Bild: atene KOM

Zentraler Ort  
des Kompetenzerwerbs

Digitale Lernplattformen bie-
ten für Nutzer einen besonderen 
Mehrwert, denn auf ihnen finden 
sie hochwertige und standardi-
sierte digitale Weiterbildungs-
möglichkeiten gebündelt an ei-
nem Ort. Gut durchdachte Lern-
plattformen berücksichtigen die 
unterschiedlichen Kompetenz-
niveaus der Nutzer. Sie können 
sich aus einem Katalog an Kur-
sen diejenigen aussuchen, die ih-
ren Kompetenzen entsprechen. 
Die Plattform dokumentiert den 
individuellen Lernfortschritt, tes-
tet erlangtes Wissen und stellt 
Teilnahmebestätigungen sowie 
Zertifikate aus. Zusätzlich kön-
nen die Plattformentwickler an-
hand der Resultate, Teilnahme-
zahlen und konkretem Feedback 
ihre Lerninhalte stetig optimie-
ren und aktualisieren. 

Wendt sieht gerade hierin die 
Stärke von Lernplattformen: „Sie 
lassen sich schnell an neue Ge-
setzeslagen und Forschungser- 
gebnisse anpassen. Die atene  
KOM Akademie beispielsweise 
arbeitet mit einer Vielzahl an un-
ternehmensinternen und exter-
nen Expertinnen und Experten 
zusammen, um die Lerninhalte  
stetig zu verfeinern und zu er-
weitern. So können Lernplattfor-
men immer auf die Bedürfnisse 
der Unternehmen und der Gesell-
schaft ausgerichtet werden.“  r

Neues AlpenStadtMuseum Sonthofen:

Wert der Heimat
Nach zweieinhalb Jahren Bauzeit wurde das AlpenStadtMu- 
seum, früheres Heimathaus in Sonthofens Kulturviertel, eröff-
net. Im Beisein zahlreicher geladener Gäste gaben Erster Bür-
germeister Christian Wilhelm, Gesundheitsminister Klaus Ho-
letschek und die Oberallgäuer Landrätin Indra Baier-Müller das 
Leuchtturmprojekt in die Hände von Museumsleiterin Mecht-
hild Fischer.

Verband bayerischer Wohnungsunternehmen:

Düstere Aussichten 
im Wahljahr 2023

Der Verband bayerischer Wohnungsunternehmen warnt vor einem 
drastischen Rückgang beim Wohnungsbau. Eine durch die Bevölke-
rungsentwicklung hohe Nachfrage treffe aktuell auf eine große Zurück-
haltung bei den Bauherren. „Im Moment steuert die Politik in eine Bau- 
und Wohnungskrise“, sagt Verbandsdirektor Hans Maier in Nürnberg.

Die Gesamtkosten belaufen 
sich auf etwa elf Millionen Eu-
ro. Die Regierung von Schwa-
ben bewilligte insgesamt über 
5,8 Millionen Euro Fördermittel 
aus dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, aus dem 
Bund-Länder-Städtebauförde-
rungsprogramm ‚Stadtumbau‘ 
und dem Bayerischen Sonder-
fonds „Innenstädte beleben“. 
Die Zuwendungen wurden von 
der EU, vom Bund und aus dem 
vom Bayerischen Landtag be-
schlossenen Haushalt des Bay-
erischen Staatsministeriums für 
Wohnen, Bau und Verkehr be-
reitgestellt. 

Ort der Begegnung

„Als Bürgermeister hat man 
nur selten die Chance, ein für 
die Kulturlandschaft seiner Stadt  
so wichtiges Projekt zu ver-
wirklichen“, betonte Rathaus- 
chef Wilhelm. Mit dem neuen 
AlpenStadtMuseum samt Café 
gewinne Sonthofen einen neu-
en Lieblingsort im Kulturvier-
tel hinzu – einen Ort der leben-
digen Geschichte, des interakti-
ven Lernens und der Begegnung 
von Jung und Alt. Landrätin Bai-
er-Müller bezeichnete Kultur als 
„ein Grundbedürfnis der Men-
schen“. Das neue Museum solle 
neben einem Ort des Sammelns 
und Bewahrens vor allem ein 
Ort der Begegnung und der Wis-
sensvermittlung sein.

Bereicherung der  
Allgäuer Kulturlandschaft

Gesundheitsminister Holet-
schek unterstrich den Wert des 
Museums als Bereicherung der 
Allgäuer Kulturlandschaft: „Den 
Wert der Heimat halte ich für 
enorm, besonders in unserer 
schnelllebigen Zeit, die durch 
Mobilität und oft vielen Umzü-
gen gekennzeichnet ist. Hier ist 
das Erleben und Erfahren von 
Heimat und Heimatverbunden-
heit Teil des Programms.“

Mit der Sanierung, dem Um-
bau und der Erweiterung des 
Heimathauses zu einem neukon-
zipierten Stadtmuseum setzt die 
Stadt Sonthofen ein vorbildli-
ches Bau- und Kulturprojekt um. 
Der mehrteilige Gebäudekom-
plex wird künftig eine bedeut-
same Rolle im Kulturbetrieb der 
Stadt und der Region einneh-
men.

Kultureller Mehrwert

Ein Teil des Museums besteht 
aus einem ehemaligen denkmal-
geschützten Bauernhaus, das im 
Kern auf das 16. Jahrhundert zu-
rückreicht und selbst als Expo-
nat erlebbar ist. Die Anpassung 

des Heimathauses an die zeit-
gemäßen Anforderungen einer 
musealen Einrichtung beinhal-
tet einen überaus beachtens-
werten Mehrwert für die kul-
turelle Qualität und Attraktivi-
tät der Stadt Sonthofen und des 
Oberallgäus.

Erlebbare Geschichte 

Die Dauerausstellung wur-
de mit ihren Themen inhalt-
lich neu geordnet und dem ak-
tuellen Forschungsstand ange-
passt. Zusammen mit einer Son-
derausstellungsfläche ist eine 
abwechslungsreiche Museums-
landschaft mit verbesserter Be-
sucherorientierung und barrie-
refreier Erschließung entstan-
den. Das Museum macht die 
Geschichte Sonthofens erlebbar 
– für Erwachsene und die jünge-
re Generation. Eine eigene Kin-
derspur vermittelt die Themen 
spielerisch und altersgerecht. 
Taststationen und eine Tour mit 
Audiodeskription ermöglichen 
auch Menschen mit Einschrän-
kungen die Angebote des Mu-
seums zu nutzen. Künftige Ver-
anstaltungen, ein Mehrzweck-
raum und ein Museumscafé 
tragen dazu bei, neben dem Kul-
tur- und Bildungsauftrag an ein 
Museum, das gesellschaftliche 
Leben zu bereichern.

Förderprogramme

Die vorbereitenden Maßnah- 
men sowie die Sanierung des 
ehemaligen Bauernhauses wur- 
den mit Mitteln aus dem 
B u n d - L ä n d e r- S t ä d t e b a u - 
förderungsprogramm „Stadtum- 
bau“ mit über 3,6 Millionen Eu-
ro unterstützt. Der Neubau als 
wichtiger Baustein des muse-
alen Gesamtkonzepts und  
die Ausstattung des Museums 
wurden im Maßnahmenschwer- 
punkt „Förderung nichtstaatli-
cher Museen“ des Europäischen 
Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE 2014-2020) mit über 
1,7 Millionen Euro gefördert, er-
gänzt durch weitere Förderge-
ber. Die Außenanlagen bis hin zu 
einem Teil der Kirchstraße wur-
den im Sonderfonds „Innenstäd-
te beleben“ des Freistaats Bayern 
mit 500.000 Euro bezuschusst.

Großes Besucherinteresse

Inklusive des Eröffnungswo-
chenendes strömten in den ers-
ten Wochen nach Angaben von 
Museumsleiterin Fischer knapp 
5.000 Besucher in die neue Ein-
richtung. Zahlreiche Einheimi-
sche, aber auch viele Tagestou-
risten aus dem gesamten Allgäu 
hätten das AlpenStadtMuseum 
aufgesucht. DK

Eintrag ins Goldene Buch. V.l.: 1. Bürgermeister Christian Wil-
helm, Erik Beisswenger, Staatsminister Klaus Holetschek, Thomas 
Gehring, Landrätin Indra Baier-Müller. Bild: Dominik Berchtold

Zehn Jahre lang haben die 500 
Mitglieder des Verbands baye-
rischer Wohnungsunternehmen 
regelmäßig neue Rekordzahlen 
bei den Baufertigstellungen ge-
meldet. Zuletzt für das Jahr 2021. 
Doch dieser Boom hat sich für den 
Verbandschef erledigt. „Auch un-
sere Mitglieder legen gegenwärtig 
zahlreiche Neubau- und Moderni-
sierungsprojekte auf Eis“, betont 
Maier. Als Ursachen für den Rück-
gang beim Wohnungsbau nennt 
er die hohen Baukosten, gestie-
gene Zinsen und die Auswirkun-
gen der Energiekrise. Die bei so 
hohen Kosten notwendigen Mie-
ten könnten die Kunden der sozial 
orientierten Wohnungswirtschaft 
schlichtweg nicht bezahlen.

Diese Entwicklung komme je-
doch zur Unzeit. Schließlich sei 
Bayern das Bundesland mit dem 
größten Bevölkerungsanstieg. Seit 
2011 ist der Freistaat um rund 
880.000 Einwohner gewachsen. 
Die Folge für den Wohnungsmarkt: 
„Wohnungsmangel auch in vie-
len Klein- und Mittelstädten“, be-
richtet Maier. Der VdW Bayern hat 
hochgerechnet, dass in Bayern al-
lein 200.000 bezahlbare Wohnun-
gen fehlen. Zwar würde sich der 
Druck auf dem Wohnungsmarkt 
auch in der Gründung von Woh-
nungsunternehmen widerspie-
geln. So habe der VdW Bayern in 
den letzten zehn Jahren 50 neue 
Mitgliedsunternehmen hinzuge-
wonnen. Doch auch diese Unter-
nehmen würden passende Rah-
menbedingungen brauchen, um 
die gewünschte Wirkung erzielen 
zu können. „Wenn das Umfeld für 
den Wohnungsneubau nicht bes-
ser wird, lassen sich die vielen Plä-
ne und Ideen nicht verwirklichen“, 
betont Maier.

Die schwierige Lage auf dem 
Wohnungsmarkt bestätigen die 
Vorstände der Vereinigung der 
Wohnungsunternehmen in Mit-
telfranken, Johannes Soellner und 
Roland Breun. Die positive Ent-
wicklung beim Wohnungsbau in 
Mittelfranken sei im Jahr 2023 
wohl vorbei. Im Geschäftsjahr 
2022 stimmten die Zahlen noch. 

Die sozial orientierten Wohnungs-
unternehmen konnten ihre Inves-
titionen in Neubau, Instandhaltung 
und Modernisierungen weiter auf 
insgesamt 393,5 Mio. Euro (+ 3 %) 
steigern. Es wurden 842 Wohnun-
gen (+ 15 %) gebaut. Die Stimmung 
bei den 50 Mitgliedern der Vereini-
gung der Wohnungsunternehmen 
in Mittelfranken ist trotzdem ein-
getrübt.

Projekt auf dem Prüfstand

„Beim Neubau bricht gerade 
vieles weg“, so Johannes Soellner, 
technischer Vorstand der Woh-
nungsgenossenschaft Gartenstadt 
Nürnberg. Bis Anfang 2022 sei 
noch viel Bewegung bei Neubau-
projekte gewesen. Doch seit dem 
russischen Krieg in der Ukraine mit 
all seinen Folgen würden kaum 
noch Bauvorhaben konkret ange-
gangen. Als Beispiel nennt Soell-
ner ein eigentlich für Anfang 2023 
geplantes Neubauprojekt der ei-
genen Genossenschaft. Dieses sei  
nun erst einmal auf dem Prüf-
stand. Eine kostendeckende Mie-
te von rund 14,50 Euro pro qm wä-
re für die meisten Bewerber um ei-
ne Genossenschaftswohnung nicht 
mehr leistbar. 

Das einzig Positive in der aktu-
ellen Situation ist laut Breun die 
Verbesserung bei den Ausschrei-
bungen. „Wir bekommen nun wie-
der reelle Angebote von den Bau-
firmen“, berichtet der Vorstand 
der Wohnungsgenossenschaft 
Fürth-Oberasbach. Viele Hand-
werker und Dienstleister hätten 
offenbar wieder freie Kapazitä-
ten. Aus Maiers Sicht steht fest: 
„Bezahlbarer Wohnraum kann  
nur entstehen, wenn der politi-
sche Wille vorhanden ist.“ Die 
größte Hürde seien die hohen 
Baukosten. Hier müsse die Politik 
ansetzen. Deutliche Verbesserun-
gen für den Wohnungsbau ver-
spricht sich Maier auch durch die 
Aufnahme der „Gebäudeklasse E“ 
in die Bayerische Bauordnung so-
wie einfachere Vergabeverfahren 
für öffentliche Auftraggeber beim 
seriellen Wohnungsbau. r

Kirchheim:

Spatenstich für Kinderhaus
Bayerns Familienministerin Ulrike Scharf hat den Spatenstich für 
das künftige Haus für Kinder II in Kirchheim gefeiert: „In Kirch-
heim entsteht ein neuer Zukunftsort für unsere Kinder! 200 Hort-
plätze und Schulräume für 42 Kinder in drei Förderklassen sind für 
Familien im Landkreis München ein großer Gewinn!“

Weiter bekräftigt die Famili-
enministerin das Ganztagesver-
sprechen: „Wir ermöglichen den 
Ausbau von 130.000 neuen 
Ganztagsplätzen bis 2028. Der 
Ganztagsausbau dient den Fami-
lien in Bayern – sie brauchen ei-
ne verlässliche Kinderbetreuung! 
Das ist die familien- und sozial-
politische Verantwortung unse-
rer herausfordernden Zeit, der 
wir uns aktiv stellen. Wir set-
zen mit dem Ganztagsausbau ein 
wuchtiges Signal für die Verein-
barkeit von Familie und Beruf!“

Ab dem Schuljahr 2026/2027 
wird stufenweise ein Rechtsan-
spruch auf Ganztagesbetreuung 
für Kinder im Grundschulalter 
eingeführt. Bei der Umsetzung 
des Rechtsanspruchs unterstützt 

der Freistaat die Kommunen tat-
kräftig. Bereits seit August 2022 
haben die Kommunen Planungs-
sicherheit: Sie können schon 
jetzt Unbedenklichkeitsbeschei-
nigungen für die Sonderförde-
rung aus dem künftigen Landes-
förderprogramm „Ganztagsaus-
bau“ erhalten, um ihre Projekte 
voranzutreiben. Diese attrakti-
ve Möglichkeit hat die Gemeinde 
Kirchheim beim Haus für Kinder 
II genutzt.

Bayern investiert seit Jahren 
in den Ausbau und in die Quali-
tät der Kindertagesbetreuung. 
In den vergangenen elf Jahren 
konnte die Zahl der Kita-Beschäf-
tigten von etwa 64.000 auf über 
114.000 gesteigert werden – al-
so um rund 78 Prozent. r

Mit Holz klimafreundlich bauen:

Beratung für Bauherren
Bauherren können sich bei allen fachlichen Fragen rund um das 
Zukunftsthema „Bauen mit Holz“ an die Fachberatung Holzbau 
Bayern wenden. Nach einer erfolgreichen Testphase im vergan-
genen Jahr wird das im Rahmen der bayerischen Holzbauinitia-
tive eingeführte kostenlose Serviceangebot ab sofort dauerhaft 
allen privaten, kommunalen und staatlichen Bauherren zur Verfü-
gung gestellt. Dies gab Forstministerin Michaela Kaniber bekannt.

Kaniber: „Mit dieser Entschei-
dung setzen wir in Bayern ein 
weiteres wichtiges Signal für 
mehr klimafreundliches Bau-
en mit Holz! Unsere kostenfreie 
Fachberatung räumt mit Vor-
urteilen schonungslos auf und 
setzt gezielt da an, wo die Ent-
scheidung für den klimafreund-
lichen Öko-Rohstoff getroffen 
wird: Bei den Bauherren in Bay-
ern. Wer mit Holz baut, betreibt 
aktiven Klimaschutz.“

Ziel des nun dauerhaften Bera-
tungsangebots ist es, heimisches 
Holz als den umwelt- und klima- 
freundlichsten aller Baustoffe 
weiter voranzubringen. „Verbau-
tes Holz aus nachhaltiger bayeri-

scher Waldwirtschaft ist der bes-
te Klimaretter, den wir in Bayern 
haben. Dieses Potenzial müssen 
wir nutzen“, so Kaniber. Egal ob 
mehrgeschossige Wohnhäuser, 
kommunale Kindergärten, land-
wirtschaftliche Betriebsgebäu-
de oder die Aufstockung von be-
stehenden Bauten – jeder Bau-
herr erhält künftig kostenlos und 
unbürokratisch eine professio-
nelle Erstberatung zum moder-
nen Holzbau. Neben der telefo-
nischen Information kommen 
die Holzbauexperten bei Bedarf 
auch direkt vorbei. 

Weitere Informationen unter:
https://fachberatungholzbau- 

bayern.de/ r

https://fachberatungholzbau-bayern.de/
https://fachberatungholzbau-bayern.de/
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Branchen-Bündnis warnt vor 
„Talfahrt beim Neubau“

Die „Top 30 des Wohnungsbaus“ richten 6-Punkte-Notplan an  
Bundes- und Landesregierungen, Parlamente und Parteispitzen

Das bundesweit größte Branchen-Bündnis der Bau- und Immobi-
lienwirtschaft warnt vor einem Einbruch beim Wohnungsbau: Die 
Aktion „Impulse für den Wohnungsbau“, in der sich 30 Organi-
sationen und Verbände der Bau- und Immobilienbranche zusam-
mengeschlossen haben, erwartet einen anhaltenden und sogar 
zunehmenden Abwärtstrend beim Neubau von Wohnungen. Der 
Staat müsse deshalb jetzt entschieden gegensteuern.

Das Branchen-Bündnis spricht 
von einer „Talfahrt, die gerade ge-
fährlich an Tempo zulegt“. Mehr 
und mehr Wohnungsbauprojek-
te würden auf Eis gelegt. „Die be-
reits heute bestehenden gravie-
renden Engpässe auf vielen regi-
onalen Wohnungsmärkten wer-
den sich so weiter verschärfen“,  
so die Aktion „Impulse für den 
Wohnungsbau“. Letztlich drohten 
Kurzarbeit und Entlassungen.

Die Akteure des Wohnungsbaus 
in Deutschland fordern deshalb 
ein schnelles, konsequentes und 
effektives Umsteuern der Woh-
nungsbaupolitik von Bund und 
Ländern. Hierzu legt das Bünd-
nis heute ein Positionspapier als 
„6-Punkte-Notplan für den Woh-
nungsbau“ vor. Vom Bundeskanz-
ler über die Ministerpräsidentin-
nen und Ministerpräsidenten bis 
zu den Parteispitzen – alle für den 
Wohnungsbau Verantwortlichen 
bekamen Post: Adressaten sind 
die Bundesregierung und der Bun-
destag sowie die Landesregierun-
gen und Länderparlamente. Eben-
so die Parteien. Ziel müsse es sein, 
eine weitere Verschärfung auf 
den ohnehin angespannten Woh-
nungsmärkten zu vermeiden. Um 
die soziale Frage des Wohnens in 
den Griff zu bekommen, gebe es 
vor allem beim sozialen und be-
zahlbaren Wohnungsbau erhebli-
chen Nachholbedarf. Hier müsse 
der Staat deutlich mehr investie-
ren und die Rahmenbedingungen 
für den Neu- und Umbau verbes-

sern. So müsse das Baurecht er-
heblich schlanker werden. Darü-
ber hinaus sei es notwendig, die 
Anreize für den Neubau und die 
Modernisierung über die bereits 
erfolgten Verbesserungen hinaus 
noch attraktiver zu machen.

Wachsende Inflation, Zinserhö-
hungen, steigende Energiekosten 
etc. – Aufgabe des Staates ist es, 
so das Wohnungsbau-Bündnis, al-
les daranzusetzen, negativen Be-
dingungen für den Neubau wirk-
sam entgegenzutreten und das 
Wohnen für die Menschen wieder 
bezahlbar zu machen.

Wohnen bezahlbar machen

Konkret bedeute dies eine 
neue und attraktivere Förderku-
lisse für den Neubau. Allein beim 
nachhaltigen und klimafreundli-
chen Wohnungsneubau sei an-
gesichts steigender Kosten eine 
Verzehnfachung der Förderung 
notwendig: Die aus dem Klima- 
und Transformationsfonds für 
die Neubauförderung bereitge-
stellte Summe von 1,1 Milliarden 
Euro müsse auf mindestens 10 
Milliarden Euro pro Jahr erhöht 
und um eine Sozialkomponen-
te für bezahlbare Neubaumieten 
ergänzt werden. Nur so sei die 
Wende im Neubau zu schaffen.

Bundesweit gibt es weniger als 
1,1 Millionen Sozialwohnungen 
– für das Wohnungsbau-Bündnis 
ein „alarmierender Zustand“. Für 
den sozialen Wohnungsbau müs-

se der Bund seine Förderung um 
ein Vielfaches aufstocken – und 
das rasch. Die Länder müssten 
hier bei der Finanzierung mitzie-
hen. Ziel müsse es sein, in diesem 
Jahrzehnt 100.000 Sozialwoh-
nungen pro Jahr neu zu bauen. 
Zusammen mit dem Ankauf von 
Belegungsrechten müsse es so 
gelingen, bundesweit wieder auf 
mindestens zwei Millionen Sozi-
alwohnungen zu kommen.

Ruf nach mehr Wohneigentum

Die Aktion „Impulse für den 
Wohnungsbau“ fordert darüber 
hinaus eine Offensive für mehr 
Wohneigentum: Da häufig Eigenka-
pital fehle, spricht sich das Bündnis 
– wie im Ampel-Koalitionsvertrag 
vorgesehen – für eine rasche Be-
reitstellung von Darlehen des Bun-
des aus, die das fehlende Startka-
pital ersetzen sollen. Wer niedrige 
Einkommen hat, solle darüber hin- 
aus einen Förderbonus des Staa-
tes bekommen. Nur so hätten wei-
te Teile der Bevölkerung überhaupt 
eine Chance auf Wohneigentum. 
Wichtig sei auch, den Kauf von Alt-
bauwohnungen und bestehenden 
Wohnhäusern zu fördern, wenn 
diese anschließend energetisch 
modernisiert würden.

Die Branche fordert zudem ei-
nen „Sanierungs-Booster“: Um  
die energetische Sanierung vor-
anzubringen, müsse der Staat sei-
ne Förderung deutlich verbes-
sern. Die Zeit sei dabei ein wich-
tiger und drängender Faktor. Und 
es komme darauf an, die Moder-
nisierungsrate deutlich zu erhö-
hen. So müssten die oft umfang-
reichen Energiespar-Sanierungen 
von Miethäusern deshalb deut-
lich besser unterstützt werden 
– ohne Mieterhaushalte zusätz-

lich zu belasten: Es sei wichtig, 
hier „Warmmieten-neutral“ vor-
zugehen. Darüber hinaus sei es 
notwendig, Familien und weni-
ger einkommensstarke Haushal-
te mit selbstgenutztem Wohnei-
gentum intensiver zu fördern.

Das Bündnis beklagt vor allem 
auch ein zu kompliziertes Bau-
recht, das das Bauen zudem un-
nötig teuer mache. Planungs-, 
Genehmigungs- und Bauprozes-
se müssten deutlich schlanker 
und schneller werden. Notwen-
dig dafür sei auch mehr Personal 
in den Behörden. Eine Experimen-
tierklausel soll „schlankes Bauen“ 
möglich machen. Gesetze, Nor-
men und Standards sollten dabei 
flexibler ausgelegt werden kön-
nen: Die Branche fordert mehr 
Beinfreiheit beim Bauen und we-
niger Kontrollzwang bei den Be-
hörden. Als Beispiel nennt sie Ab-
striche beim Schallschutz. 

Darüber hinaus setzt die Aktion 
„Impulse für den Wohnungsbau“ 
auf „Baumaterial von vor Ort“: 
Die heimische Rohstoffgewinnung 
fürs Baumaterial solle gesichert 
und gestärkt werden, ebenso wie 
der Einsatz von Recycling-Bau- 
stoffen. Und die Branche warnt: 
Es wird spätestens dann, wenn die 
Baby-Boomer-Generation in Ren-
te geht, einen zunehmenden Man-
gel an Fachkräften auf dem Bau 
geben. Es komme deshalb darauf 
an, auch jetzt in der Krise die vor-
handene Manpower zu halten und 
künftig die Zuwanderung von Ar-
beitskräften zu sichern. Wichtig da-
bei sei es, Hürden abzubauen und 
qualifizierten Menschen durch ein 
reformiertes Fachkräfteeinwande-
rungsrecht den Einstieg in den Ar-
beitsmarkt zu ermöglichen. Und 
zwar zu fairen, tariflichen Bedin-
gungen. Ziel müsse es zudem sein, 
auch junge Menschen aus dem 
Ausland für eine Ausbildung im 
Handwerk zu gewinnen. r

Zum Start der Neubauförderung: 

BMWSB gibt aktuelle 
Zinskonditionen bekannt

Das Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bau-
wesen startet das Programm „Klimafreundlicher Neubau“. Damit 
steht eine staatliche Unterstützung zur Verfügung, die den Neu-
bau und Ersterwerb von energieeffizienten und klimaangepass-
ten Wohn- und Nichtwohngebäuden fördert.

Diese Förderung erfolgt über 
zinsverbilligte Kredite, die von 
der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) zur Verfügung gestellt 
werden. Privatpersonen, Genos-
senschaften, Unternehmen und 
Investoren können diese Kredite 
über ihre Finanzierungspartner 
vor Ort beantragen.

Zweistufige Förderung

Seit heute sind die Zinskondi-
tionen rund um die Förderung 
bekannt: So ermöglicht eine ho-
he Zinsverbilligung beispielswei-
se einen effektiven Endkunden-
zins in Höhe von 0,90 Prozent 
p.a. bei einer Kreditlaufzeit von 
35 Jahren und einer Zinsbindung 
von 10 Jahren. Wer wiederum 
einen Förderkredit mit einer 
kurzen Kreditlaufzeit von 10 Jah-
ren bei einer 10-jährigen Zins-
bindung beantragt, kann aktuell 
sogar einen effektiven Endkun-
denzins in Höhe von 0,01 Pro-
zent p.a. erhalten. Die tagesak-
tuellen Zinskonditionen können 
unter www.kfw.de/konditionen 
eingesehen werden.

Die Förderung wird in zwei 
Stufen vergeben: Die Stufe Kli-
mafreundliches Wohngebäude/ 
Nichtwohngebäude wird erreicht,  
wenn ein Effizienzhaus 40 die An-
forderung Treibhausgasemissio-
nen im Gebäudelebenszyklus für 
den Neubau von Wohngebäuden 

des Qualitätssiegels Nachhaltiges 
Gebäude PLUS (QNG-PLUS) er-
füllt und nicht mit fossilen oder 
biogenen Energieträgern beheizt 
wird. Wer diese Anforderung er-
füllt, kann von der KfW-Bank ei-
nen vergünstigten Kredit i. H. von 
100.000 Euro erhalten.

Klimafreundliches 
Wohngebäude/Nichtwohn-
Gebäude – mit QNG

Die Stufe Klimafreundliches 
Wohngebäude/Nichtwohnge-
bäude – mit QNG wird erreicht, 
wenn für ein Effizienzhaus 40 ein 
Nachhaltigkeitszertifikat ausge- 
stellt wird, das die Übereinstim-
mung der Maßnahme mit den 
Anforderungen des „Qualitäts-
siegel Nachhaltiges Gebäude 
Plus“ (QNG-PLUS) oder „Quali-
tätssiegel Nachhaltiges Gebäu-
de Premium“ (QNG-PREMIUM) 
bestätigt. Wer diese Anforde-
rung erfüllt, kann einen Kredit 
in Höhe bis zu 150.000 Euro er-
halten. 

Bauherren von Nichtwohnge-
bäuden können maximal 10 Mio. 
Euro zinsverbilligte Kredite erhal-
ten (bis zu 2.000 Euro pro Quad-
ratmeter Nettofläche). Bei Vor-
liegen des QNG-Standards steigt 
der zinsverbilligte Kredit sogar 
auf max. 15 Mio. Euro (bis zu 
3.000 Euro pro Quadratmeter 
Nettogrundfläche). r

Baustellendieben  
ein Schnippchen schlagen

Video Guard verhindert Delikte – und trägt im Fall der Fälle zur Aufklärung bei
Diebstähle auf Baustellen bleiben ein Dauerthema. Doch viele De-
likte werden gar nicht erst gemeldet. Der administrative Aufwand 
und die Erwartung, dass die Straftat unaufgeklärt bleibt, sind Grün-
de dafür. Damit es erst gar nicht zu einer Straftat kommt, sollten 
Baustellen mittels Kameratechnik wie Video Guard bewacht wer-
den. Detektiert das System unerwünschte Personen, wird der hoch-
auflösende Stream an die Alarmzentrale übermittelt. Die Auf-
zeichnungen helfen bei der Identifikation von Eindringlingen und 
erleichtern somit die Aufklärung von Straftaten. Im Regelfall wirkt 
die Kamerabewachung an sich bereits abschreckend und präventiv.

Photovoltaikmodule, Kabel  
oder direkt ein ganzer Bagger  
gestohlen: Die Meldungen zu  
Baustellendiebstählen sind durch- 
gehend präsent. Doch viele De-
likte tauchen in der Statistik und 
der Presse gar nicht auf, da sie 
nicht zur Anzeige gebracht wer-
den. Die Gründe sind vielfältig: 
Eine mangelhafte Dokumentati-
on der Materialien und Geräte er-
schwert Bauverantwortlichen die 
Meldung. Auch scheuen Bauun-
ternehmen den administrativen 
Aufwand. Denn oftmals steht die 
Wiederbeschaffung von Material 
und Maschinen an erster Stelle – 
und diese stellt bereits einen ho-
hen zeitlichen Aufwand dar.

Zudem gehen viele davon aus, 
dass die Straftat sowieso nicht 
aufgeklärt wird. Und diese Be-
fürchtung ist leider nicht ganz un-
begründet: Während in den letz-
ten Jahren nahezu 55 Prozent al-
ler Straftaten in Deutschland 
aufgeklärt wurden, ist die Aufklä-
rungsquote bei Diebstahl deut-
lich niedriger. Doch jede Meldung 
– auch kleinerer Diebstähle – er-
leichtert die Strafverfolgung.

Das Bundeskriminalamt rät un-
ter anderem, Baustellen lückenlos 
mit einem mindestens 2,5 Meter 
hohen Bauzaun mit Übersteigsi-

cherung zu schützen. Auch wer-
den eine Ausleuchtung von Lager-
plätzen, Rad- und Lenkradkrallen 
sowie Ortungsgeräte für Baufahr-
zeuge empfohlen. Letztere soll-
ten so geparkt werden, dass der 
Zugang zum Tank erschwert ist. 
Bei längerer Unterbrechung der 
Bautätigkeit ist es ratsam, den 
Kraftstoff zu entfernen und Strom 
abzustellen. Ergänzt, optimiert 
und teilweise sogar ersetzt wer-
den diese Maßnahmen durch ei-
ne kamerabasierte Bewachung 
– wie etwa mit Video Guard. 
„Grundsätzlich sollte es natürlich 
das Ziel sein, dass es erst gar nicht 
zu einem Diebstahl auf der Bau-
stelle kommt“, erklärt Jörn Wind-
ler, Geschäftsführer der Internati-
onal Security GmbH.

Gesichert von Beginn an

Das bewusste Auseinander-
setzen mit schützenswerten Ma-
terialien und Maschinen führt be-
reits zu Projektbeginn zu einer 
verbesserten Dokumentation. Im 
Idealfall sollte die Kamerabewa-
chung bereits im Grobkonzept der 
Baustelleneinrichtung verankert 
sein – und somit vor Projektstart 
eingeplant werden. Die Video Gu-
ard-Türme werden hier zunächst 

auf Grundlage eines Flächenplans 
kalkuliert. Die Anzahl der Syste-
me ist unter anderem von der Art 
und Größe des Bauvorhabens, der 
Ausdehnung sowie von der Lage 
der Baustelle abhängig – und auch 
von der Frage, ob eine flächende-
ckende Bewachung erfolgt oder 
ein bestimmter Bereich definiert 
ist, indem beispielsweise Material 
und Maschinen außerhalb der Ar-
beitszeiten gelagert werden.

Ereignisgesteuertes Eingreifen

Detektiert das Bewachungssys-
tem per selbstlernender Videoana-
lytik unerwünschte Personen auf 
der Baustelle, wird der hochauf-
lösende Stream an die Alarmzent-
rale übermittelt. Geschulte Mitar-
beiter sichten das Material und re-
agieren zunächst durch direkte An-
sprache. Letztere erfolgt über das 
am Kameraturm installierte Laut-
sprechersystem. In der Regel führt 
dieser Schritt bereits zum Rückzug 
der potenziellen Täter – eine Straf-
tat wird somit durch die unmittel-
bare Reaktion verhindert.

Führt die Ansprache nicht zur 
Flucht, organisiert die Alarmzent-
rale die Interventionsmaßnahmen 
zusammen mit der zuständigen 
Polizei oder einem Wachdienst. 
Die kurze Reaktionszeit und eine 
klare Verortung der Täter auf dem 
Gelände erhöhen die Wahrschein-
lichkeit, dass ein Ergreifen mög-
lich ist. Zudem helfen die Kame-
raaufzeichnungen bei der Iden-
tifikation von Eindringlingen 
und sind vor Gericht verwertbar. 
Sie erleichtern somit die Aufklä-
rung von Straftaten.
Info: www.videoguard24.de r

https://www.corent-ag.de/
http://www.kfw.de/konditionen
http://www.videoguard24.de


WA S S E R  ·  A B WA S S E R8 GZ23. März 2023

Alle ziehen an einem Strang: Die Nutzer des Tiefengrundwassers aus dem überdeckten Sandstein-
keuper, Vertreterinnen und Vertreter des Landratsamtes und des Wasserwirtschaftsamtes Ansbach.  
 Bild: Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen

Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen:

Tiefengrundwasserentnahmen aus 
dem überdeckten Sandsteinkeuper

Die Nutzer des Tiefengrundwassers aus dem überdeckten Sand-
steinkeuper im Landkreis Weißenburg-Gunzenhausen erarbeiten 
gemeinsam auf Initiative des Landratsamtes Weißenburg-Gunzen-
hausen und des Wasserwirtschaftsamtes Ansbach ein Konzept zur 
nachhaltigen Nutzung des Grundwasservorkommens und zur Stei-
gerung der Versorgungssicherheit der bestehenden, ortsnahen 
Wasserversorgungsstrukturen. Im Landkreis Weißenburg-Gunzen-
hausen geht man dabei neue Wege, um das Tiefengrundwasser zu 
schonen. Dabei sind sich alle Nutzer einig, Alternativen zur derzei-
tigen Entnahme zu ermitteln oder Einsparmöglichkeiten zu nutzen. 

Im südlichen Landkreis Wei-
ßenburg-Gunzenhausen fördert 
die öffentliche Wasserversor-
gung überwiegend Wasser aus 
dem überdeckten Sandstein-
keuper. Ebenso wird dieses Tie-
fengrundwasservorkommen zur 
Mineralwasserherstellung ent-
nommen. Im Einzelnen handelt 
es sich um die Stadtwerke Wei-
ßenburg, die Gemeinden Ales-
heim und Ettenstatt, die Zweck-
verbände Burgsalacher Juragrup-
penwasserversorgung, die Pfo-
felder Gruppe, die Gnotzheimer 
Gruppe und um die Firma Alt-
mühltaler Mineralbrunnen Gm-
bH in Treuchtlingen. Die Wasser-
rechte der genannten Nutzer sind 
durch das Landratsamt Weißen-
burg-Gunzenhausen befristet er-
teilt worden und laufen zwischen 
2025 und 2039 aus

Zukünftige  
und nachhaltige Nutzung 

Das Grundwasservorkommen 
im überdeckten Sandsteinkeuper 
hat aufgrund der mächtigen 
Überdeckung nur eine sehr ge-
ringe Grundwasserneubildungs-
rate und somit ein hohes Ent-
stehungsalter. Tiefengrundwas-
ser regeneriert nur langsam. Des-
halb sind strenge Maßstäbe an 
eine sparsame und nachhaltige 
Nutzung des Tiefengrundwassers 
anzulegen, was eine Reduzierung 
der einzelnen Entnahmen sowie 
eine Anpassung der einzelnen 
Wasserrechte zur Folge hat. 

Aus diesen Gründen haben 
Landrat Manuel Westphal und 
der Leiter des Wasserwirtschafts- 
amtes Ansbach Thomas Keller 
erstmalig alle Nutzer zusammen 
im Sommer 2022 zu einer Ge-
sprächsrunde über die zukünfti-
ge und nachhaltige Nutzung des 
Grundwasservorkommens ein-
geladen. Vorangegangen waren 
verschiedene Einzelgespräche, 
die nun in dieser großen Abstim-
mungsrunde mündeten. 

Dabei wurden zunächst die fach-
lichen und rechtlichen Grundla-
gen erläutert sowie vereinbart, die 
Wasserrechte für alle Nutzer im 
Jahr 2026 neu zu erteilen. Alle Teil-
nehmenden der Gesprächsrunde 
bis auf die Gemeinde Alesheim ha-
ben sich dazu auch schon bereiter-
klärt. 

Hier haben insbesondere die 
Wasserversorger mit einer län-
geren Laufzeit des Bescheides ein 
großes Zugeständnis erteilt. Al-

len Beteiligten ist klar, dass die 
zukünftige Entnahme gemeinsam 
betrachtet werden muss und Ein-
sparpotenziale von allen genutzt 
werden müssen, um das Tiefen-
grundwasser aus dem überdeck-
ten Sandsteinkeuper zu schonen. 

Des Weiteren wurden alle Teil-
nehmer gebeten, etwaige Ein-
sparmöglichkeiten oder Alter-
nativen zur derzeitigen Entnah-
me aus dem Tiefengrundwasser 
zu ermitteln. Die Zwischenergeb-
nisse wurden nun bei einem wei-
teren gemeinsamen Treffen vor-
gestellt und erörtert. Bei diesem 
Treffen war ebenfalls die Stadt 
Treuchtlingen vertreten.

Einsparmöglichkeiten der  
öffentlichen Wasserversorger

Die Wasserversorger haben 
zwischenzeitlich die jeweiligen 
grundsätzlichen Möglichkeiten 
der Einsparung von Tiefengrund-
wasser abgeschätzt und in der 
zweiten gemeinsamen Sitzung 
Anfang dieses Jahres dargelegt. 
Hierbei handelt es sich zum Bei-
spiel um die Reduzierung der Ab-
gabe an andere Wasserversor-
ger, Alternativen für Großabneh-
mer (z. B. eigene Brunnen), Re-
duzierung der Wasserverluste in 
den Leitungen, Schaffung eines 
Verbundsystems sowie der Prü-
fung von aktuell nicht genutzten 
Grundwasservorkommen mit hö-
herer Neubildung. 

Probebohrungen  
der Firma Altmühltaler 

Die Fa. Altmühltaler Mineral-
brunnen GmbH hat nach dem 
ersten gemeinsamen Treffen die 
wasserrechtliche Genehmigung 
für Versuchsbohrungen für ei-
ne alternative Erschließung be-
antragt und nach Vorliegen der 
entsprechenden Genehmigung 
durch das Landratsamt Weißen-
burg-Gunzenhausen damit be-
gonnen. Die ersten Ergebnisse 
aus der ersten Versuchsbohrung 
durch die Fa. Altmühltaler Mine-
ralbrunnen GmbH liegen vor. Hier 
kann zusammenfassend festge-
stellt werden, dass die vorgefun-
dene Quantität und Qualität des 
Wassers aus dem höher gelege-
nen Eisensandstein zuversichtlich 
stimmt. Das Wasser kann voraus-
sichtlich als Mineralwasser ge-
nutzt werden, um somit Tiefen-
grundwasser aus dem Sandstein-
keuper zu ersetzen.

Derzeit wird die zweite Boh-
rung inklusive Pumpversuch auf 
dem Gelände des Wertstoffhofes 
der Stadt Treuchtlingen durchge-
führt.

Der Abschlussbericht zu den 
beiden Versuchsbohrungen wird 
im Juni 2023 erwartet. Ob und 
welche Mengen Altmühltaler 
dann aus dem Eisensandstein 
entnehmen darf, um das Tiefen-
grundwasser aus dem überdeck-
ten Sandsteinkeuper zu schonen, 
wird in weiteren wasserrechtli-
chen Verfahren entschieden wer-
den.

Stadt Treuchtlingen 

Neben den genannten Nut-
zern ist ebenfalls Bürgermeiste-

rin Dr. Dr. Kristina Becker als Ver-
treterin der Stadt Treuchtlingen 
in die Abstimmungsgespräche 
eingebunden, obwohl Treucht-
lingen nicht von einer zukünfti-
gen Nutzungseinschränkung im 
überdeckten Sandsteinkeuper 
betroffen ist. 

Durch die bereits vorhande-
ne ortsnahe Gewinnungsanlage 
bei Schambach, dem Wasserbe-
zug von dem Zweckverband Was-
serversorgung Fränkischer Wirt-
schaftsraum und dem Verbund 
mit den Stadtwerken Weißen-
burg ist die Versorgungssicher-
heit auch für die Zukunft gewähr-
leistet. 

Ausblick

Nun stehen als nächste Schrit-
te Einzelgespräche zwischen den 
Wasserversorgern, dem Wass-
erwirtschaftsamt Ansbach und 
dem Landratsamt Weißenburg- 
Gunzenhausen an, um die bisher 
nur geschätzten Einsparmöglich-
keiten und Alternativen zu kon-
kretisieren und weiter zu pla-
nen. Ebenfalls muss die zweite 
Versuchsbohrung der Firma Alt-
mühltaler abgeschlossen und 
ausgewertet werden. Danach sol-
len diese Ergebnisse in einem wei-
teren gemeinsamen Gespräch al-
ler Beteiligten vorgestellt und die 
nächsten Schritte gemeinsam be-
sprochen und festgelegt werden.

Bei all den gemeinsamen Über-
legungen werden die Grundsät-
ze zum Erhalt und Nutzung der 
ortsnahen Gewinnungsanlagen 
sowie zur Steigerung der Versor-
gungssicherheit im besonderen 
Maße berücksichtigt.

Das Landratsamt Weißenburg- 
Gunzenhausen informiert auch 
online über die aktuellen Was-
serrechtsverfahren und speziell 
auch zu der Nutzung des Tiefen-
grundwassers aus dem überdeck-
ten Sandsteinkeuper unter www.
landkreis-wug.de/informatio-
nen-wasserrechtsverfahren/.  r

VKU-Innovationspreis für 
Zweckverband Laber-Naab

Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) hat bei seiner 
Verbandstagung Macher und Vordenker der Daseinsvorsorge 
mit dem VKU-Innovationspreis ausgezeichnet. In der Kategorie 
Kommunale Wasser- / Abwasserwirtschaft siegte der Zweck-
verband der Wasserversorgungsgruppe Laber-Naab in Beratz-
hausen mit seinem Projekt „Das blaue Rechenzentrum“.

Der Zweckverband hat ein Rechenzentrum gebaut, das mit-
tels Wasserkälte aus dem eigenen Hochbehälter gekühlt wird. 
Der Gesamtenergieverbrauch liegt dadurch weit unter dem 
Durchschnitt deutscher Rechenzentren. Die jährliche Treibhaus-
gasminderung liegt dank der Wasserkühlung bei über 3.000 
Tonnen CO2-Äquivalente pro Jahr.

Durch das neue Rechenzentrum können die ineffizienten Re-
chenzentren der elf Mitgliedsgemeinden ersetzt werden. Darü-
ber hinaus hat es die Kapazitäten, weiteren Betrieben und Be-
hörden, beispielsweise Krankenhäusern, der Polizei oder dem 
Finanzamt, zur Verfügung zu stehen.

Technik prinzipiell übertragbar

Mittels Wärmetauscher wird dem fließenden Wasser die Kühl- 
energie entzogen. Das kalte Wasser fließt im Sekundärkreis-
lauf ins Rechenzentrum zu den Kühlventilatoren und kühlt die 
Rechner. Dabei wird das Trinkwasser nur unwesentlich erwärmt 
(<1°C). Das erwärmte Wasser fließt zurück zum Wärmetauscher 
und wird wieder abgekühlt. Die Technik ist prinzipiell auf jeden 
der 5.000 Wasserversorger in Deutschland übertragbar. Das Re-
chenzentrum ist mit dem „Blauen Engel“ zertifiziert und wird 
durch das Forschungszentrum Jülich gefördert.

„Dass auch kleine kommunale Unternehmen großartige Inno-
vationen hervorbringen können, das hat der Zweckverband der 
Wasserversorgungsgruppe Laaber-Naab unter Beweis gestellt“, 
betonte Jurymitglied Marion Walsmann, Abgeordnete des Eu-
ropäischen Parlaments. Sein zukunftsweisendes Projekt habe 
große Bedeutung für die Zukunft der Daseinsvorsorge, vor allem 
für die rund 20.000 Trinkwasserbehälter in Deutschland. „Nichts 
ist mächtiger als eine Idee, deren Zeit gekommen ist“, so Wals-
mann.  DK

Umweltausschuss im Bayerischen Landtag:

Trink- und Grundwasserschutz 
mit Augenmaß

Mit drei Änderungsanträgen zum Landesentwicklungsprogramm, 
die im Umweltausschuss beschlossen wurden, bekennt sich die 
CSU-Fraktion weiterhin dazu, Wasserschutz und Wasserversorgung 
auf höchstem Niveau sicherzustellen.

Konkret wird in den drei Ände-
rungsanträgen klargestellt, dass 
Grundwasser insbesondere der 
Trinkwasserversorgung dient, 
Tiefengrundwasser besonders 
geschont wird und durch Was-
serschutzgebiete oder Vorrang-
gebiete geschützte Trinkwasser-
vorkommen für die zukünftige 
Nutzung erhalten bleiben sollen. 
Laut Fraktion wurden die Ände-
rungsanträge erforderlich, um 
Trinkwasserschutz mit dem Um-
bau der Energieversorgung in 
Einklang zu bringen.

Wenige Tage zuvor hatten die 
Landtags-Grünen mit einem 
Dringlichkeitsantrag in der Plen-
arsitzung den Schutz des Grund-
wassers eingefordert. Es kön-
ne nicht sein, dass kommerzielle 
Wasserabfüller mit öffentlichen 
Versorgern gleichgestellt und so-
gar Wasserschutzgebiete ange-
tastet werden. Weiter verlangten 
die Grünen ein Verbot der kom-

merziellen Entnahme in Regio-
nen mit überwiegend sinkendem 
Grundwasserpegel. Tiefengrund-
wasser solle nur noch in speziel-
len Ausnahmefällen gewerblich 
genutzt werden dürfen. 

Verläßlicher Schutz

„Die Versuche der Oppositi-
on, hier Unsicherheiten beim Le-
benselixier Wasser zu schüren, 
sind unlauter“, stellte dazu der 
umweltpolitische Sprecher der 
CSU-Fraktion, Eric Beißwenger, 
fest. Wir als CSU-Fraktion schüt-
zen seit jeher verlässlich die le-
benswichtige Ressource Was-
ser. Das ist vor dem Hintergrund 
der Herausforderungen des Kli-
mawandels notwendiger denn 
je. Mit den heute behandelten  
Änderungsanträgen ermöglichen 
wir gleichzeitig den wichtigen In-
teressensausgleich für das Gelin-
gen der Energiewende.“  DK

Stadt Rehau:

SüdWasser setzt  
Ultraschall-Wasserzähler ein

Bayernwerktochter investiert in innovative Wasserzähler 
Pilotprojekt für smarte Lösungen in der Wasserversorgung

Im oberfränkischen Rehau (Landkreis Hof) kann der Wasserver-
brauch künftig über Funk ausgelesen werden. Die Bayernwerktoch-
ter SüdWasser GmbH hat in Kooperation mit den Stadtwerken Re-
hau in fast allen Haushalten hochmoderne Ultraschall-Wasserzähler 
eingebaut. Die Bürgerinnen und Bürger brauchen ihre Zählerstän-
de nicht mehr selbst ablesen, auch kommt niemand zum Ablesen 
ins Haus. Einmal jährlich fährt ein Funkwagen durch die Straßen und 
empfängt die Signale der Zähler. „Dieses Verfahren vereinfacht die 
Logistik für SüdWasser ungemein und die Bürger haben einen ge-
ringeren Aufwand,“ erläutert Robert Braun, Abteilungsleiter der 
Trinkwasserabteilung der SüdWasser GmbH. Im Rahmen des Pilot-
projekts sind insgesamt rund 3.000 Zähler geplant, rund 2.850 sind 
bereits verbaut.

Kontaktlose Ablesung  
spart Zeit und Geld

Durch den Ultraschall-Was-
serzähler wird die Ablesung ef-
fizienter. Die sogenannte Drive- 
by-Auslesung wird mit einem 
Auto durchgeführt, das mit einer 
Magnetantenne versehen ist. 
Die Antenne wiederum ist an ein 
Ablesegerät mit Tablet im Au-
to gekoppelt. „Die Technik ist ei-
ne gute Lösung für Kommunen, 
denn sie setzt keine bestehende 
Sendeinfrastruktur voraus“, er-
klärt Braun. Auf der Fahrt durch 
die Straßenzüge funken die Mit-
arbeiter die einzelnen Ultra-
schallzähler an und erhalten die 
Daten zum Wasserverbrauch di-
rekt auf ihr Ablesegerät. Fehl-
meldungen durch Zahlendreher 
werden damit ausgeschlossen 
und zudem können die Daten im 
Unternehmen direkt weiterver-
arbeitet werden. Das spart Zeit, 
entlastet die Kunden und hilft, 
Personalressourcen effizienter 
einzusetzen.

Langlebige Technik

Auch wenn der flächende-
ckende Einbau des Ultraschall-

zählers aufwendig sei, rech-
ne sich die innovative Technolo-
gie für die Kommunen, erläutert 
Braun. Mit einer Lebensdau-
er von 16 Jahren ist die Batterie 
und damit der Zähler sehr langle-
big. Unter Anwendung des Stich-
probenverfahrens kann er länger 
verbaut bleiben als ein mecha-
nischer Zähler. Dieser muss alle 
sechs Jahre getauscht werden. 
Kommunen sparen damit Dienst-
leistungs- und Beschaffungskos-
ten.

Zähler spüren Lecks auf und 
vermeiden Wasserverluste

Ultraschall-Wasserzähler mes-
sen den Verbrauch anhand von 
Schallwellen. Sie senden ein Si-
gnal, können damit die Fließge-
schwindigkeit und darüber den 
Verbrauch ermitteln. Der von 
der SüdWasser verwendete Zäh-
ler der dänischen Firma Kam-
strup unterscheidet sich von an-
deren Modellen vor allem we-
gen der eingebauten akusti-
schen Leckagedetektion (ALD), 
mit der sich Lecks im Verteiler-
netz aufspüren lassen. Einge-
baut wird der Zähler am Haus-
anschluss. Mithilfe der Ultra-

schall-Technologie erfasst das 
ALD Geräuschmuster im Was-
ser. Überschreitet der niedrigs-
te gemessene Geräuschwert ei-
nen bestimmten Pegel, deutet 
das auf ein mögliches Leck oder 
einen Wasserrohrbruch hin. Wie 
ein feinmaschiges Netzwerk von 
Geräuschloggern kontrollieren 
die Zähler auf diese Weise die 
Hausanschlüsse und Verteilungs-
leitungen. 

So kann die Suche nach dem 
undichten Rohr schneller und 
präziser räumlich eingegrenzt 
werden als bisher. „Für uns ist der 
Zähler ein tolles Hilfsmittel für ei-
nen schonungsvollen und nach-
haltigen Umgang mit Trinkwas-
serressourcen“, fügt Braun an.

Kompetenzzentrum Wasser 
der Bayernwerk AG

Die SüdWasser GmbH mit Sitz 
in Erlangen ist eine hundertpro-
zentige Tochter der Bayernwerk 
AG. Sie wurde 2001 gegründet 
und ist in der Trinkwasserversor-
gung sowie Abwasserbehand-

lung tätig. Das Unternehmen ist 
das Kompetenzzentrum für Was-
ser der Bayernwerk AG. Mit sei-
ner 20-jährigen Erfahrung unter-
stützt die SüdWasser Kommu-
nen und Industrie als Dienstleis-
terin. 

Die Unterstützung erfolgt in 
unterschiedlichen Modellen der 
Zusammenarbeit und ist ganz 
auf die Bedürfnisse der Kunden 
zugeschnitten. Kerngeschäft der 
SüdWasser sind Betriebsunter-
stützungen sowohl in der Trink-
wasserversorgung als auch Ab-
wasserbehandlung. Mit diesem 
Know-how bietet die SüdWas-
ser weitere ergänzende Dienst-
leistungen rund um das Wasser 
an und unterstützt auch bei der 
Projektumsetzung. Die Ziele des 
Unternehmens sind eine sichere 
Versorgung mit qualitativ hoch-
wertigem Trinkwasser zu verläss-
lichen Kosten sowie eine nach-
haltige Wasserwirtschaft. Kurz 
gesagt, fokussiert die SüdWas-
ser ihre Kompetenzen auf die 
Dimensionen Qualität, Umwelt 
und Sicherheit.  r

http://www.landkreis-wug.de/informationen-wasserrechtsverfahren/
http://www.landkreis-wug.de/informationen-wasserrechtsverfahren/
http://www.landkreis-wug.de/informationen-wasserrechtsverfahren/
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Das Technische Hilfswerk als örtliche Gefahrenabwehrbehörde:

Eine kostenneutrale Einsatzoption 
für Kommunen

Von Julian Pfeuffer, LL.M., Oberverwaltungsrat, München*
Problemaufriss: Hinsichtlich der Folgen des russischen Angriffskrie-
ges betont die Bundesregierung die Verantwortung von Ländern und 
Kommunen. Die Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen sei 
eine „große gesamtstaatliche Aufgabe“ nicht nur für den Bund, son-
dern „ganz wesentlich“ auch von Ländern und Kommunen, sagte der 
stellvertretende Regierungssprecher Wolfgang Büchner.

Auch Bundesinnenministerin 
Faeser hat die Innenministerin-
nen und -minister der Bundeslän-
der, die kommunalen Spitzenver-
bände und auch Bundesbaumi-
nisterin Klara Geywitz zu einem 
Flüchtlingsgipfel am 16.02.2023 
eingeladen. Es gehe darum, di-
rekt mit den Kommunen in den 
Dialog zu treten, was zur Entlas-
tung getan werden kann.

Jedoch sind nur zwei Prozent der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter hauptamtlich für die Behör-
de tätig. 98 Prozent der THW- 
Angehörigen arbeiten ehrenamt-
lich im THW. In 668 Ortsverbän-
den, davon 111 Ortsverbände in 
Bayern, engagieren sich bundes-
weit mehr als 80.000 Helferinnen 
und Helfer in ihrer Freizeit, um 
Menschen in Not kompetent 
und engagiert Hilfe zu leis-
ten. Grundlage des THW ist das  
Gesetz über das Technische Hilfs-
werk (THW-Gesetz - THWG). Dort 
werden in § 1 auch die Aufga-
ben des THW festgelegt: Wie der  
Name bereits verspricht, wird 
primär technische Hilfeleistung 
angeboten.

Aufgabe des THW

Aufgabe des THW ist daher die 
technische Unterstützung
1.  auf Ersuchen von für die Ge-
fahrenabwehr zuständigen Stel-
len bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben sowie
2.  auf Anforderung oberster 
Bundesbehörden, wenn das 
Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat zustimmt.

Technische Unterstützung

Die technische Unterstützung 
umfasst dabei insbesondere:
1. technische Hilfe im Zivil-
schutz,
2. Einsätze und Maßnahmen im 
Ausland im Auftrag der Bundes-
regierung,
3. Bekämpfung von Katastro-
phen, öffentlichen Notständen 
und Unglücksfällen größeren 
Ausmaßes auf Anforderung der 
für die Gefahrenabwehr zustän-
digen Stellen sowie
4. Unterstützungsleistungen und 
Maßnahmen im Sinne der Num-
mern 1 bis 3, die das Technische 
Hilfswerk durch Vereinbarung 
übernommen hat.

Zum Verständnis dieser abs-
trakten Umschreibung erläutert 
das THW auf seiner Webseite 
ausführlich, was unter diesen Un-
terstützungsleistungen gemeint 
ist. Dies umfasst nicht nur klas-
sische technische Unterstützung 
wie das Retten und Bergen sowie 
die Beleuchtung von Einsatzstel-
len, sondern auch Verbrauchsgü-
tertransporte für Einsatzbedarf 
und die Errichtung und Einrich-
tung von Notunterkünften und 
Sammelplätzen mit entsprechen-
der Infrastruktur. Zur weiterfüh-
renden Übersicht über die Ein-
satzmöglichkeiten des THW wur-
de eine Broschüre „Katalog der 
Einsatzoptionen“ herausgege-
ben, welche ebenfalls als pdf her-
untergeladen werden kann.
1. Ist ein Einsatz des THW über-
haupt zielführend? Der Fachbe-
rater als erster Ansprechpart-
ner vor Ort. 
Für Kommunen als Gefahrenab-
wehrbehörde stellt sich jedoch 
zumeist die Frage, ob das THW in 
der konkreten Einsatzsituation 
sinnvoll unterstützen kann. Die 
Verwaltung, die Feuerwehr und 
auch die Bürgermeister/innen 
kennen die individuellen Fähig-
keiten und die vorhandene Ex-
pertise sowie Einsatzausrüstung 
des nächstgelegenen THW-Orts-
verbandes im Regelfall nicht. 
Hier kommt der sogenannte 
Fachberater des THW ins Spiel: 
Jeder der 668 Ortsverbände hat 
mindestens einen Fachberater, 
welcher bei Bedarf von der je-
weiligen Leitstelle angefordert 
werden kann. THW-Fachbera-

ter bilden die Schnittstelle zwi-
schen THW und Anforderern so-
wie Bedarfsträgern. Zum Auf-
gabenbereich der Fachberater 
zählt die enge Zusammenarbeit 
mit Polizei, Feuerwehr, Hilfsor-
ganisationen, kommunalen Ver-
waltungen, privaten Bedarfsträ-
gern aus Handel, Handwerk und 
Industrie sowie mit internatio-
nalen Katastrophenschutzorga-
nisationen. Aufgabe ist es, die 
jeweilige Situationen zu bewer-
ten und die möglichen Einsatz-
optionen des THW anzubieten. 
In der Praxis wird der Fachbera-
ter meist bei größeren Schaden-
sereignissen hinzugezogen wie 
beispielsweise bei Großbrän-
den, Rohrbrüchen, Verkehrsun-
fällen mit mehreren Beteilig-
ten sowie bei Unwetterschäden. 
Der Fachberater kommt dabei 
direkt zur Einsatzstelle und er-
läutert die möglichen Unter-
stützungsleistungen. Zwei we-
sentliche Vorteile sind hierbei, 
dass die Einsatzleitung vor Ort 
weiterhin die vollumfängliche 
Zuständigkeit und Kontrolle be-
hält. Mit Alarmierung des Fach-
beraters und gegebenenfalls 
Herbeiholen des THW wird kei-
nerlei Kompetenz abgegeben. 
Zudem kann mit dem Fachbera-
ter zunächst eine Analyse vorge-
nommen werden. Dies vermei-
det eine unnötige Voll-Alarmie-
rung des THW, ohne zuvor die 
konkreten Aufgaben und Mög-
lichkeiten abgeklärt zu ha-
ben. Sollte sich nach Rückspra-
che mit dem Fachberater her-
ausstellen, dass ein Eingreifen 
des THW nicht notwendig bzw. 
nicht zielführend ist, so führt al-
lein die Alarmierung des Fach-
beraters zu keinen Kosten der 
Gefahrenabwehrbehörde. Kos-
ten des Fachberatereinsatzes 
(z.B.: Verdienstausfall, da Fach-
berater ebenfalls ehrenamtlich 
im Einsatz sind) werden, zumin-
dest in Bayern, vom Landesver-
band THW intern getragen. 
2. Einfache und schnelle Ein-
satzmöglichkeit dank Kosten-
verzicht

Naturgemäß kann bei Ein-
sätzen das Kostenrisiko (Ver-
dienstausfall der Helfer, Ver-
brauchsmaterial etc.) nur schwer 
prognostiziert werden. Daher 
verzichteten Kommunen mitun-
ter angesichts möglicher Kosten-
forderungen auf eine Alarmie-
rung des THW. Um diesem Um-
stand gegenzusteuern wurde das 
THW Gesetz zum 01.05.2020 ge-
ändert und § 6 Abs. 1 THW-Ge-
setz eingeführt: 
(1) Das Technische Hilfswerk 
kann für seine im Rahmen der 
Amtshilfe erbrachten techni-
schen Unterstützungsleistungen 
bei den ersuchenden Behörden, 
einschließlich der für die Ge-
fahrenabwehr zuständigen Stel-
len, Auslagen erheben. Auf die  
Erhebung von Auslagen soll 
verzichtet werden, soweit dies  
im überwiegenden öffentlichen  
Interesse liegt und eine Aus-
lagenerstattung an das Tech-
nische Hilfswerk zu Lasten der  
ersuchenden Gefahrenabwehr-
behörde ginge. Die Auslagen-
erstattung ginge insbesondere 
dann zu Lasten der ersuchenden 
Gefahrenabwehrbehörde, wenn 
1. ihr kein Erstattungsanspruch 
gegenüber einer oder einem 
Dritten zusteht oder
2. sie aus Gründen der Billigkeit 
oder des öffentlichen Interes-
ses auf die Geltendmachung ei-
nes Erstattungsanspruchs ge-
genüber einer oder einem Drit-
ten verzichtet.

Das neue Gesetz stellt klar, dass 
das THW bei geleisteter Amtshil-
fe auf die Erstattung von Kosten 
verzichtet, wenn dies im über-
wiegenden öffentlichen Interesse 
liegt und die Kosten nicht ander-

weitig geltend gemacht werden 
können („Soll-Regelung“). Kon-
kret heißt das, dass das THW kei-
ne Kostenbescheide stellt, wenn 
Gefahrenabwehrbehörden wie 
Städte und Gemeinden um Amts-
hilfe ersuchen und die Kosten des 
Einsatzes selbst tragen müssten. 
Kann beispielsweise gem. Art. 
28 Bayerisches Feuerwehrgesetz 
kein Ersatz der notwendigen Auf-
wendungen verlangt werden, so 
wird eine Kommune auch kei-
ne Kosten des THW tragen. Da-
mit wird es für die Anforderer 
noch einfacher, das THW in den 
Einsatz zu bringen. In der Praxis 
wird bereits der Fachberater auf 
den Kostenverzicht hinweisen. 
Im Nachgang des Einsatzes wird 
sodann den Kommunen ein For-
mular durch die Verwaltung des 
THW Ortsverbandes übermit-
telt, in welchem lediglich formal 
der Kostenverzicht unter Verweis 
auf das THW-Gesetz beantragt 
werden muss. Der jeweilige Orts-
verband kann sodann aufgrund 
des Antrages auf Kostenverzicht 
die entstandenen Kosten (z.B.: 
Verbrauchsmaterial) intern aus 
Haushaltsmitteln des Bundes er-
stattet bekommen. 
3. Besonderheit Rahmenein-
satzauftrag: Hilfsgüterlogistik 
- Unterstützung Erdbeben Tür-
kei/Syrien 2023 (LVBY-EA-002)

Angesichts des verheerenden 
Ausmaßes an Schäden und Ver-
letzten durch die Erdbeben geht 
das THW von weiterem Bedarf 
an Einsatzkräften und Hilfsgütern 
sowie einer damit einhergehen-
den Einsatztätigkeit aus. Insbe-
sondere wird eine Zunahme von 
Aufträgen im Bereich Transport-
unterstützung, hauptsächlich der 
Transport von angebotenen Hilfs-
gütern, innerhalb Deutschlands 
erwartet.

Hinsichtlich der Unterstützung 
von Behörden hat der THW Lan-
desverband Bayern deshalb am 
09.02.2023 einen Rahmenein-
satzauftrag (Aktenzeichen LV-
BY-EA-002) an alle THW Ortsver-
bände und Regionalstellen in Bay-
ern erteilt und den Einsatzkräf-
ten wurde aufgegeben, sich auf 
Unterstützungsleistungen, ins-
besondere die genannten Trans-
portleistungen, vorzubereiten. 
Zur Vereinfachung wurden im 
Rahmeneinsatzauftrag alle hier-
zu notwendigen Fahrten inner-
halb Bayerns genehmigt. Im THW 
internen Newsletter des Landes-
verbands Bayern vom 13.02.2023 
werden die Ortsverbände explizit 
aufgefordert, proaktiv auf Städte 
und Kommunen zuzugehen und 
konkrete Hilfe in diesem Bereich 
anzubieten. 

Wenn sich daher Kommunen 
und Städte dazu entschließen, 
Hilfsgüter zu versenden, so kann 
hier auf die Einsatzstrukturen des 
THW zurückgegriffen werden. 
Insbesondere können Kommu-
nen auch als Ansprechpartner für 
private Organisationen dienen 
und Sammlungen von Hilfsgütern 

bündeln, welche sodann über das 
THW transportiert werden. Eine 
direkte Anforderung des THWs 
durch private Hilfsorganisatio-
nen ist derzeit nicht vorgesehen. 

Fazit:

Bürgermeister und -meiste-
rinnen, Feuerwehrkommandan-
ten und -kommandantinnen aber 
auch die Verwaltung von Städ-
ten und Kommunen können das 
THW bei der Erfüllung der täg-
lichen Anforderungen stets im 
Hinterkopf behalten. Aufgrund 
der Neuregelung zur Kostentra-
gung aus § 6 Abs. 1 THW-Gesetz 
wird auch der kommunale Haus-
halt geschont. Eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen den 
kommunalen Feuerwehren und 
den Einsatzkräften des THW er-
möglicht zudem Synergieeffekte, 
da auf unterschiedliche Ausrüs-

Julian Pfeuffer, LL.M., Oberver-
waltungsrat, München.  r

Dies ist deshalb konsequent, 
da letztlich die Kommunen vor 
Ort mit täglichen Komplikationen 
und Unsicherheiten im Umgang 
mit der Aufnahme von Flücht-
lingen konfrontiert sind. Fest-
zuhalten bleibt: Ohne den kom-
munalen Pragmatismus wären 
die Herausforderungen des letz-
ten Jahres bei der Aufnahme von 
Menschen nicht so gut gemeistert 
worden. Ohne den überragen-
den Einsatz von Kommunalver-
waltungen und Ehrenamtlichen 
hätten Geflüchtete aus der  
Ukraine und Asylbewerber nicht 
so schnell Schutz und Hilfe be-
kommen, sagt der Vorsitzende 
des Bayerischen Städtetags, der 
Straubinger Oberbürgermeister 
Markus Pannermayr: „Die Städte 
waren und sind stets konstruktive 
und verlässliche Partner, um eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
zu schultern. Kommunen stehen 
zu ihrer Verantwortung, sie ge-
hen organisatorisch und finanziell 
in Vorleistung. Städte und Ge-
meinden müssen zur Erfüllung 
dieser Aufgaben aber von den 
anderen staatlichen Ebenen aus-
reichende Unterstützung bekom-
men.“

Diese eh schon komplexen Auf-
gaben wurden durch das Erdbe-
ben in der Nacht zum 6. Febru-
ar 2023 in den Gebieten im Süd-
osten der Türkei und im Norden 
Syriens nochmals verstärkt. Ver-
wandte und Bekannte von Be-
troffenen wenden sich primär an 
die Kommunen mit Fragen aber 
auch mit der Bitte um Organisa-
tion und Unterstützung von Hilfs-
lieferungen. 

Aufgrund dieser globalen Er-
eignisse, soll nachfolgend den 
bayerischen Kommunen eine 
Möglichkeit dargelegt werden, 
wie auf Unterstützung des Bun-
des durch das Technische Hilfs-
werk sowohl kostenneutral als 
auch pragmatisch, zielführend 
und ohne umständlichen Verwal-
tungsaufwand zugegriffen wer-
den kann. 

Das Technische Hilfswerk

Das Technische Hilfswerk 
(THW) ist weltweit einmalig: Or-
ganisatorisch gehört das THW als 
Bundesanstalt zum Geschäfts-
bereich der Bundesministe-
rin des Innern und für Heimat.  

tungen zurückgegriffen werden 
kann. Diese muss von den Feuer-
wehren (finanziert aus dem kom-
munalen Haushalt) nicht vorge-
halten werden, sondern kann le-
diglich im Einsatzfall durch das 
THW bereitgestellt werden (z.B.: 
Wechselladerfahrzeuge, Tiefla-
der, Bergeräumgeräte etc.). 

*Unser Autor Julian Pfeuffer, 
LL.M. ist Jurist in der Vergabe-
stelle 1 der Landeshauptstadt 
München. Er betreut unter an-
derem die stadtweite Beschaf-
fung von Bürobedarf, Drucksa-
chen, Umzügen, strategischen 
Dienstleistungen, Fahrzeugen, 
Gebäude- sowie Sicherheits-
dienstleistungen. Der Aufsatz 
gibt ausschließlich seine persön-
liche Meinung wieder. 

Den Text inklusive Fußno-
ten finden Sie online in Ausgabe 
6/2023 unter www.gemeindezei-
tung.de.  r

Mobile Retter-App
Über 1000 Ersthelfer in Regensburg, Cham und Neumarkt

Aktuell gibt es 1223 Mobile Retter, die sich für die gleichnami-
ge App registriert haben. Seit 1. Dezember 2022 sind darun-
ter auch Mobile Retter aus den Landkreisen Cham und Neu-
markt i.d.Opf.. Diese Erweiterung auf das gesamte Gebiet der 
Rettungsleitstelle brachte einen großen Schub an neuen Regis-
trierungen. Im Dezember 2022 konnte der 1000. Mobile Retter 
für die App freigeschaltet werden. Allein in Stadt und Landkreis 
Regensburg gab es Ende vergangenen Jahres mehr als 900 re-
gistrierte Ersthelfer.

In 80 Prozent der Einsätze waren Mobile Retter vor Ort

Mit der Mobile Retter-App werden Ersthelfer zusätzlich zum 
Rettungsdienst alarmiert. Bei ihnen handelt es sich um Perso-
nen, die speziell und regelmäßig in Herz-Lungen-Wiederbele-
bung geschult werden, etwa Rettungsdienstmitarbeiter, Pflege-
kräfte, Ärzte, Feuerwehrleute oder Medizinische Fachangestell-
te. Im Notfall eines Herz-Kreislaufstillstands werden über eine 
App auf dem Smartphone bis zu zwei Mobile Retter ermittelt 
und alarmiert, die sich örtlich am nächsten zur hilfsbedürftigen 
Person befinden. Ziel ist es, dass diese schnell vor Ort sind und 
bereits vor dem Eintreffen des Rettungsdienstes mit einer über-
lebenswichtigen Herz-Druck-Massage beginnen können. Von 
266 Rettungsdiensteinsätzen 2022 in Stadt und Landkreis Re-
gensburg waren 207 Mal Mobile Retter vor Ort – das entspricht 
knapp 80 Prozent der Einsätze.

Landrätin Tanja Schweiger bedankt sich bei allen freiwilligen 
Helfern: „Jeder Retter zählt. Je dichter das Netz an Ersthelfern 
ist, desto schneller ist jemand im Notfall zur Stelle, der mit einer 
Reanimation ein Leben retten kann.“ Sie hofft auf viele weitere 
Freiwillige, die sich für die App registrieren lassen.

„Mobile Retter Regensburg“ ist eine Kooperation des Univer-
sitätsklinikums Regensburg mit der Integrierten Leitstelle sowie 
dem Zweckverband für Rettungsdienst und Feuerwehralarmie-
rung Regensburg (ZRF) in Zusammenarbeit mit den Regensbur-
ger Kliniken, den Sana Kliniken des Landkreises Cham, dem Kli-
nikum Neumarkt sowie allen Rettungsorganisationen. Das Pro-
jekt soll das bestehende System aus Rettungsdienst und First 
Respondern nicht ersetzen, sondern sinnvoll ergänzen und das 
Überleben bei einem Herz-Kreislauf-Stillstand verbessern.

Die Registrierung und Freischaltung für das System Mobi-
le Retter ist einfach online möglich. Hierzu wird ein Schulungs- 
video auf der Homepage gezeigt. Mit dem Nachweis der Quali-
fikation zum Ersthelfer wird man für das System freigeschaltet. 
Unter der Webadresse www.mobile-retter-cnr.de findet man al-
le notwendigen Informationen.

Mittlerweile führt das Projektteam neben Online- auch Prä-
senzschulungen durch. Gerne stellt es das Projekt bei Freiwilli-
gen Feuerwehren oder ähnlichen Organisationen auch persön-
lich vor.  r

https://bayerngrund.de/
https://www.thw.de/DE/THW/Bundesanstalt/Aufgaben/Einsatzoptionen/einsatzoptionen_node.html
https://www.thw.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Dokumente/THW/Einsatzoptionen-Katalog.pdf;jsessionid=8B3B9500374B18A924C8F61BE0CE6F5B.1_cid388?__blob=publicationFile
https://www.thw.de/SharedDocs/Downloads/DE/Mediathek/Dokumente/THW/Einsatzoptionen-Katalog.pdf;jsessionid=8B3B9500374B18A924C8F61BE0CE6F5B.1_cid388?__blob=publicationFile
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/artikel/gastbeitraege/5603-gz-6-2023-julian-pfeuffer-ll-m-oberverwaltungsrat-muenchen-das-technische-hilfswerk-als-kostenneutrale-einsatzoption-fuer-kommunen-als-oertliche-gefahrenabwehrbehoerde
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/artikel/gastbeitraege/5603-gz-6-2023-julian-pfeuffer-ll-m-oberverwaltungsrat-muenchen-das-technische-hilfswerk-als-kostenneutrale-einsatzoption-fuer-kommunen-als-oertliche-gefahrenabwehrbehoerde
http://www.mobile-retter-cnr.de
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„Was einer alleine nicht schafft, 
das schaffen viele“

Warum Crowdinvesting dem genossenschaftlichen Urgedanken entspricht

Selbst durch ihre Ausbildung ein genossenschaftliches Urge-
wächs, führte Kerstin Amend-Maar, nach mehreren Statio-
nen in der Bankenwelt, ihr Weg im Jahr 2006 zur VR-Bank 
Würzburg. Für Firmenkunden verantwortete sie dort den Be-
reich Finanzierung. Seit 1.1.2022 ist sie Geschäftsführerin der 
aus der VR-Bank Würzburg ausgegründeten VR-Crowd Gm-
bH. Warum sich deren Geschäftsmodell ausdrücklich auch 
für die Finanzierung von kommunalen Vorhaben eignet und 
wie Crowdinvesting zu mehr Bürgerakzeptanz von Projek-
ten führen kann, darüber sprach sie mit GZ-Chefredakteurin 
Constanze von Hassel.

GZ: Was ist der Unterschied zwi-
schen Crowdfunding und Crow-
dinvesting?
Kerstin Amend-Maar: Beide 
Begriffe sind gesetzlich so nicht 
definiert, sondern „Sprachge-
brauch“.

Beim Crowdfunding geht es 
darum, ein Projekt mit Spen-
dengeldern umzusetzen, wo-
bei sich die „Crowd“, also der 
„Schwarm“, aus vielen Personen 
zusammensetzt, die – jeder für 
sich – kleine Beiträge spenden. 
Und diese Idee ist älter als ge-
dacht! Die Finanzierung des So-
ckels der New Yorker Freiheits-
statue gilt als eines der ersten 
Crowdfunding-Projekte weltweit 
und geht auf den Zeitungsverle-
ger Joseph Pulitzer zurück, der 
den Spendern eine namentliche 
Nennung in seiner Zeitung „The 
New York World“ versprach. 
Heutzutage haben die VR-Ban-
ken die Plattform „Viele-schaf-
fen-Mehr“ für die spendenba-

sierte Finanzierung eines guten 
Zwecks entwickelt, die beson-
ders von Vereinen gerne genutzt 
wird. 

Crowdinvesting dient hinge-
gen einer Unternehmensfinan-
zierung und ist im Vermögensan-

lagengesetz als „Schwarmfinan-
zierung“ geregelt. Die Plattform 
www.vr-crowd.de bietet Anle-
gern die Möglichkeit Nachrang-
darlehen an Projketträgern zu 
vergeben. Das Nachrangdarle-
hen wird verzinst zurückgezahlt 
und die Anleger gehen keine un-
ternehmerischen Verpflichtun-
gen ein. Attraktiv dabei ist, dass 
konkrete, zumeist lokale, Projek-
te ausgewählt werden können, 
die den Anlegern häufig sogar 
bekannt sind. 
GZ: Warum eignet sich Crowd- 
investing für Bürgerbeteiligun-
gen an Projekten aus dem Be-
reich der Erneuerbaren Ener- 
gien?
Amend-Maar: Crowdinvesting 
ist ein sehr einfaches und prag-
matisches Mittel, um Bürgerbe-
teiligung bei Projekten sicherzu-
stellen und Akzeptanz in der Be-
völkerung zu fördern. Stellen Sie 
sich vor, eine Kommune schreibt 
einem Projektträger Bürgerbe-
teiligung vor. Im Modell einer 
Kommanditgesellschaft bedeu-
tet das für die Anleger häufig, 
dass mindestens 5.000 Euro – 
meistens mehr – eingesetzt wer-
den müssten und die Kommandi-
tisten eine unternehmerische Be-
teiligung eingehen. Das schließt 
einerseits Personen von vorn- 
herein aus, die nicht so viel Geld 
investieren können und anderer-
seits haben nur wenige das un-Kerstin Amend-Maar.  Bild: VR-Crowd

ternehmerische Verständnis für 
ein solches Konstrukt. Anders 
verhält es sich bei der Finanzie-
rung z.B. eines Windrades durch 
die Crowd. Hier kann man schon 
mit 250 Euro und einer festen 
Verzinsung dabei sein. Das ist 
einfach und stärkt den emoti-
onalen Bezug der Bürgerinnen 
und Bürger zu diesem Windrad. 
Die VR-Crowd geht hier noch ei-
nen entscheidenden Schritt wei-
ter, indem sie alles vollkommen 
digital, transparent und Smart-
phone-fähig anbietet. Die VR-
Crowd ist so die Digitalisierung 
des genossenschaftlichen Urge-
dankens „Was einer allein nicht 
schafft, das schaffen viele.“ 

Ein gutes Beispiel für eine ge-
lungene Finanzierung im Bereich 
der erneuerbaren Energien, bei 
dem bereits ab 250 Euro in So-
larkraftanlagen investiert wer-
den konnte, befindet sich bereits 
für jeden einsehbar auf www.vr-
crowd.de. Weitere sind in Vorbe-
reitung.
GZ: Und das Risiko?
Amend-Maar: Keine Investiti-
on ist ohne Risiko. Beim Crowd- 
investing über die VR-Crowd 
handelt es sich um sogenann-
te „Nachrangdarlehen“, d.h. 
sollte das Projekt schiefgehen, 
werden diese Darlehen auch 
nachrangig behandelt und es 
droht ein Totalverlust. Aber un-
ser Geschäftsmodell verspricht 
eine mehrfach geprüfte Investi-
tion, denn es ist immer eine VR-
Bank angeschlossen, die das 
Projekt vorab auf Herz und Nie-
ren prüft und dann auch mitfi-
nanziert. Und auch das muss 
einmal gesagt werden: Die Ge-
nossenschaftsbanken stehen 
in dem guten Ruf, konservativ 
zu sein und keine zu riskanten 
Geschäfte einzugehen. Außer-
dem sind sie die einzige Ban-
kengruppe, die noch nie staatli-
che Unterstützung in Anspruch 
genommen  hat. Seit es die VR-
Crowd gibt, also seit 2018, wur-
den 33.040.500 Euro durch 
Kleinanleger bereitgestellt und 
kein einziges Projekt ist bisher 
ausgefallen. 
GZ: Machen sich die VR-Banken 
denn mit der Crowd nicht selbst 
Konkurrenz?
Amend-Maar: Überhaupt nicht! 
Das ist nicht ganz einfach zu er-
klären, aber im Grunde fängt 
die Crowd auch diejenigen Ge-
schäfte auf, die eine VR-Bank 
allein aus Gründen der Regula-
torik nicht machen könnte oder 
möchte. Das hängt damit zu-
sammen, dass die Bank mittels 
Crowdinvesting ggfs. das be-
nötigte vorzuhaltende Eigenka-
pital reduzieren kann. Im Ver-
mögensanlagegesetz ist auch 
festgelegt, dass der Anteil ei-
ner Finanzierung je Projektge-
sellschaft durch die Crowd ak-
tuell auf höchstens 6 Mio. Euro 
begrenzt ist. Weitere Finanzie-
rungsmittel stellt dem Projekt-
träger in unserem Geschäfts-
modell die Bank als Fremdkapi-
tal zur Verfügung.
GZ: Wer darf denn investieren?
Amend-Maar: Jeder aus ganz 
Deutschland kann mitzeichnen! 
Auf der Internetseite www.vr-
crowd.de können die Projek-
te ausgewählt werden. Im Fall 
von Bürgerbeteiligung und Bür-
gerakzeptanz lassen sich die 
Zeichnungsberechtigten zeitlich 
und lokal beispielsweise auf be-
stimmte Postleitzahlen eingren-
zen.

In der genossenschaftlichen 
Finanzgruppe wird der starke lo-
kale Bezug gelebt und genau das 
fördern wir mit der VR-Crowd. 
Menschen  investieren ihr Geld 
vor Ort in den deutschen Mit-
telstand und sehen in der Re-
gel auch was daraus entsteht, 
z.B. eine Photovoltaikanlage, ein 
Windrad, Wohnungen oder auch 
eine Brauerei. Sie kaufen keine 
abstrakten Anlageprodukte, bei 
denen im schlechtesten Fall die 
Wertschöpfung auch noch ins 
Ausland abfließt. 
GZ: Vielen Dank für das Ge-
spräch!  CH

Endlich Klarheit
Auch in Zukunft keine Umsatzsteuer  
bei kommunaler Zusammenarbeit

Spätestens seit November 2019 ging die große Sorge in Rathäu-
sern und Landratsämtern um: Die seit Jahrzehnten umsatzsteu-
errechtlich irrelevante kommunale Zusammenarbeit sollte we-
gen § 2b Umsatzsteuergesetz künftig um 19 % Umsatzsteuer 
teurer werden und damit die Kommunalhaushalte jährlich mit 
Millionenbeträgen zusätzlich belasten. Die Überlassung ge-
meindlicher Sporthallen an eine andere Kommune, die Perso-
nalüberlassung, die IT-Betreuung oder die Gebäudereinigung 
würden beispielsweise darunterfallen.

Doch nun ist eine für die Kommunen sehr günstige und rechts-
historische Lösung gefunden worden: Im Rahmen einer verbind-
lichen Auskunft legte die auf Kommunen spezialisierte DETIG 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH aus Pullach dar, dass die Zu-
sammenarbeit mittels Zweckvereinbarung gerade nicht zu einer 
Umsatzsteuerbelastung führt. 

Brandl-Detig-Verfügung

Dieser im Detail komplexe Ansatz wurde über Monate hin-
weg zwischen den Landesfinanzministerien und dem Bundesmi-
nisterium für Finanzen diskutiert. Vor wenigen Wochen wurde 
der Argumentation aus dem Antrag auf verbindliche Auskunft 
schließlich gefolgt. Sie mündete in die teilweise als „Brandl-De-
tig-Verfügung“ genannte Anweisung des Bayerischen Landes-
amts für Steuern vom Februar 2023. 

Diese Entwicklung wird Bürgermeister und Kämmerer erleich-
tern und Sorgen zerstreuen. Bei der Formulierung und der kon-
kreten Umsetzung sind jedoch insbesondere sehr spezielle kom-
munal-, vergabe- und steuerliche Bestimmungen sowie Fachge-
setze dringend zu beachten.

Nutznießer dieser positiven Entwicklung werden die Bürger 
sowie Unternehmen vor Ort sein.  r

2022 gab es nur zwei „Neue“
In Unterfranken existieren inzwischen mehr als 500 Stiftungen

Groß war vielerorts die Not in der Kulturszene, doch dann ging 
immerhin ein kleiner warmer Regen nieder: 57.000 Euro schütte-
te die Aschaffenburger Bürgerstiftung 2021 für lokale Kulturein-
richtungen aus. Theater, Museen und Orchester in Unterfranken 
können außerdem Geld von der Kulturstiftung des Bezirks erhal-
ten. Stiftungen sind heute nicht mehr wegzudenken aus der Regi-
on. Über 500 gibt es aktuell in Unterfranken. Jedes Jahr kommen 
neue hinzu. 2022 allerdings gab es fast keine Zuwächse.

Der Hauptgrund dafür, dass im 
vergangenen Jahr lediglich zwei 
neue Stiftungen an den Start gin-
gen, dürfte in den aktuellen Kri-
sen zu suchen sein. Bereits im 
Schuldenkrisen-Jahr 2012 gab es 
mit sechs neuen Stiftungen nur 
einen ausgesprochen geringen 
Zuwachs. Auch 2020 wurden le-
diglich fünf neue Stiftungen ge-
gründet. 2019 hingegen war ein 
Boomjahr: Nach Auskunft der Re-
gierung von Unterfranken kam es 
zu 28 Neugründungen. Auch in 
den Jahren davor ging es in der 
Stifterszene lebhaft zu. 2017 wur-
den 21, 2018 insgesamt 20 neue 
Stiftungen gegründet.

Die Bedingungen für Stifter 
waren in letzter Zeit alles ande-
re als ideal. „Durch die bisherige 
Niedrigzinsphase und die aktu-
ellen Teuerungen haben Stiftun-
gen fast ausnahmslos Probleme, 
das Grundstockvermögen im rea-
len Wert zu erhalten“, sagt Johan-
nes Hardenacke, Pressesprecher 
der Regierung von Unterfranken. 
Doch das ist keineswegs die einzi-
ge Schwierigkeit, mit denen Stif-
tungen im Moment kämpfen. Vie-
le Stifter stellen laut Hardenacke 
fest, dass sie „plötzlich“ alt sind 
und kein Nachfolger bereitsteht: 
„Oft ist es sehr schwierig, hier je-
manden zu finden.“ Das weiß die 
Regierung, weil sie Stifter berät.

Gerade wegen der niedrigen 
Zinsen befinden sich viele Stif-
tungen dieser Tage auf der Jagd 
nach Zuwendungen. Das kön-
nen Spenden, Zustiftungen oder 
Nachlässe sein. Die 2008 gegrün-
dete Aschaffenburger Bürgerstif-
tung hatte diesbezüglich in letz-
ter Zeit viel Glück. „Wir haben 
drei Erbschaften bekommen“, be-
richtet Meinhard Gruber. In allen 
drei Fällen handelte es sich, inklu-
sive Immobilien, um Zuwendun-
gen in Höhe von jeweils mehr als 

einer Million Euro. Der finanzielle 
Zuwachs erfreut die Stiftungsver-
antwortlichen sehr: „Allerdings 
kostet es uns enorm viel Kraft, die 
Erbschaften abzuwickeln.“ Zwei 
Erbschaften konnten inzwischen 
erfolgreich in die Stiftung integ-
riert werden.

Reiche Stiftungslandschaft

Insgesamt verfügt die Region 
laut Eugen Ehmann, Regierungs-
präsident von Unterfranken, über 
eine „reichhaltige Stiftungsland-
schaft“. Die Stiftungsgeschichte  
beginnt im Jahr 1305. Damals 
wurde die landesherrliche Hospi-
talstiftung Stadtprozelten als äl-
teste bekannte Stiftung gegrün-
det. „Die Stiftung Bürgerspital 
zum Hl. Geist von 1319 ist die äl-
teste Stiftung eines Bürgers in 
Unterfranken“, informiert Johan-
nes Hardenacke. Deutlich jünger 
ist das Würzburger Juliusspital. 
Es wurde 1576 von Fürstbischof 
Julius Echter von Mespelbrunn 
gestiftet. 100. Geburtstag kann 
heuer die Stiftung „Wilhelm-Con-
rad-Röntgen-Fonds“ der Univer-
sität Würzburg feiern.

Bei manchen Stiftungen lässt 
sich der Stiftungszweck mit ein 
paar Sätzen umreißen. Die 1996 
gegründete IHK-Stiftung Fach-
hochschule Aschaffenburg zum 
Beispiel fördert, wie der Na-
me verrät, Forschung und Lehre 
an der FH. 2021 etwa wurde der 
Aufbau eines Literaturbestands 
für den neuen Studiengang Wirt-
schaftspsychologie mit 11.000 
Euro unterstützt. Andere Stiftun-
gen sind thematisch sehr breit 
aufgestellt. So ist das zum Bei-
spiel mit der 2017 gegründeten 
„Glattbacher Stiftung“. Die för-
dert ganz verschiedene Projekte, 
die der Gesellschaft, der Völker-
verständigung, der Umwelt, der 

Jugend und der Kultur dienen.
Stiftungsleiter Gerhard Zang 

aus Hösbach ist auf all diesen 
Gebieten inzwischen sehr ver-
siert. Dabei hatte er früher, als 
er noch berufstätig war, mit so-
zialen und ökologischen Themen 
nichts zu tun. „Ich komme aus der 
IT-Branche“, so der 72-Jährige. 
Die „Glattbacher Stiftung“ zu lei-
ten, ist ihm, wie er sagt, ein Her-
zensanliegen. Aktuell beschäftigt 
ihn die neue Stiftungsidee, jedes 
Jahr einen mit bis zu 5.000 Euro 
dotierten Umweltpreis namens 
„Score“ zu vergeben. Ausgezeich-
net werden können zum Beispiel 
Projekte, die sich mit Innovatio-
nen rund um das Thema „Erneu-
erbare Energien“ befassen. Ins-
besondere Studentinnen und Stu-
denten sind angesprochen, sich 
zu bewerben.

Weitgehendes Wirken 
im Verborgenen

Im Internet kann man sich vie-
le Bilder ansehen, die einen Ein-
druck davon vermitteln, was die 
„Glattbacher Stiftung“ alles tut. 
Sogar Videos sind eingestellt. Das 
ist längst nicht selbstverständ-
lich. Etliche der mehr als 500 un-
terfränkischen Stiftungen arbei-
ten weitgehend im Verborgenen. 
Andere sind sehr präsent, weil 
sie wichtige Einrichtungen für 
ganz Unterfranken betreiben. Da-
zu zählt etwa die 1836 als „Taub-
stummenstiftung“ gegründete 
„Stiftung Hör-Sprachförderung“ 
in Würzburg. Sie ist Trägerin ei-
nes Internats, einer Heilpädago-
gischen Tagesstätte, des Coch-
lea Implantat Centrums Süd und 
einer Therapieabteilung mit ver-
schiedenen Fachdiensten.

Der Verein „Fundare“ zur För-
derung des Stiftungswesens lud 
Ende Februar alle Interessierten 
zum 17. Stiftungsrechtstag un-
ter der Überschrift „Stiftung und 
Krise“ ein. Die Veranstaltung 
fand hybrid an der Uni Bochum 
statt.In den Vorträgen ging es 
um eine krisensichere Gestal-
tung von Stiftungen sowie um 
das Stiftungs- und Gemeinnüt-
zigkeitsrecht. Pat Christ

Bayerischer Naturschutzfonds 
feiert 40-jähriges Bestehen

Seit 40 Jahren setzt sich der Bayerische Naturschutzfonds – die Na-
turschutzstiftung des Freistaats – für mehr Artenvielfalt und Le-
bensqualität in Bayern ein. Vor kurzem feierten in München rund 
250 Gäste das Jubiläum der Stiftung. Umweltminister Thorsten 
Glauber betonte beim Festakt im Schloss Nymphenburg: „Der 
Schutz von Natur und Artenvielfalt ist eine der größten Aufgaben 
unserer Zeit. Der Bayerische Naturschutzfonds spielt in der Kö-
nigsklasse der Naturschutzarbeit. Wir blicken nach 40 Jahren auf 
eine stolze Erfolgsbilanz.“

Glauber zufolge hat der Na-
turschutzfonds gemeinsam mit 
über 500 Projektpartnern und  
einer Gesamtsumme von rund 
187 Millionen Euro mehr als 
2.300 Projekte gefördert. Bei al-
lem verfolgt der Naturschutz-
fonds ein übergeordnetes Ziel: 
Die Trendumkehr beim Arten- 
sterben zu schaffen. „Ohne die 
engagierten Mitarbeiter und 
die zahlreichen ehrenamtlichen 
Freunde, Förderer und Unter-
stützer wäre diese erfolgreiche 
Arbeit nicht möglich. Ich gratu-
liere dem Bayerischen Natur-
schutzfonds zum 40-jährigen 
Bestehen und danke allen Betei-
ligten für die herausragende Ar-
beit zum Wohl der bayerischen 
Naturvielfalt“, unterstrich der 
Minister.

Kulturlandschaften bewahren

Der Bayerische Naturschutz-
fonds fördert Projekte zum 
Schutz sowie für die Pflege und 
Entwicklung von Natur und 
Landschaft. Zusammen mit Ver-
bänden, Vereinen, Kommunen 
und vielen ehrenamtlichen Na-
turkennern vor Ort unterstützt 
der Naturschutzfonds die Be-
wahrung der einzigartigen baye-
rischen Kulturlandschaften. Die 
Bandbreite der geförderten Pro-
jekte ist groß – vom Druckkos-
tenzuschuss bis hin zum länder- 
übergreifenden Naturschutz-
großprojekt.

Zentrale Aufgaben

Zu den zentralen Aufgaben 
des Naturschutzfonds gehören 
der Schutz der Artenvielfalt, die 
Erhaltung und Entwicklung von 
Lebensräumen und die Stärkung 
des Bewusstseins für den Na-
tur- und Artenschutz. Die finan-
ziellen Mittel – etwa für den An-
kauf von ökologisch wertvollen 
Flächen – stammen aus Erträ-
gen des Grundstockvermögens, 
Zweckerträgen der GlücksSpirale 
und staatlichen Zuwendungen. 
Das jährliche Budget der Stif-

tung beläuft sich aktuell auf rund 
11 Millionen Euro für neue Pro-
jekte und weitere Aufgaben des 
Fonds. Insgesamt wurden dem 
Bayerischen Naturschutzfonds 
Zuwendungen in Höhe von über 
90 Millionen Euro vom Freistaat 
zur Verfügung gestellt. Durch 
die enge Partnerschaft mit Lotto 
Bayern konnten weit über 1.000 
Kleinmaßnahmen mit einem Vo-
lumen von mehr als 10 Millionen 
Euro gefördert werden.

Erstes bewilligtes Projekt 
in Neustadt a.d. Waldnaab

Der Naturschutzfonds besteht 
seit 1. September 1982. Er wur-
de im Rahmen der Novellierung 
des Bayerischen Naturschutzge-
setzes als Stiftung des öffentli-
chen Rechts eingerichtet. Seine 
Aufgaben sind in Artikel 50 des 
Bayerischen Naturschutzgeset-
zes festgelegt. Mit Erlass der Sat-
zung am 14. März 1983 nahm der 
Naturschutzfonds seine Arbeit 
auf. Das erste bewilligte Projekt 
war ein Grunderwerb in Neu-
stadt a.d. Waldnaab mit einem 
Zuschuss von 4.000 DM. Auch 
in diesem Jahr wird der Bayeri-
sche Naturschutzfonds eine Viel-
zahl von Naturschutzprojekten 
im gesamten Freistaat unterstüt-
zen, darunter beispielsweise ein 
Projekt zur Umsetzung von Bio-
topverbund und Moorschutz im 
Dachauer-Freisinger-Erdinger 
Moos mit rund 770.000.

Der Bayerische Naturschutz-
fonds ist in seinem Wesenskern 
eine Förderstiftung, die Natur-
schutzprojekte betreut – von 
der Ideenfindung über die An-
tragsstellung bis hin zur kon-
kreten Umsetzung. Projektträ-
ger sind vor allem Naturschutz- 
und Landschaftspflegeverbände 
sowie Kommunen, die einen Ei-
genanteil von 15 bis 50 Prozent 
tragen. Für herausragende Pro-
jekte und Leistungen im Arten- 
und Biotopschutz verleiht der 
Naturschutzfonds alle zwei Jahre 
den Bayerischen Biodiversitäts-
preis „Natur.Vielfalt.Bayern“. r

http://www.vr-crowd.de
http://www.vr-crowd.de
http://www.vr-crowd.de
http://www.vr-crowd.de
http://www.vr-crowd.de


KO M M U N A L E  F I N A N Z T H E M E N 11GZ 23. März 2023

Beschützen ist  
unsere Leidenschaft.
Seit König Max 1811 die Versicherung zum  
Schutz der Menschen gegründet hat.

Bayerische Sparkassen 2022:

Finanzwirtschaftliches Rückgrat 
der bayerischen Regionen

„Stabil und robust steuern die bayerischen Sparkassen durch die 
Übergangsphase.“ Mit dieser Botschaft wartete Prof. Dr. Ulrich 
Reuter, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, bei der Vor-
stellung der Geschäftsergebnisse 2022 der 61 bayerischen Spar-
kassen in München auf. Zwar hätten geo- und geldpolitische Er-
eignisse für ein Geschäftsjahr des Umbruchs gesorgt, „jedoch 
konnten sich die Sparkassen erfolgreich auf die neuen Bedin-
gungen einstellen“. Insgesamt sei das bayerische Sparkassenjahr 
„recht ordentlich“ verlaufen, unterstrich Reuter, der am Tag der 
Pressekonferenz zum neuen Präsidenten des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes (DSGV) gewählt wurde. Er folgt damit auf 
den amtierenden DSGV-Präsidenten Helmut Schleweis, der zum 
Jahresende 2023 in den Ruhestand tritt.

Aus Sicht des Verbandspräsi-
denten hat die Normalisierung 
der Geschäfts- und Ertragslage 
begonnen. Doch bestehe der ext-
reme Margendruck auch trotz der 
zugegeben lang erhofften Renais-
sance der Zinsen fort. Die Spar-
kassen sähen sich weiterhin gro-
ßen Herausforderungen im Markt 
gegenüber, die durch die digitale 
Transformation und verändertes 
Kundenverhalten entstehen.

Erneut auf Rekordniveau be-
wegte sich 2022 laut Reuter die 
Entwicklung des Kreditvolumens, 
allerdings fiel der Einlagenzu-
strom geringer aus als im Jahr zu-
vor. Der massive Einlagenüber-
hang reduzierte sich dadurch auf 
29 Mrd. Euro. Damit konnten die 
Sparkassen erstmals wieder Zin-
sen im Markt erzielen.

Hohes Kreditvolumen

Das Kreditvolumen der baye-
rischen Sparkassen lag 2022 bei 
169 Mrd. Euro. Mit einer Wachs-
tumsrate von 5,7 Prozent im Be-
stand gehört damit das Kreditjahr 
2022 zu den drei erfolgreichsten 
der vergangenen 15 Jahre. Die 
größte Kundengruppe der baye-
rischen Sparkassen bilden die Pri-
vatkunden. Sie stehen für 41 Pro-
zent des Kreditvolumens und 77 
Prozent aller Einlagen (private 
Einlagen: 152,4 Mrd. Euro).

Die private Kreditnachfrage ist 
seit Jahresmitte 2022 insgesamt 
gesunken, im Wesentlichen geht 
diese Entwicklung auf die stark 
nachlassende Nachfrage nach Im-
mobiliendarlehen zurück. Denn 
92 Prozent der ausgereichten Kre-
dite von Sparkassen an Privatper-
sonen waren 2022 Immobilien-
kredite (63,7 Mrd. Euro). Der Be-
stand nahm zwar um 5,3 Prozent 
zu, doch ist dies ein Nachläufer zu 
den zurückliegenden Rekord-Zu-
sagejahren. In der Pandemie hat-
ten sich viele Menschen auf ih-
re Wohnsituation besonnen und 
gleichzeitig das für sie günstige 
Zinsniveau ausgenutzt.

Mit steigenden Baukosten und 
gleichzeitig anziehenden Zinsen 
hat sich die Entwicklung gedreht. 
Während zu Jahresbeginn noch 
Vorzieheffekte zu einer lebhaf-
ten Nachfrage nach Immobilien-
krediten geführt hatten, ist Reu-
ter zufolge jetzt eine deutliche 
Marktberuhigung festzustellen, 
das Neugeschäft aktuell einge-
brochen: Die Zusagen für Woh-
nungsbaukredite an Privatper-
sonen sanken auf 11,8 Mrd. Eu-
ro (-14,2 Prozent) – vor zwei und 
drei Jahren waren die Wachs-
tumsraten in der gleichen Grö-
ßenordnung, jedoch mit positi-
vem Vorzeichen, gelegen.

Die größte Kundengruppe im 
Kreditgeschäft der bayerischen 
Sparkassen sind weiterhin Unter-
nehmen und Selbstständige: Sie 
stehen für 54 Prozent aller verge-
benen Kredite (Gesamtvolumen 
Kredite: 169,5 Mrd. Euro). Gleich-
zeitig halten sie rund 15 Prozent 
der Einlagen bei den Sparkassen. 
Die tiefe Verwurzelung im mit-
telständischen Firmen- und Ge-
werbekundensegment hat sich 
weiter verfestigt, Handwerk und 
Selbstständige sehen ihre lokalen 
Sparkassen als erste Ansprech-
partner in Finanzierungsfragen.

Um 6,2 Prozent auf 91,2 Mrd. 

Euro ausweiten konnten die Spar-
kassen ihren Bestand an Unter-
nehmenskrediten. Auch das Kre-
ditneugeschäft blieb im Jahr der 
auslaufenden Pandemie auf Re-
kordniveau: 2022 wurden neue 
Darlehen in Höhe von 19,4 Mrd. 
Euro an Unternehmen und Selbst-
ständige zugesagt. Das ist fast ge-
nauso viel wie in den beiden Vor-
jahren, in denen die Kreditnach-
frage vor dem Pandemiehinter-
grund auf ein besonders hohes 
Niveau gewachsen war (2020: 
+18,2 Prozent auf 19,9 Mrd. Eu-
ro). Staatlich geförderte Coro-
na-Darlehen spielten allerdings 
nahezu keine Rolle mehr.

Wie Reuter darlegte, stünden 
die Sparkassen in schwierigen 
Zeiten fest an der Seite der baye-
rischen Unternehmen. Die Unsi-
cherheiten am Markt, die Infla-
tion sowie steigende Preise für 
Energie oder Rohstoffe hätten 
auch 2022 zu einem teilweise er-
höhten Liquiditätsbedarf bei vie-
len Unternehmen geführt. Dies 
zeige sich auch an den Darle-
hensauszahlungen, die auf dem 
hohen Vorjahresniveau blieben: 
Sie betrugen rund 18 Mrd. Euro 
(+3,2 Prozent).

Normalisiertes 
Einlagenwachstum

Mit Auslaufen der Pandemie, 
hohen Inflationsraten und der 
Zinswende zur Jahresmitte hat 
sich auch das Einlagenwachstum 
bei den Sparkassen normalisiert. 
Die Einlagen stiegen auf 198 
Mrd. Euro, das Wachstum in Hö-
he von 1,8 Prozent verlangsam-
te sich nach den Corona-Jahren 
deutlich. Das Einlagenwachstum 
spielt sich nicht mehr bei täglich 
fälligen Geldern, sondern inzwi-
schen bei Termingeldern und Ei-
genemissionen ab.

Fortgesetzt hat sich im vergan-
genen Jahr das Wachstum des 
Wertpapiergeschäfts: Der Net-
toabsatz stieg um 11 Prozent auf 
5,9 Mrd. Euro, die Käufe hatten 
einen klaren Schwerpunkt bei 
festverzinslichen Wertpapieren. 
2021 hatte das Hauptgewicht 
noch bei Investmentfonds gele-
gen. Auch die Zahl der Wertpa-
pierdepots, die bei den Sparkas-
sen geführt werden, stieg dabei 
um 2 Prozent auf 1,3 Mio. an. Der 
Kurswert je Sparkassen-Kunden-
depot nahm um 12 Prozent auf 
rund 109.000 Euro ab.

Kunden, die ihre Wertpa-
pier-Anlage nicht selbst struk-
turieren wollen, greifen auf die 
kompetente Beratung bei ih-
rer Sparkasse zurück oder neh-
men Investmentfonds in ihr De-
pot. Diese Käufe sind 2022 nach 
einem ausgesprochenen Rekord-
jahr 2021 (+46,6 Prozent) wieder 
gesunken auf nun 5,6 Mrd. Euro 
(-31,8 Prozent).

Sparer, die nur kleine Beträge ab 
25 Euro monatlich investieren wol-
len, können ebenso von Wertpa-
pieren profitieren. Inzwischen lau-
fen 1.349.370 Fondssparpläne mit 
der Deka, das sind +4 Prozent mehr 
als im Jahr zuvor (2021: +19,1 Pro-
zent; 2020: +16 Prozent). Sie wer-
den durchschnittlich mit 110 Euro 
monatlich bespart. „Besonders er-
freulich ist, dass der Anteil der jun-
gen Kunden unter 30 Jahren, die  
einen Fondssparplan als Grund-

stock für die Altersvorsorge ein-
setzen, wächst. Insgesamt sind 
es 28 Prozent, unter den Neu-
abschlüssen 2022 sogar 36 Pro-
zent,“ freute sich Reuter mit Blick 
auf den notwendigen Vermö-
gensaufbau der jungen Kunden.

Die bayerischen Sparkassen 
können auf ein gutes operati-
ves Geschäftsjahr 2022 zurückbli-
cken. 2022 ist der Zinsüberschuss 
erstmals seit über zehn Jahren 
wieder kräftig gestiegen, um 9,8 
Prozent auf 3.418,7 Mio. Euro. 
Wie Reuter betonte, „kann unser 
Markterfolg damit künftig wieder 
Niederschlag im Jahresergebnis 
finden. Wir integrieren jetzt die 
neue Situation in unser Geschäft 
und können uns dann hoffentlich 
bald ganz auf die Kunden statt auf 
die EZB konzentrieren.“

2022 erzielten die bayerischen 
Sparkassen ein Betriebsergebnis 
vor Bewertung von rund 2.038,6 
Mio. Euro. Es liegt um 21,9 Pro-
zent bzw. 366 Mio. Euro über 
dem Vorjahresergebnis. Maß-
geblich für diese Entwicklung 
war der gestiegene Zinsüber-
schuss in Verbindung mit einer 
deutlichen Steigerung der Pro-
visionsüberschüsse (+59,4 Mio. 
Euro; +3,8 Prozent). Entspre-
chend hat sich auch die Cost-In-
come-Ratio der bayerischen 
Sparkassen von 64,7 Prozent in 
2021 auf 60,1 Prozent in 2022 
deutlich verbessert, die Sparkas-
sen werden sichtbar effizienter.

Nach Abzug der Risikovorsor-
ge im Kreditbereich und Korrek-
turen im Wertpapierbereich er-
warten die bayerischen Sparkas-
sen für das Geschäftsjahr 2022 
ein Betriebsergebnis nach Bewer-
tung von 772,5 Mio. Euro (2021: 
941,4 Mio. Euro). Nach den noch 
vorläufigen Berechnungen (En-
de der Jahresabschlussprüfun-
gen: 31.05.2023) wird nach Steu-
ern am Ende auch der Jahres-
überschuss mit 301,1 Mio. Euro 
deutlich unter dem von 2021 mit 
335,1 Mio. Euro liegen.

Solides Wachstum im  
operativen Geschäft erwartet

Im laufenden Jahr 2023 erwar-
ten die bayerischen Sparkassen 
ein weiter solides Wachstum im 
operativen Geschäft, das sich in 
der heutigen Zinslage auch wieder 
positiv auf die Ertragslage auswir-
ken kann. Reuter: „Die Sparkassen 
wurden vor 200 Jahren von den 
Kommunen gegründet, um einer 
breiten Bevölkerungsschicht wirt-
schaftliche und soziale Teilhabe zu 
ermöglichen. Seit Jahrzehnten un-
terstützen sie nachhaltig den Mit-
telstand und das Gemeinwohl in 
den Regionen. Mit einer stabilen 
wirtschaftlichen Basis können und 
wollen sie das auch in der Zukunft 
– insbesondere den Weg in ei-
ne ökologisch-soziale Marktwirt-
schaft auch in den Regionen flan-
kieren.“

Nach Angaben des noch bis 31. 
März 2023 amtierenden SVB-Vi-
zepräsidenten Roland Schmautz 
spielen die bayerischen Sparkas-
sen eine dauerhafte Rolle als Un-
ternehmer und Steuerzahler in ih-
ren Geschäftsgebieten. Als regio-
nale Steuerzahler führen sie für 
2022 voraussichtlich 490 Mio. Eu-
ro an gewinnabhängigen Steuern 
ab, darunter vor allem Gewer-
besteuern, die die bayerischen 
Kommunen stärken.

Als Kreditinstitute mit einem 
öffentlichen Auftrag spielen sie 
auch eine besondere Rolle als 
nachhaltige Förderer der Gesell-
schaft im Freistaat: Neben Spon-
soring und Spenden haben die 
bayerischen Sparkassen und der 
Sparkassenverband 2022 insge-
samt 116 Stiftungen unterhal-
ten, mit denen sie soziale Zwecke, 
Umwelt, Kultur und Sport in ihren 
Geschäftsgebieten fördern. Ins-

gesamt wurden 2022 44 Mio. Eu-
ro für gemeinnützige Zwecke und 
Einrichtungen bereitgestellt (+7,3 
Prozent). Die Sparkassen stützen 
so die soziale Infrastruktur vor 
Ort. Davon profitieren alle im Ge-
schäftsgebiet.

Seit 2020 engagieren sie sich 
explizit beim ökologisch nach-
haltigen Umbau. Im Oktober 
2022 führten sie den „Klimakre-
dit Bayern“ ein, mit dem unbüro-
kratisch, unkompliziert und zins-
günstig Kredite zwischen 5.000 
und 50.000 Euro vergeben wer-
den, die unmittelbar für energe-
tische Maßnahmen an privat ge-
nutzten Wohnimmobilien ein-
gesetzt werden können. Eini-
ge bayerische Sparkassen haben 
bereits auch auf der Einlagensei-
te spezielle Angebote, wie etwa 
„Klima-Sparbriefe“ eingeführt. 
Im Lauf des Jahres 2023 wird die-
se Initiative auf weitere Sparkas-
sen verbreitert.

Dichtes Sparkassennetz

Nach Schmautz‘ Angaben sind 
die 61 bayerischen Sparkassen 
jederzeit erreichbar: Sie pflegen 
nach wie vor ein dichtes Netz 
von insgesamt 2.393 Geschäfts-
stellen (2021: 2.494), darunter 
15 gemeinsame Geschäftsstel-
len mit Genossenschaftsbanken 
und 612 Selbstbedienungs-Ge-
schäftsstellen (2020: 623). Da-
mit steht in über 90 Prozent 
der bayerischen Gemeinden ei-
ne Sparkassen-Geschäftsstelle. 
Dazu kommen 3.274 Geldauto-
maten (2021: 3.406), die auch 
Nicht-Kunden offenstehen.

2022 hat in Bayern die Zahl der 
Angriffe auf Geldautomaten mit 
Festsprengstoff stark zugenom-
men. Die Detonationen bringen 
ein hohes Risiko für Personen 
und erheblichen Sachschaden mit 
sich. Entsprechend investieren 

die Sparkassen Schmautz zufolge 
schon lange in standortindividu-
elle Sicherungsmaßnahmen, die 
darauf abzielen, die Taten schon 
im Vorfeld zu verhindern.

Filialen und das persönliche  
Gespräch haben heute weniger 
Gewicht im Tagesgeschäft. Sie 
werden aber stark nachgefragt, 
wenn es um langfristige oder kom-
plexe finanzielle Entscheidungen 
geht, die eine spezialisierte Bera-
tung erfordern. Die bayerischen 
Sparkassen unterhalten dazu nicht 
nur größere Geschäftsstellen mit 
Spezialisten, sondern auch über 
350 spezielle Beratungscenter wie 
Private Banking-Center, S-Firmen- 
und Gewerbekundenzentren, 
S-Immobilienzentren und S-Ver-
mögensmanagement-Zentren. Da-
neben wurde auch 2022 weiter in 
Kundenservice-Center für direk-
te Kundenkontakte per Telefon, 
Chat oder Video sowie in spezielle 
mediale Beratungscenter für das 
Privat- und das Firmenkundenge-
schäft investiert.

Verändertes  
Zahlungsverhalten

70,7 Prozent aller Girokontoin-
haber nutzen inzwischen das On-
line-Banking – Tendenz weiter-
hin steigend (2021: 67,6 Prozent). 
78,2 Prozent der Online-Ban-
king-Girokonten sind inzwischen 
auf elektronische Kontoaus-
züge umgestellt. Gewisserma-
ßen als „mobile Filiale“ nutzt ei-
ne steigende Anzahl von Kun-
den inzwischen auch aktiv die 
App „Sparkasse“, mit der sie ih-
re Bankgeschäfte komfortabel 
mobil erledigen können: Im Frei-
staat greifen mittlerweile 1,83 
Mio. Menschen auf die Sparkas-
sen-App zu, das sind 12 Prozent 
mehr als im Jahr davor.

Beschleunigt haben die Pan-
demiejahre die Veränderung des 

Einkaufs- und Zahlungsverhal-
tens: Bereits 2020 wurde bei 30 
Prozent aller Zahlungen – an der 
Ladenkasse, im Online-Handel, 
In-App-Zahlungen, an E-Ladesäu-
len etc. – die Karte eingesetzt, in-
zwischen sinkt der Anteil von Bar-
zahlungen bereits unter 60 Pro-
zent. In Bayern wurden 2022 mit 
6,4 Mio. ausgegebenen Sparkas-
sencards (girocard) fast 420 Mio. 
Transaktionen (2021: 360 Mio.; 
zum Vergleich 2016: 160 Mio.) 
durchgeführt.

Perspektivisch mahnte Schmautz 
erneut eine europäische Lösung im 
globalen Zahlungsverkehrswettbe-
werb an: „Ziel ist es nach wie vor, 
alle Bezahlarten in Europa – die 
heute mehr als vielfältig sind – un-
ter dem Dach zusammenzufüh-
ren und damit eine attraktive und 
wettbewerbsfähige europäische 
Lösung zu schaffen.“

Zeitgemäße 
Multikanal-Anbieter

Zusammenfassend resümier-
te der scheidende Verbandsvize: 
„Mit der digitalen Transformati-
on ist viel Bewegung ins Banking 
und ins Bezahlen gekommen. Wir 
gehen davon aus, dass dieser Pro-
zess in den kommenden Jahren 
sogar noch an Fahrt aufnehmen 
wird. Zusätzlich kommen ver-
mehrt Herausforderungen wie 
etwa der Umgang mit der Block-
chain-Technologie, Krypto-Assets 
und der digitale Euro auf uns zu. 
Die bayerischen Sparkassen ste-
hen dabei bewährt eng an der 
Seite ihrer Kunden. Neueste Um-
fragen zeigen, dass das gerade 
bei jungen Erwachsenen unter 35 
wieder sehr positiv ankommt. Es 
bleibt klar: Als zeitgemäße Multi-
kanal-Anbieter begleiten wir die 
Kunden auf vielfältigsten digita-
len Wegen, verzahnt mit der ge-
wohnten persönlichen Nähe.“ DK

https://www.vkb.de/content/
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Bayerische Volks- und Raiffeisenbanken:

Bestandener Stresstest 
in schwierigem Umfeld

Trotz widriger Umstände wie den Verunsicherungen im Zuge des 
Ukraine-Kriegs, hoher Inflation und schwieriger Prognosen zeig-
te sich Gregor Scheller, Präsident des Genossenschaftsverbands 
Bayern (GVB), bei der Bilanzpressekonferenz in München mit 
dem abgelaufenen Jahr aus operativer Sicht sehr zufrieden. Der 
Marktanteil im Firmenkundengeschäft und in der privaten Wohn-
baufinanzierung sei deutlich ausgebaut worden. „Somit haben 
sich die 197 Volks- und Raiffeisenbanken im Freistaat erneut als 
Stabilitätsanker erwiesen“, unterstrich Scheller.

Das operative Ergebnis klet-
terte auf 1,8 Mrd. Euro, dies ent-
spricht 0,88 Prozent der durch-
schnittlichen Bilanzsumme. Zu 
dem Plus trugen insbesondere 
der um 9,5 Prozent auf 3,1 Mrd. 
Euro gestiegene Zinsüberschuss 
sowie der leicht um 2,1 Prozent 
auf 1,4 Mrd. Euro gestiegene Pro-
visionsüberschuss bei. Belastet 
wird das positive Ergebnis aller-
dings von zinsanstiegsbedingten 
Abschreibungen auf Wertpapie-
re. Hier mussten die Institute an-
gesichts der im vergangenen Jahr 
gesunkenen Kurse Wertberichti-
gungen in Höhe von 1,6 Mrd. Eu-
ro vornehmen. Da es sich bei ei-
nem Großteil der Wertpapiere 
um Anleihen handelt, erhalten 
die Banken die Anlagesumme 
bei Fälligkeit zum Nennwert plus 
vereinbarter Zinszahlung zurück. 
Der Jahresüberschuss sinkt da-
mit leicht von 410 Millionen Eu-
ro auf 391 Millionen Euro im Jahr 
2022.

Auf einen Bestand von nun 
136,8 Mrd. Euro legten die Volks- 
und Raiffeisenbanken bei der 
Kreditvergabe zu. Kredite an Fir-
menkunden stiegen um 8,2 Pro-
zent auf 72,8 Mrd. Euro, wäh-
rend Kredite an Privatkunden 
60,4 Mrd. Euro betragen, ein Plus 
von 7,3 Prozent. Auch die Einla-
gen verzeichneten noch einmal 
ein kräftiges Wachstum: um 4,2 
Prozent auf 157,9 Mrd. Euro. Im 

Einzelnen legten Firmenkunden 
im vergangenen Jahr 44,4 Mrd. 
Euro bei bayerischen Volks- und 
Raiffeisenbanken an. Das ent-
spricht einem Zuwachs um 6,6 
Prozent. 102 Mrd. Euro entfielen 
auf Einlagen von Privatkunden – 
ein Plus von 3 Prozent gegenüber 
2021. Die Bilanzsumme der In-
stitute stieg um 3,9 Prozent auf 
nunmehr 208,9 Mrd. Euro.

Starkes  
Wohnbaukreditgeschäft

Erneut stark entwickelte sich 
das private Wohnbaukreditge-
schäft mit einem Plus von 8,3 
Prozent  auf 55 Mrd. Euro. Aller-
dings zeichnet sich für das lau-
fende Jahr ein deutlicher Rück-
gang ab, bedingt vor allem durch 
eine sinkende Zahl von Immobi-
lienkreditanträgen aufgrund ho- 
her Baukosten und gestiege-
nen Kreditzinsen. Mit Blick auf 
die Wohnungsknappheit in vie-
len Regionen Bayerns betrachtet 
Scheller diese Entwicklung „mit 
großer Sorge“.

Von der Politik wünscht sich 
der GVB-Präsident deshalb Er-
leichterungen für den Woh-
nungsbau, wie etwa die Sen-
kung der Grunderwerbssteuer, 
die Wiedereinführung steuerli-
cher Abschreibungen auf selbst-
genutzte Immobilien und die Zu-
rücknahme des sektoralen Kapi-

talpuffers für Wohnimmobilien. 
Auch regte Scheller an, wieder 
verstärkt über alternative Wohn-
projekte wie Mehrgenerationen-
häuser nachzudenken, bei denen 
vorhandener Wohnraum besser 
genutzt werden könnte.

Mit der Entscheidung der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleis-
tungen (BaFin), den sektora-
len Kapitalpuffer in Höhe von 
2 Prozent für Wohnimmobilien-
finanzierung anzuordnen, müss-
ten Banken zusätzliches Eigen-
kapital zur Risikovorsorge bilden, 
das dann bei der Kreditverga-
be fehlt. „Die Risiken haben sich 
aber nicht erhöht“, stellte Schel-
ler klar. „Die Banken prüfen ihre 
Kreditbücher fortlaufend auf Ri-
siken. Eine Veränderung der Risi-
kolage lässt sich nicht erkennen“, 
betonte der GVB-Präsident. 

Klimaschutz und Wohnungsbau

Die NPL-Quote (notleidende 
Kredite) ist zwischen 2020 und 
2022 rückläufig und steht aktuell 
bei 1,02 Prozent. „Wenn es das 
erklärte Ziel der Politik ist, Woh-
nungsbau voranzutreiben, ist die 
Einführung zusätzlicher Kapital-
puffer kontraproduktiv“, mahn-
te Scheller. Auch immer neue 
Vorgaben beim energetischen 
Standard trieben die Baukosten. 
„Wenn die Politik gleichzeitig Kli-
maschutz und Wohnungsbau 
will, muss sie entsprechend för-
dern, sonst bekommt sie beides 
nicht hin“, mahnte der Präsident.

Beim Eigenkapital konnten die 
genossenschaftlichen Kreditins- 
titute dagegen um 3,7 Prozent 
auf 20,5 Mrd. Euro zulegen. Die 
Gesamtkapitalquote liegt mit 
16,9 Prozent nahezu auf Vorjah-
resniveau. Darüber hinaus sind 

die Kosten der Volks- und Raif-
feisenbanken nur moderat ge-
stiegen. Laut Scheller „investie-
ren die Institute nach wie vor viel 
in die Digitalisierung und damit 
in ihre Zukunftsfähigkeit“. Damit 
wollen sie durch Standardisie-
rungen zur weiteren Kostensen-
kung beitragen, aber auch für die 
Kunden attraktiv bleiben. „Die 
Banken bieten bei Service und 
Beratung alle Wege an, ob tele-
fonisch, als Videocall, im Chat 
oder persönlich in der Filiale“, 
ergänzte der Präsident. Erfreu-
lich ist aus einer Sicht auch, dass  
sich die Aufwand-Ertrags-Rela-
tion (CIR) um 1,9 Prozentpunkte 
auf 61,2 Prozent verbessert habe. 
Dies beweise, dass das Genos-
senschaftsmodell Zukunft hat.

Gefragte Wertpapiere

Wie schon in den vergangenen 
Jahren bleiben Wertpapiere ge-
fragt. Zwar ging der Nettoabsatz 
im Wertpapiergeschäft zurück, 
jedoch lag er weiter auf einem 
hohen Niveau. Dennoch bleibt es 
beim Trend der Vorjahre: „Wert-
papiere wie Aktien und Fonds ge-
hören für viele Sparerinnen und 
Sparer inzwischen zum norma-
len Anlageportfolio beim Vermö-
gensaufbau“, erklärte Scheller. 
Zudem hätten viele Anleger da-
zugelernt und hielten auch Pha-
sen sinkender Kurse durch. Dies 
zeige sich auch an der Anzahl der 
Ansparpläne, die seit 2019 um 
38 Prozent auf einen Gesamtbe-
stand von jetzt 870.319 Stück zu-
genommen hätten.

„Nach wie vor stellen Wert-
papiere eine renditestarke Al-
ternative dar, was in Zeiten ho-
her Inflation umso wichtiger ist“, 
machte Scheller deutlich. Das 
um 3,9 Prozent auf 105,7 Mrd. 
Euro gesunkene Anlagevolumen 
in Depots und auf Investment-
konten der Volks- und Raiffeisen-
banken lasse sich auf den Rück-
gang der Kurse von Fonds und 
Aktien im vergangenen Jahr zu-
rückführen.

Ein Thema, das die Banken be-
lastet, ist ein mögliches Provi-
sionsverbot bei Bankgeschäf-
ten, wie es derzeit in der Euro-
päischen Kommission diskutiert 
wird. „Ein solches Verbot würde 
eine große Gruppe von Sparerin-
nen und Sparern von Beratungs-
leistungen ausschließen und sie 
in beratungsfreie Angebote im 
Internet beziehungsweise im 
Schattenmarkt drängen. Anstatt 
staatlicher Reglementierung soll-
te es jedem freigestellt bleiben, 
ob er eine abschlussbasierte Be-
ratung in Anspruch nimmt oder 
im Vorfeld für Beratungsleistun-
gen zahlen möchte“, hob Schel-
ler hervor.

Als verlässlicher Partner 
auf solidem Erfolgskurs

Für die kommenden Jahre 
zeigte er sich optimistisch, dass 
die Volks- und Raiffeisenbanken 
mit ihren mehr als 1.800 Filialen 
und über 3.000 Automaten ih-
ren soliden Erfolgskurs des ver-
gangenen Jahrzehnts weiterge-
hen werden. Die Wirtschaft ins-
gesamt und insbesondere der 
Mittelstand hätten bewiesen, 
dass sie sich neuen Herausfor-
derungen schnell anpassen kön-
nen. 

Dennoch brauche der Mit-
telstand positive Rahmenbe-
dingungen. Die Unternehmen 
müssten dringend von über-
bordender Bürokratie entlastet 
werden. Stattdessen seien Inno-
vationen stärker zu fördern, da-
mit Deutschland insgesamt bei 
Produktivität und im internatio-
nalen Wettbewerb nicht zurück-
fällt. „Die regionale Wirtschaft 
braucht auch in Zukunft verläss-
liche Finanzierungspartner“, so 
Gregor Scheller. Privatpersonen 
verließen sich wie eh und je auf 
die kompetente Beratung der 
Volks- und Raiffeisenbanken. 
„Mit ihren genossenschaftlichen 
Grundtugenden zeigen sie, dass 
man erfolgreich sein kann.“ DK

Finanzpolitische „Zeitenwende“:

Leitlinien für einen 
Aufbruch Deutschlands

Positionspapier des Wirtschaftsbeirats Bayern

Unter dem Titel „Auf das Angebot kommt es an! Mehr Soziale Markt-
wirtschaft für eine Welt im Umbruch“ hat der Wirtschaftsbeirat Bay-
ern ein Positionspapier veröffentlicht, das sich unter anderem mit 
der finanzpolitischen „Zeitenwende“ befasst. Die Bundesregierung 
hat laut wbu eine breite Palette von Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht und hegt viele Pläne, den Herausforderungen zu begegnen. 
Um die Entlastungspakete vom Fließband zu finanzieren, würden im-
mer neue „Sondervermögen“ ins Spiel gebracht, was nichts anderes 
als immer mehr Schulden bedeute. Die Schuldenbremse werde mehr 
oder weniger offen umgangen bzw. grundsätzlich zur Debatte gestellt. 
„Die finanzpolitische Nachhaltigkeit schwindet dahin“, heißt es.

Da nur solide Finanzen nachhal-
tiges Wirtschaften ermöglichten, 
müssten kostspielige Program-
me wie etwa das großzügige Bür-
gergeld sowie kostenlose Nahver-
kehrstickets ersetzt werden durch 
klare finanzpolitische Prioritäten 
für militärische Sicherheit, Ener-
giesicherheit und Infrastruktur. 
Sollten auf europäischer Ebene fi-
nanzielle Hilfen für die Mitglied-
staaten zur Sicherung der Ener-
gieversorgung notwendig werden, 
so sei das bestehende Instrument 
des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) mit klarer Kon-
ditionalität zu nutzen, betont der 
Wirtschaftsbeirat Bayern.

„Finanzkrise, europäische Schul-
denkrise, Migrationskrise, Corona- 
krise, Ukrainekrise, Energiekri-
se: Von Krise zu Krise reagieren  
wir mit neuen Fonds und neu-
en Entlastungspaketen in gro-
ßem Stil, vorwiegend über Schul-
den finanziert. Die Schuldenquote 
Deutschlands ist von 59,7 Prozent 
2019 wieder auf 69,3 Prozent im 
Jahr 2021 gestiegen (Höchststand 
2010 bei 82,5 Prozent). Dabei sind 
allerdings die impliziten Schulden 
aus den Sozialsystemen und hier 
vor allem der Rentenversicherung 
nicht enthalten“, betont der wbu.

Ein Problem für die Nachhaltig-
keit der Staatsfinanzen stelle zu-
dem die Neigung der Bundesre-
gierung dar, Ausgabenprogram-
me wie für die Bundeswehr oder 
zur Entlastung von Energiekos-
ten als „Sondervermögen“ zu be-
handeln. Der Bundesrechnungs-
hof habe dies mehrfach kritisiert. 
Diese Schattenhaushalte verschlei-
erten die tatsächliche Verschul-
dung und seien verfassungsrecht-
lich fragwürdig. „Nur ein finanz-
starker Staat kann sich einen ‚Dop-
pel-Wumms‘ leisten. In Europa 
können dies nur wenige. Deutsch-
land konnte es, da die Staatsfinan-
zen einigermaßen in Ordnung wa-
ren. Dies ist nun verbraucht wor-
den“, macht der Beirat deutlich.

Schuldendynamik stoppen

Vor diesem Hintergrund müs-
se die Schuldendynamik jetzt ge-
stoppt werden. Neue Schulden 
gefährdeten langfristig die Tragfä-
higkeit der öffentlichen Haushal-
te, nicht zuletzt wegen steigender 
Zinsen. Sie verschöben weitere 
Lasten auf künftige Generationen. 
Neue Schulden brächten bei Eng-
pässen und Knappheiten auf der 
Angebotsseite aber auch kurz-
fristig keine Lösung, weil sie kei-
ne zusätzlichen realen Ressour-
cen generieren können. Was der 
Staat über Schulden für sich bean-
sprucht, fehle der privaten Wirt-
schaft für Investitionen. Soweit 
der Staat die Mittel für Transfers 
einsetzt, treibe dies bei Angebots- 
engpässen nur die Inflation weiter 
hoch. Die Folge: wirtschaftliche 
Stagnation oder Rezession und 
gleichzeitig hohe Inflation.

Auch der Staat komme nicht 
umhin, seine Ausgabenschwer-
punkte neu zu setzen, unter-
streicht der wbu. Entlastungspa-
kete und direkte Hilfen müssten 
auf jene konzentriert werden, die 
wirklich Hilfe brauchen. Breite 
Teile der Bürger von Belastungen 
der Krise freihalten sei nicht mög-
lich. Dies widerspreche auch dem 
Prinzip der Eigenverantwortung, 
der Subsidiarität, das dem Bürger 

auch einen Beitrag abverlangt.
Die Unterstützung für Unter-

nehmen müsse nach strengen Kri-
terien darauf konzentriert wer-
den, wo es gilt, wettbewerbsfähi-
ge Betriebe über die Krise zu ret-
ten und systemkritische Risiken 
bestehen. Aber der Staat könne 
und dürfe den Strukturwandel 
nicht aufhalten. „Insofern muss 
der Staat sich bei Transferausga-
ben und Subventionen zurück-
halten, Zukunftsinvestitionen wie 
Sicherheit und Verteidigung, In-
novationen und Digitalisierung, 
Infrastruktur, Bildung etc. hoch-
halten. Wirksam entlasten kann 
er Wirtschaft und Bürger da-
durch, dass er Steuern senkt und 
damit gleichzeitig Leistungsanrei-
ze erhöht“, heißt es in dem Papier.

Investitionen seien die notwen-
dige Voraussetzung für die Trans-
formation der Wirtschaft zur Be-
wältigung der Herausforderungen. 
Dabei würden in Deutschland 90 
Prozent der Investitionen von der 
privaten Wirtschaft getragen. Dies 
könne der Staat niemals ersetzen. 
Um die notwendigen Investitionen 
schultern zu können, benötigten 
die Unternehmen ausreichende 
Finanzierungsspielräume. Höhere 
Spitzensteuersätze und „Überge-
winn-“ oder „Zufallsgewinnsteu-
ern“ bewirkten das Gegenteil und 
schafften Verunsicherung über zu 
erwartende Erträge. Dies führe zur 
Zurückhaltung bei Investitionen.

„Werden die Unternehmens-
steuern auf ein international wett-
bewerbsfähiges Niveau gesenkt 
und wird das Vertrauen der Un-
ternehmen in die Verlässlichkeit 
steuerlicher Rahmenbedingun-
gen gestärkt“, könne eine neue In-
vestitionsdynamik entstehen. Da-
für sei ein leistungsfähiger Kapi-
talmarkt zentrale Voraussetzung. 
Auch hier habe Deutschland noch 
viel Potenzial: Beträgt die Markt-
kapitalisierung börsennotierter 
Aktien in Deutschland 50 Prozent 
des BIP, so macht sie in den USA 
wie in UK 120 Prozent des BIP aus.

Aus Sicht des Wirtschaftsbei-
rats Bayern gilt es, den gemein-
samen europäischen Kapital-
markt voranzutreiben und die 
Geldpolitik wieder stabilitätsori-
entiert auszurichten: „Der riesi-
ge Geldüberhang, der seit Jahren 
durch die lockere Geldpolitik der 
EZB geschaffen worden ist, nährt 
jetzt die starke Inflation. Viel zu 
spät hat die EZB darauf mit Zins-
steigerungen reagiert. Es gilt 
jetzt diesen Weg fortzuführen. 
Die EZB muss sich aber davor hü-
ten, den Weg in die Staatsfinan-
zierung weiterzugehen.“

Das Instrument des Transmis- 
sionsschutzes (TPI) berge enor-
me Risiken. Die EZB gerate da-
durch zunehmend unter politi-
schen Einfluss. Die Zinsdifferenz 
zwischen den Mitgliedstaaten, 
die fundamental begründet ist, 
dürfe die EZB nicht angleichen. 
Diese sei notwendig als An-
reiz für eine stabilitätsorientier-
te Haushaltspolitik der Mitglied-
staaten. Benötigten sie Hilfe, ge-
be es den Europäischen Stabili-
tätsmechanismus (ESM). „Hier 
werden Hilfen mit Reformaufla-
gen verknüpft. Darauf müssen 
wir weiter bestehen. Eine Ver-
gemeinschaftung von Schulden 
durch die Hintertüre muss unbe-
dingt vermieden werden“, stellt 
der wbu klar. DK

Antragsstart für Energiehilfen: 

51,5 Mio. Euro für Kunst- und Kultur-
Einrichtungen einschließlich Kinos

Bayernbonus ergänzt Kulturfonds Energie des Bundes

Ab sofort können Kunst- und Kultureinrichtungen Energiehilfen 
beantragen. Die steigenden Energiepreise stellen die Kulturein-
richtungen nach der Corona-Krise erneut vor existenzielle Her-
ausforderungen. Vor diesem Hintergrund hat der Bayerische Mi-
nisterrat bereits im Dezember 2022 Härtefallfonds-Hilfen in für 
Kunst- und Kultureinrichtungen sowie Kinos auf den Weg ge-
bracht. Die Härtefallfonds-Hilfen stocken als sog. Bayernbonus 
den Kulturfonds Energie des Bundes auf.

„Keine halben Sachen: Wir 
stocken auf! Mit dem Bayern-
bonus in Höhe von 51,5 Millio-
nen Euro ergänzen wir die Ener-
giehilfen des Bundes. Der Frei-
staat steht an der Seite der 
bayerischen Kunst- und Kultur-
einrichtungen. Denn wir sagen 

klar: Kunst trotz Krise? Auf jeden 
Fall!“, so Kunstminister Markus 
Blume. Digitalministerin Judith 
Gerlach ergänzt: „Bayern ist ein 
Kinoland. Mit dem Bayernbo-
nus in Höhe von bis zu 3 Millio-
nen Euro für die über 280 baye-
rischen Kinos helfen wir den Be-

treibern da, wo das Geld der-
zeit am dringendsten gebraucht 
wird. Damit stehen wir unseren 
bayerischen Kinos auch weiter-
hin zuverlässig zur Seite. Bereits 
während der Corona-Krise ha-
ben wir für die Filmtheater ins-
gesamt 24 Millionen Euro baye-
rische Mittel bereitgestellt. Die 
Kinos sind ein wesentlicher Be-
standteil unserer heimischen 
Kulturszene – und das soll auch 
so bleiben.“

Förderanträge können aus-
schließlich über die Plattform 
www.kulturfonds-energie.de ge-
stellt werden. r

Jahresbilanz zur Regionalen Wirtschaftsförderung:

Niederbayern erneut Spitzenreiter
„Der bayerische Mittelstand trotzt mit robuster Investitionsbe-
reitschaft den widrigen Umständen“: Mit dieser erfreulichen 
Nachricht wartete Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger auf, als 
er die Jahresbilanz zur Regionalförderung präsentierte. Positiv ge-
stimmt sein kann Niederbayerns Regierungspräsident Rainer Ha-
selbeck, belegt sein Regierungsbezirk doch erneut Rang 1 bei der 
Wirtschaftsförderung. Dort flossen im Vergleich der sieben Re-
gierungsbezirke zum wiederholten Mal die meisten Fördermittel. 
„Niederbayerns Wohlstand und wirtschaftliche Strahlkraft grün-
den auf der Stärke seiner Unternehmen“, unterstrich Haselbeck.

Bayernweit gingen insgesamt 
173 Mio. Euro im Rahmen der 
regionalen Wirtschaftsförde-
rung an mittelständische Unter-
nehmen. Mit den Fördergeldern 
konnten in Bayern 491 Investiti-
onsmaßnahmen mit einem Vo-
lumen von 1,2 Mrd. Euro ange-
stoßen werden.

Der höchste Anteil entfällt 
auf Niederbayerns Mittelstand: 
Mit 36,3 Mio. Euro hat die Wirt-

schaftsförderung der Regierung 
von Niederbayern bayernweit 
das höchste Zuschussvolumen 
ausgereicht. Unterstützt wur-
den einzelbetriebliche Investi-
tionsmaßnahmen in den Berei-
chen Industrie, Handwerk, Han-
del, sonstige Dienstleistungen 
und Tourismus. Schwaben ran-
giert mit 34,1 Mio. Euro an Zu-
wendungen auf Platz 2, es fol-
gen die Oberpfalz (29,6 Mio. Eu-

ro), Oberfranken (28,3 Mio. Eu-
ro), Unterfranken (18,9 Mio. 
Euro), Oberbayern (14,8 Mio. 
Euro) und Mittelfranken (11 
Mio. Euro).

Auch in punkto Investitions-
vorhaben der Betriebe führt 
Niederbayern die bayernwei-
te Statistik mit insgesamt 95 
Maßnahmen und einem Volu-
men von 230,8 Mio. Euro an. Er-
freulich in diesem Zusammen-
hang: Die Leistungskraft der nie-
derbayerischen Betriebe wirkt 
sich auch positiv auf die Arbeits-
plätze aus und hebt die Region 
hier vergleichsweise abermals 
auf Platz 1: Allein durch die ge-
förderten Investitionsvorhaben 
wurden 355 Arbeitsplätze ge-
schaffen und 2024 Arbeitsplät-
ze gesichert, davon über 21 Pro-
zent im Tourismusbereich. DK

http://www.kulturfonds-energie.de
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Die Zukunft des Bezahlens
Was die Deutschen im Portemonnaie haben und warum sie zunehmend öfter mit Karte zahlen

Ein Gastbeitrag von Dr. Jürgen Gros
Am 22. März 2020 ging Deutschland in den ersten Corona-Lock-
down. Seitdem ist vieles anders im Land. Augenscheinlich auch beim 
Kaufen und Bezahlen. Die Bundesbürger tragen mit durchschnittlich 
100 Euro zwar nur sieben Euro weniger Bargeld im Portemonnaie 
mit sich als vor der Pandemie. Das hat die Deutsche Bundesbank in 
einer großen Studie zum Zahlungsverhalten in Deutschland voriges 
Jahr herausgefunden. Was sich aber offenkundig geändert hat, ist 
die Art wie sie Post-Corona bezahlen. Nämlich deutlich öfter unbar. 
In 42 Prozent aller Fälle wird mittlerweile bargeldlos bezahlt, wie die 
Zahlen der Bundebank für das Jahr 2021 zeigen. Vier Jahre zuvor war 
das lediglich bei jedem vierten Bezahlvorgang der Fall. Bezogen auf 
den Umsatz, den die Deutschen mit ihren Einkäufen erzielen, wird 
die Veränderung noch deutlicher. So beglichen sie 2017 mehr als die 
Hälfte des Einkaufsvolumens (52,4 Prozent) unbar. Bis Ende 2021 hat 
sich der Anteil auf 70 Prozent erhöht. 

Sicher, während der Pandemie 
kauften die Deutschen mehr im 
Internet ein. Für eine kurze Pha-
se standen zudem Geldscheine 
und Münzen im Verdacht, das Co-
rona-Virus zu verbreiten. Zahlun-
gen per Karte, Smartphone oder 
Smartwatch entsprachen auch im 
stationären Handel dem pandemi-
schen Distanzgebot. Bargeld wur-
de zu Hause für alle Fälle gehor-
tet und weniger als Zahlungsmit-
tel eingesetzt. 

Dauer des Bezahlvorgangs

Und doch: Nicht alles ist Coro-
na geschuldet. Älter als das Virus 
ist nämlich der Trend zum bar-
geldlosen Bezahlen. Verantwort-

keit und damit um Effizienz. Am 
schnellsten wird im Einzelhan-
del mit Smartphone oder -watch 
bezahlt. Das dauert im Schnitt 
14 Sekunden. Bargeldzahlungen 
nehmen durchschnittlich 18,7 
Sekunden in Anspruch. Kontakt-
los mit Karte geht in 15,2 Sekun-
den, bezahlen mit Karten und Pin 
braucht 23,3 Sekunden, und wer 
die Karte ins Lesegerät steckt, be-
nötigt 25,7 Sekunden für den Be-
zahlvorgang. 

12 Sekunden länger oder kür-
zer – macht das wirklich einen 
Unterschied? Für die großen 
Einzelhandelsketten auf jeden 
Fall. Denn da wird scharf mit je-
dem Cent kalkuliert. Eine Se-
kunde schnellerer Durchlauf am 
Point of Sale (POS) – also der Kas-
se – kann bei großen Einzelhan-
delsketten aufs Jahr gerechnet 
schnell einen mittleren einstelli-
gen Millionenbetrag ausmachen. 
Laut EHI Retail Institute gibt es 
im deutschen Einzelhandel fast 
526.000 Kassen. Das jährliche 
Einsparpotenzial durch digita-
le Bezahlvorgänge liegt allein für 
die Platzhirschen, die sich auch 
in jedem bayerischen Gewerbe-
gebiet finden, bei hohen drei- 
stelligen Millionenbeträgen und 
mehr. Mit schnelleren Durchlauf-
zeiten an den Kassen lassen sich 
erhebliche Personalkosten ein-
sparen. Ganz abgesehen davon, 
dass auch im Einzelhandel Per-
sonalmangel herrscht. Für die 
Großen in der Branche rechnen 
sich dann auch locker Karten- 
und Transaktionskosten für di-
gitale Bezahlvorgänge. So wird 
es zudem nachvollziehbar, wenn 
die Supermarktketten Aldi Süd, 
Lidl, Rewe, Edeka, Netto, Kauf-
land, Globus oder Baumarktket-
ten und Möbelhäuser wie Ikea 
Self-Checkout-Bereiche etablie-
ren. Also die Möglichkeit, dass 
Kunden ihren Einkauf an Kassen-
automaten scannen und dann 
per Smartphone, -watch, Karte 
oder mitunter auch konventio-
nell mit Bargeld bezahlen. 

Denn Bargeld wollen die Einzel-
handelsketten mehrheitlich auch 
weiterhin als Bezahloption zu-
lassen. Das jedenfalls haben Al-
di, Rewe, Edeka und andere post-
wendend erklärt, als im Januar 
die Technikkette Gravis aufhor-
chen ließ. Das Unternehmen ist 
nach eigener Aussage Marktfüh-
rer für digitale Lifestyle-Produk-
te aus der Apple Welt. Zu Beginn 
des Jahres hat es verkündet, künf-
tig in seinen 40 Filialen keine Bar-
geldzahlungen mehr zuzulassen. 
Bezahlung sei nur noch per Karte, 
Smartphone oder -watch möglich. 
„Kostengünstig“, „einfach“, „si-
cher“, „schnell“ – so die Adjektive, 
mit denen Gravis entwaffnend of-
fen die Bargeldablehnung gegen-
über dem „Spiegel“ begründete. 

Corona als Beschleuniger

Der Trend zu Zahlungen mit 
Karten und digitalen Endgerä-
ten lässt sich auch beim eigenen 
Metzger, Bäcker, kleinen Einzel-
händler oder dem Lieblingscafé 
beobachten. Hier hat Corona die 
Entwicklung beschleunigt. In den 
zwei Pandemiejahren 2020 und 
2021 ist die Zahl der Akzeptanz-
stelle für Karten mit Zahlungs-
funktion um 200.000 und damit 
fast 15 Prozent auf über 1,5 Mil-
lionen gestiegen. Was womöglich 
zunächst Hygieneerwägungen ge-
schuldet war, ist zwischenzeitlich 
zum Standard geworden. Kunden 
erwarten mittlerweile digitale 
Bezahlmöglichkeiten. Zudem er-
schließt das den Händlern an der 
einen oder anderen Stelle auch 
neue Umsätze. Durch bargeldlose 
Spontankäufe oder weil die Bun-
desbürger zunehmend ohne Por-
temonnaie, aber dafür mit Handy 
und der dort integrierten Bezahl-
karte aus dem Haus gehen. Ein 
Trend, der laut dem seit 2019 jähr-
lich von Visa und dem Meinungs-
forschungsinstitut Forsa ver- 
öffentlichte Mobile Payment Mo-
nitor schon länger besteht.

Bezahlen kostet Geld

Ob das unbare Bezahlen sich 
dabei für jeden Betrieb rech-
net, kommt auf den Einzelfall 
an. Denn mit Kosten für Geld-
beschaffung und Bankgebühren 
für Münzgeldentsorgung, Kar-
ten- sowie Transaktionsgebüh-
ren oder Personalaufwendungen 
sind alle Bezahlarten verbunden. 
Die Bundesbank hat sich 2019 
umfangreich mit den Kosten der 
Bargeldzahlung im Einzelhan-
del auseinandergesetzt. Die Er-
kenntnisse sind nach wie vor gül-

tig, wie Branchenkenner bestäti-
gen. So liegen die durchschnittli-
chen Gesamtkosten von Bar- und 
Girocard-Zahlungen dicht beiein- 
ander. Da Kassierzeiten – und da-
mit Personalkosten – bei klei-
nen Unternehmen nicht ganz 
so ins Gewicht fallen, sind auch  
SEPA-Lastschriftverfahren (also 
Zahlungen mit Girocard und Un-
terschrift) attraktiv. Kleine Händ-
ler und Betriebe haben wohl Kos-
ten zwischen 0,2 und 0,3 Prozent 
des Zahlbetrags, wenn der Kunde 
seine Rechnung per Girocard be-
gleicht. Teurer wird es, wenn Kun-
den mit Kreditkarten bezahlen. 
Da liegen die Kosten eher beim 
fünf- bis zehnfachen. Hinzu kom-
men bei allen bargeldlosen Be-
zahlarten eine Transaktionsge-
bühr für die Nutzung des Karten-
zahlgeräts von 7 bis 12 Cent pro 
Transaktion sowie monatliche 
Geräte- und Servicegebühren. Sie 
liegen meist im einstelligen oder 
geringeren zweistelligen Eurobe-
reich pro Kartenlesegerät. 

Bezahlen – auf welche Weise 
auch immer – kostet Geld. Vor-
dergründig den Händler. Am En-
de freilich auch den Kunden. 
Denn jeder gute Kaufmann wird 
versuchen, die Bezahlkosten in 
seinen Produktpreis ebenso ein-
zukalkulieren wie die Tatsache, 
dass es eben den einen Bezahl-
weg nicht mehr gibt. Die Zukunft 
des Bezahlens liegt in der Viel-
falt der Zahlungsmethoden. Zah-
lungen mit Karte und digitalen 
Endgeräten werden weiter zu-
nehmen. Bargeldzahlungen aber 
auch nicht ganz verschwinden. 
Das kann man als Prognose für 
die nächsten Jahre wagen.

Bargeld bleibt

Alles hat Corona mithin doch 
nicht verändert. Die Deutschen 
hängen am Bargeld. Sie bezah-
len damit zwar weniger. Fragt 
man sie jedoch, wie wichtig ihnen 
grundsätzlich die Möglichkeit zur 
Bargeldnutzung ist, dann fällt die 
Antwort eindeutig aus: Fast 70 
Prozent der Bundesbürger ist das 
laut einer Untersuchung der Bun-
desbank vom letzten Jahr sehr 
oder zumindest ziemlich wichtig. 
Was dann auch die 100 Euro im 
Portemonnaie erklären würde.

Über unseren Autor

Der an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität in München pro-
movierte Politikwissenschaftler 
Jürgen Gros (53) war zwei Jahr-
zehnte im Management verschie-
dener bayerischer Verbände tä-
tig, zuletzt als Präsident des Ge-
nossenschaftsverbands Bayern. 
Schwerpunktmäßig beschäftigt 
er sich mit finanzwirtschaftli- 
chen und mittelstandspoliti-
schen Themen.  r

Dr. Jürgen Gros.  
 Bild: Barbara Obermaier

lich für ihn scheint eine Melan-
ge aus fortschreitender Digitali-
sierung, Kostenoptimierung und 
Personalmangel im Einzelhandel 
zu sein. Jedenfalls sagt das einer, 
der sich im Metier bestens aus-
kennen, aber nicht genannt wer-
den will. Der Blick in eine Unter-
suchung der Deutschen Bundes-
bank von Anfang des Jahres hilft 
zu verstehen, um was es beim 
Bezahlen im stationären Handel 
geht: Nämlich um Geschwindig-

LfA-Förderbilanz 2022 mit den Genossenschaftsbanken: 

660 Mio. Euro an Förderkrediten 
für Bayerns Mittelstand

Im Jahr 2022 haben die bayerischen Volksbanken und Raiffeisen-
banken Förderkredite der LfA Förderbank Bayern in Höhe von 
mehr als 660 Millionen Euro vergeben. Mit über 2.300 Zusagen 
für Mittelstand und Selbstständige in Bayern stehen sie für mehr 
als 47 Prozent der im vergangenen Jahr insgesamt zugesagten 
LfA-Programmkredite. Die Genossenschaftsbanken sind einer der 
wichtigsten Partner der LfA im Fördergeschäft.

„Mit ihrem Know-how zu 
den flexibel einsetzbaren För-
derangeboten der LfA ermögli-
chen die Beraterinnen und Be-
rater der Genossenschaftsban-
ken Existenzgründern sowie 
kleinen und mittleren Unter-
nehmen passgenaue Finanzie-
rungen zu attraktiven Konditi-
onen. Erfreulicherweise haben 
die Betriebe und Selbständigen 
im vergangenen Jahr die För-
dermittel trotz der zahlreichen 
Herausforderungen und Kri-
senstimmung in erster Linie ge-
nutzt, um in ihre langfristige Zu-
kunftsfähigkeit zu investieren. 
Auf diesem Weg werden wir 
ihnen gemeinsam mit den Ge-
nossenschaftsbanken auch in 
Zukunft zur Seite stehen und  
sie auch bei den Herausforde-
rungen der Digitalisierung und 
der Nachhaltigkeit unterstüt-
zen“, kommentiert Hans Peter 

Göttler, stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der LfA, die 
Zahlen.

Erfolgsmodell

Gregor Scheller, Präsident 
und Vorstandsvorsitzender des 
Genossenschaftsverbands Bay-
ern, ergänzt: „Die bewährte Ko-
operation der Volksbanken und 
Raiffeisenbanken mit der LfA ist 
ein Erfolgsmodell. Die flexiblen 
Förderangebote der LfA geben 
den bayerischen Unternehmen 
und Gründern die Möglichkeit, 
langfristig ausgerichtete Inves-
titionen zu verwirklichen. Als 
Hausbanken sorgen die fest 
in den Regionen verwurzelten 
Volksbanken und Raiffeisen-
banken dafür, dass die Förder-
mittel ihre Wirkung entfalten. 
Zusammen ermöglichen wir Zu-
kunft.“ r

Fast 2.000 Projekte über  
„Regionalbudgets“ unterstützt
Das erfolgreiche Regionalbudget wird fortgesetzt. Wie Landwirt-
schaftsministerin Michaela Kaniber mitteilte, wird dieses effizien-
te und unbürokratische Förderinstrument, mit dem die Lebens-
qualität im ländlichen Raum gesteigert wird, nun bis Ende 2025 
verlängert. Die Ministerin hatte sich auf Bundesebene dafür stark 
gemacht, die zunächst bis Ende 2023 befristete Maßnahme zu 
verlängern. 

„Egal ob Insektengarten, Hof- 
laden-Container oder Themen-
wanderwege, mit den vielen klei-
nen Projekten, die das Regional-
budget in allen Regionen Bay-
erns fördert, wird unsere Hei-
mat ein Stück lebenswerter. Denn 
die Förderung setzt genau da an, 
wo Menschen aktiv werden, da-
zu aber Unterstützung brauchen“, 
sagte die Ministerin in München. 
In den drei Jahren, seit es das Re-
gionalbudget in Bayern gibt, ha-
ben die Ämter für Ländliche Ent-
wicklung fast 5.000 Kleinprojek-
te von Gemeinden, Vereinen und 
Privatpersonen mit insgesamt 
fast 23 Millionen Euro aus Bun-
des- und Landesmitteln gefördert.

Heimat gestalten

Über das Regionalbudget kön-
nen Projekte in Gemeinden ge-
fördert werden, die sich frei-

willig im Rahmen einer Organi-
sation, Integrierte Ländlichen 
Entwicklung (ILE) genannt, zu-
sammengeschlossen haben. Die 
ILEs können jährlich ein Regio-
nalbudget in Höhe von 100.000 
Euro beantragen und damit ört-
liche Kleinprojekte fördern. 
113 der 118 ILEs in Bayern ha-
ben im vergangenen Jahr davon 
Gebrauch gemacht. Insgesamt 
wurden im vergangenen Jahr 
knapp 2.000 Projekte mit fast 
neun Millionen Euro gefördert. 

Träger der Projekte waren 
870 Kommunen, 813 Vereine 
und Verbände und 259 einzel-
ne Personen. „Das zeigt, dass 
dieses wunderbare Instrument 
von den ideenreichen und enga-
gierten Menschen überall in un-
serem Land angenommen wird, 
um ihre Region zu gestalten und 
voranzubringen“, führte die Mi-
nisterin aus. r
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie vie-
le Einwohner vertreten Sie?

Die Gemeinde Obermichel-
bach mit rund 3.500 Einwoh-
nern; sie liegt im Landkreis Fürth 
in der Metropolregion Nürn-
berg und grenzt an die Städte 
Fürth und Herzogenaurach an. 
Des Weiteren die Verwaltungs-
gemeinschaft (insgesamt ca. 
5.000 Einwohner) zusammen 
mit der Gemeinde Tuchenbach 
als Gemeinschaftsvorsitzender.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Seit 1. Mai 2020 bin ich 
hauptamtlicher Erster Bürger-

nierung, die dringend notwen-
dige Aufstockung unserer Ver-
waltung, der weitere Ausbau 
der Digitalisierung und die da-
mit verbundene Umsetzung 
der von uns gewünschten bür-
gerfreundlichen Kommune, die 
stetige Weiterentwicklung im 
Bereich „Radfahrerfreundliche 
Kommune“ und im Bereich 
Energie steht aktuell der Aus-
bau unserer PV-Anlagen auf 
kommunalen Gebäuden an. 
Ein sehr wichtiges Projekt, das 
wir momentan angehen ist die 
Nachverdichtung unserer Ge-
meinde.
Womit werden Sie sich noch 

Bernd Zimmermann
Erster Bürgermeister  

der Gemeinde Obermichelbach 

meister der Gemeinde.
Welchem Beruf sind Sie vor Amtsantritt nachge-
gangen bzw. üben Sie diesen nach wie vor aus?

Vor meinem Amtsantritt war ich als Messtech-
niker im Qualitätsmanagement tätig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kommu-
nalpolitik zu gehen?

Begonnen hat mein ehrenamtliches Engage-
ment in meiner Jugendzeit als Vorsitzender der 
örtlichen Jugendarbeit. In dieser Zeit habe ich 
bemerkt, wie wichtig es mir ist, sich in der Dorf- 
gemeinschaft einzubringen und die Zukunft der 
Gemeinde mitzugestalten.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Ich glaube, da ich im Vorfeld schon 18 Jahre im 
Gemeinderat, 6 Jahre als zweiter Bürgermeister 
und 6 Jahre als Kreistagsmitglied politisch aktiv 
war, habe ich genügend kommunalpolitische Ein-
blicke erlangt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Herausfor-
derungen? 

Die größte Herausforderung zu meinem Amts-
antritt lag mit Sicherheit beim sofortigen Einstieg 
in das Krisenmanagement der Covid-19-Pande-
mie. Die Herausforderungen, aber auch die Mög-
lichkeiten, die sich eröffneten (Digitalisierung), 
waren anstrengend und zugleich auch span-
nend. So ganz nebenbei haben wir auch noch mit 
der Planung und dem Baubeginn des neuen Bau- 
hofes begonnen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Es gibt eine Vielzahl an aktuellen Themen in 
der Gemeinde, die wir voranbringen müssen, 
aber auch unbedingt wollen.

Wie zum Beispiel die Sanierung unserer 
Nahwärmeleitung, der Beginn unserer Kanalsa-

auseinandersetzen müssen/wollen? 
Zu den oben schon genannten Themen, die 

natürlich stetig weitergeführt werden müssen, 
kommen noch Projekte wie „Innen statt Außen“, 
der Bau einer neuen Feuerwache in drei Bauab-
schnitten, der Straßen- und Wegebau und natür-
lich die Bereiche Natur, Klima und Umwelt, die 
mir persönlich sehr am Herzen liegen. In einem 
Dorf, was wir Gott sei Dank noch immer sind, 
sind dies Basisthemen. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für junge 
Kolleginnen und Kollegen?

Sei diplomatisch, aber auch energisch, nimm 
Ratschläge an und habe immer ein Ohr am Bür-
ger. Vergiss nie, dass du zum Wohle der Gemein-
de und der Bürgerinnen und Bürger entscheiden 
sollst. 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen/ 
Bürgerinnen und Bürger/Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Entschei-
dungsfindung ein?

Ich versuche gute Öffentlichkeitsarbeit zu leisten 
und wo es möglich ist, die Bürgerinnen und Bürger 
mit einzubeziehen. Mit den Kolleginnen und Kolle-
gen bin ich im stetigen Austausch und in der Verwal-
tung habe ich wöchentliche Jours-fixes eingeführt.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf die 
künftige Kommunalpolitik haben?

Ich wünsche mir, dass die Digitalisierung ir-
gendwann den Standard wie in der freien Wirt-
schaft erreicht und somit die Kommunalpoli-
tik wieder bürgernäher und bürgerfreundlicher 
wird. Sie darf allerdings nicht in Datenschutz und 
Bürokratie versinken.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Sei ehrlich, geradlinig, freundlich und vergiss 
niemals, wo du herkommst.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Vor allem als Bernd Zimmermann und na-
türlich als jemand, der in der Gemeinde Funda-
mente für eine zukunftsfähige Weiterentwick-
lung geschaffen hat. r
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Neuer Verein für mehr 
Frauen in der Politik gegründet

FidiP e.V. geht an den Start
Der Verein FidiP e.V. – Frauen in die Politik – wurde im Februar in der 
Politischen Akademie in Tutzing gegründet. Der neue gemeinnützige 
Verein will mehr Frauen ermutigen und befähigen, dass sie sich als 
Kandidatinnen aufstellen lassen und Politik mitgestalten. 

Ziel des Vereins FidiP e.V. – 
Frauen in die Politik – ist, dass 
mehr Frauen bei Wahlen kan-
didieren und Politik mitgestal-
ten. „Unser Netzwerk, das Men-
toring-Programm und die FidiP- 
Akademie sollen mehr Frauen für 
eine Karriere in der Politik ermu-
tigen. Mit der Gründung von Fi-
diP wollen wir möglichst viele Po-
litik interessierte Frauen errei-
chen“, sagt die Initiatorin des Ver-
eins Sabine Appelhagen. 

„Wir sind davon überzeugt, 
dass es viele kluge, gut ausgebil-
dete Frauen gibt, die eine Berei-
cherung für das demokratische 
Leben in unserem Land sind“, 
sagt FidiP-Vizepräsidentin Giulia 
Mennillo. „Diese Frauen wollen 
wir ermuntern und stärken, da-
mit sie sich aktiv in die Politik ein-
bringen.“ 

FidiP-Maßnahmen

Um das zu erreichen, wird FidiP 
folgendes anbieten: 
• FidiP e.V. wird ein Netzwerk 
aufsetzen, das Veranstaltungen 

mit Diskussionen und Vorträ-
gen anbietet, zu denen auch „ge-
standene“ Politikerinnen einge-
laden sind, die ihre Erfahrungen 
teilen. 
• Ein Mentoring-Programm soll 
aktive Politikerinnen mit Men-
tees zusammenbringen und sie 
stärken. 
• Zudem wird die FidiP-Akade-
mie künftige Politikerinnen für 
die Herausforderungen in der 
Politik fit machen. Dazu gehört 
ein Durchsetzungstraining ge-
nauso, wie ein Seminar zu den 
Grundlagen der Arbeit in der 
Kommunalpolitik oder zum sinn-
vollen Umgang mit Social Media 
während des Wahlkampfs. 

FidiP konnte seine Grün-
dungsveranstaltung in der Aka-
demie für Politische Bildung 
in Tutzing abhalten. Deren  
Direktorin Professor Dr. Ursu-
la Münch schaute bei den FidiP- 
Gründerinnen vorbei. „Wir un-
terstützen diese Initiative gern 
und freuen uns, auch in unse-
rem Haus Veranstaltungen und 
Fortbildungen anzubieten, die 

Frauen ermutigen, in der Po-
litik aktiv zu werden“, sagte 
sie. „Wenn alle Formalien ge-
schafft sind, die zu einer Ver-
einsgründung gehören, dann 
wollen wir wachsen und unser 
Angebot bei Politik-interessier-
ten Frauen bekannt machen“, 
sagt FidiP-Finanzvorstand Gu-
drun Bergdolt. „Jetzt zur baye-
rischen Landtagswahl im Okto-
ber wird es etwas knapp, aber 
bis zu den Kommunalwahlen 
2026 in Bayern wollen wir auf 
jeden Fall schon etwas bewirkt 
haben.“ FidiP fördert konfessi-
onslos, überregional und über-
parteilich Frauen auf allen Ebe-
nen der Politik: Kommunalpoli-
tik, Landespolitik, Bundespolitik 
und Europapolitik. r

Fachkräftemangel im sozialen und pädagogischen Bereich:

Augsburg fordert  
mehr Unterstützung

Der Mangel an Fachkräften ist eklatant, weshalb in Augsburg ein 
Bündnis zwischen der Stadt und den freien Trägern geschlossen wur-
de. Auf Initiative von Oberbürgermeisterin Eva Weber wurde ge-
meinsam eine Resolution verabschiedet, die Handlungsnotwendig-
keiten über die staatlichen Ebenen hinweg formuliert. Mehr als 50 
Einrichtungen unterstützen die Erklärung (siehe dazu Kolumne, GZ 5).

„Als Stadt Augsburg werden 
wir uns nie aus unserer sozia-
len Verantwortung verabschie-
den“, betont Oberbürgermeiste-
rin Eva Weber. „Aber wir brau-
chen einen Schulterschluss über 
die Stadt hinaus mit dem Frei-
staat Bayern und dem Bund, um 
dem Fachkräftemangel zu be-
gegnen.“ „Uns fehlt bereits jetzt 
überall qualifiziertes Personal: 
Angefangen bei der Kinderta-
gesbetreuung, über die Schule 
bis zum Ganztag und der Schul-
kindbetreuung“, stellt Zweite 
Bürgermeisterin Martina Wild 
fest. „Schon jetzt müssen ver-
einzelt schulische Angebote ein-
gestellt werden, Stunden im ge-
bundenen Ganztag werden re-
duziert und Kinder können in der 
Kita keinen Platz erhalten, weil 
die Erzieherin/der Erzieher fehlt. 
Diese Herausforderung wird 
durch den kommenden indivi-
duellen Rechtsanspruch auf eine 
hochwertige ganztägige Betreu-
ung der Grundschulkinder in den 
nächsten Jahren noch größer 
werden.“

Sozialreferent Martin Schen-
kelberg ergänzt: „Auch die offene 
Kinder- und Jugendarbeit und der 

Kinderschutz sind vom Fachkraft-
mangel betroffen. Immer mehr 
Kinder, Jugendliche und jun-
ge Erwachsene brauchen unsre 
Hilfe. Dafür braucht es mehr ge-
schultes, qualifiziertes Personal 
im sozialpädagogischen und psy-
chologischen Bereich, aber auch 
in der Verwaltung und in Berufen 
des Gesundheitssektors.“

Studiengang  
für Frühpädagogik

Konkret werden die Länder 
aufgefordert, die Ausbildungs-
kapazitäten für die Mangelbe-
rufe im sozialen und pädagogi-
schen Bereich drastisch zu er-
höhen, dies unter Mithilfe des 
Bundes. So sei es absolut nicht 
bedarfsdeckend, dass etwa in der 
Hochschule Augsburg im Fachbe-
reich Soziale Arbeit nur 80 Stu-
dierende pro Semester ausge-
bildet werden können, weil ne-
ben der Grundfinanzierung eine 
Ausweitung von Plätzen an der 
zusätzlichen Finanzierung durch 
den Freistaat scheitert. Weiter-
hin wäre ein berufsbegleitender 
Studiengang explizit im Bereich 
der Frühpädagogik, wie dem Ba-

chelor ‚Bildung und Erziehung im 
Kindesalter‘, am Standort Augs-
burg mehr als wünschenswert, 
um die Abwanderung nach Mün-
chen diesbezüglich zu verhindern 
und bereits während der Praxis-
phasen die Studierenden mit den 
potenziellen Arbeitgebern be-
kannt zu machen. Auch die Aus-
bildungskapazitäten in den Ver-
waltungsberufen und dem Erzie-
hungswesen müssten dringend 
weiter erhöht werden, heißt es in 
der Resolution.

Ausbauen, vereinfachen,  
refinanzieren und verbessern

Notwendig seien zudem prag-
matische Lösungen zum Perso-
naleinsatz wie Vereinfachungen 
im Rahmen der Weiterbildung, 
der Anerkennung (inklusive Ge-
währleistung von Anerkennungs-
beratung für ausländische Ab-
schlüsse sowie Sicherstellung 
berufsbezogener Deutschkurse) 
und des flexibleren Einsatzes von 
Fachkräften im gesamten Be-
rufsfeld. Daneben bedürfe es ei-
ner breit angelegten Qualifizie-
rungsoffensive, um auch bereits  
Berufstätige für soziale und pä-
dagogische Berufe weiterzubil-
den. Die Möglichkeiten für Quer-
einsteiger, für berufsbegleitende 
Ausbildung sowie Teilzeitausbil-
dung müssten ausgebaut, verein-
facht, refinanziert und verbessert 
werden.

Für die Definition, wer als an-
erkannte Fachkraft gilt, sollten 
bundesweit einheitliche und all-
gemein akzeptierte Standards 
formuliert und ein länderüber-
greifendes Verfahren etabliert 
werden. Notwendig sei eine bun-
desweite personenbezogene An-
erkennung (nicht einrichtungs-
bezogen). Dazu gehöre auch ein 
bundeseinheitlicher Rahmen für 
die Reform der Erzieherausbil-
dung (Kostenfreiheit, Anpassung 
der Ausbildungsdauer an ande-
re Berufszweige und angemes-
sene Vergütung). Passgenaue 
Nachqualifizierungen müssten 
wohnortnah und berufsbeglei-
tend ermöglicht werden. Wei-
tere Kapazitäten könnten durch 
Erleichterungen im Bereich der 
Assistenzkräfte sowie im Aus-
bau und der auskömmlichen Fi-
nanzierung der Berufseinstiegs-
begleitung/Berufsorientierungs-
maßnahmen geschaffen werden.

Darüber hinaus muss laut Re-
solution der Staat die Image-
kampagnen für relevante Ausbil-
dungsberufe bündeln und ver-
stärken. „Soziale Berufe müssen 
weiter finanziell aufgewertet und 
Fachkräfte zukünftig so bezahlt 
werden, dass die Entlohnung im 
Vergleich zu anderen Branchen 
auf gleichem Ausbildungsniveau 
attraktiv ist.“

Aufstiegsmöglichkeiten  
zeigen

Auch Maßnahmen zur Mitar-
beiterbindung (Fachkräfte und 
Ergänzungskräfte) seien zu ver-
stärken und auszubauen. Dazu 
würden bessere politische Rah-
menbedingungen benötigt. Ar-
beitsbedingungen von Teilzeit-
beschäftigten müssten attraktiv 
und flexibel gestaltet sein. Kar-
rierechancen sollten unabhän-
giger von beruflichen Auszeiten 

und Arbeitszeitmodellen werden. 
Mitarbeitern müssten Perspekti-
ven eröffnet und Aufstiegsmög-
lichkeiten aufgezeigt werden. Für 
Fachkräfte seien Entlastungen, 
beispielsweise in Form staatli-
cher Refinanzierung „helfender 
Hände“ (z. B. Quereinstiegspro-
gramme zur Aufstiegsqualifizie-
rung von der pädagogischen As-
sistenzkraft zur Ergänzungskraft), 
zu schaffen. So müsse es ermög-
licht werden, Einrichtungen bzw. 
Träger bei der Mitarbeiterbin-
dung mit den notwendigen Mit-
teln zu unterstützen.

Ausbildung bekannt machen

Mit Blick auf den Lehrkräfte-
mangel werden die Wahrneh-
mung der Fürsorgepflicht des 
Staates, Planungssicherheit, at-
traktive Arbeitsbedingungen für 
Lehrer, gleichwertige Besoldung 
(Lehrkräfte an Grund- und Mit-
telschulen müssen dasselbe ver-
dienen wie an anderen Schul-
formen) sowie eine flexible Leh-
rerbildung gefordert. Der Staat 
müsse neben dem klassischen 
Lehramtsstudium die Möglich-
keit der Ausbildung von Fach-
lehrern sowie Förderlehrern be-
kannter machen.

Aufgabe des Staates sei es, 
den beruflichen Wiedereinstieg 
nach längerer Auszeit (Pflege-
zeit, Krankheit, Elternzeit) sicher 
zu stellen. Erleichterungen beim 
Wiedereinstieg und bei der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf 
müssten zentrales Ziel der Maß-
nahmen sein. Dazu zählen laut 
Resolution „wohnortnahe Pro-
jekte zum beruflichen Wieder-
einstieg inklusive Kinderbetreu-
ung, sowie flexible Familienar-
beitszeitmodelle zur Erziehung 
von Kindern und Pflege von An-
gehörigen (fairere Verteilung von 
Lasten in der Familie)“.  DK
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Es war offenkundig ein 
Schock für viele Menschen in 
diesem Land, dass nach der In-
solvenz in Eigenverwaltung ei-
ner großen Modehauskette 
jetzt auch noch ein wahrhaf-
ter Kahlschlag unter den Wa-
renhausstandorten eines Tra-
ditionshandelshauses vonstat-
tengehen soll. Gut, unser Städt-
chen ist zu klein, um jemals der 
Standort eines solchen Kon-
sum-Dickschiffs gewesen zu sein, aber natürlich 
gehörte auch für viele bei uns der Besuch eines 
Kaufhauses zu einem Einkaufstrip in die nächst-
gelegene Metropole einfach dazu.

Ja, es scheint nicht übertrieben, wenn man 
sagt, dass das Kaufhaus, obwohl dahinter eigent-
lich ein Konzept aus dem 19. Jahrhundert steht, 
untrennbar zum deutschen Wirtschaftswun-
der der Wiederaufbaujahre dazu gehört. Iko-
nisch und aus keiner Dokumentation über den 
wachsenden Wohlstand der Nation wegzuden-

ken sind die schwarz-weiß-Aufnahmen der die 
Kaufhäuser stürmenden Massen am ersten Tag 
des Sommer- oder Winterschlussverkaufs, die 
verbissenen Mienen der Damen an den Wühlti-
schen, die verbilligte Leibwäsche für den Gatten 
zu fassen bekommen wollten oder die mit Tüten 
schwer bepackten Wochenendeinkäufer.

Die wirtschaftliche Bedeutung der Kaufhäuser 
zeigt sich ja bis heute in der Brutalo-Architektur, 
die sie in den Innenstädten durchsetzen konn-
ten. Man denke nur an den Betonklotz am Mün-
chener Marienplatz, der sowohl dem ästheti-
schen Empfinden, als auch dem Ensembleschutz 
voll in die Fresse gibt. Trotzdem wurde der Bau 
genehmigt, wie so viele andere gleich scheußli-
che Konsumtempel all überall im Land. 

Das Kaufhaus als solches ist also emotional 
hoch belegt. Deshalb ist die Schließungsankün-
digung wohl auch ein so großes Thema in den 
Nachrichten und für die Kommunalpolitik der 
betroffenen Städte. Dabei sage ich als Kater der 
viel Zeit und Muße hat und die Zeitläufte wie die 
Menschen intensiv studiert: Das Kaufhaus hat 
keine Zukunft mehr.

Denn die erste und wichtigs-
te Frage in diesem Zusammen-
hang ist: Warum sollte man 
sich für ganz normale Dutzend-
ware auf den Weg in die Stadt 
machen, wenn man diese Wa-
re bequem, in viel größerer 
Auswahl und im Zweifel billiger 
im Internet bestellen kann?

Verstärkt wird diese Frage 
durch zwei Faktoren, von de-
nen einer sehr deutsch ist: Das 

Ladenöffnungsregime. Unbestreitbar ist es für 
die Beschäftigten von Läden und Warenhäusern 
sehr angenehm, dass die Häuser nur reglemen-
tierte Öffnungszeiten haben, jedenfalls solan-
ge sie ihren Job deswegen nicht verlieren. Denn 
warum soll ich mich nach Feierabend oder noch 
schlimmer am Samstag abhetzen, um vor La-
denschluss noch ein Badetuch, eine beschich-
tete Bratpfanne und eine Rolle Geschenkpa-
pier zu besorgen, wenn ich das auch ganz ent-
spannt nach dem Abendessen und der Tages-
schau oder am Sonntag im Netz erledigen kann? 
Und warum soll ich mich mit sperrigen Einkaufs- 
taschen in den Bus quetschen und klaustro-
phobische Anfälle bekommen? Denn die Autos 
werden ja aus den Innenstädten verbannt und 
die Parkhäuser am Stadtrand kosten so viel, da 
kann man sogar bei Netzanbietern bestellen, 
die noch Versandgebühren nehmen.

Nein, das Einkaufserlebnis Innenstadt be-
deutet heute nicht mehr, in ein Kaufhaus zu  
gehen, alles Mögliche dort zu finden und sich 
im Schnellrestaurant in der obersten Etage mit  
einem Jägerschnitzel zu belohnen. Die Innen-
stadt der Zukunft hat Spezialgeschäfte, die Dinge 
führen, die man nicht so ohne weiteres im Netz 
findet oder dort kaufen will. Der Flaneur will 
raffinierte und gute Gastronomie vorfinden. 
Der Abstecher in eine Kunstausstellung gehört  
oftmals dazu, nie mehr aber der Wühltisch und 
das Schnäppchenschlagen.

Klar, auch diesen Übergang muss man sanft 
gestalten, vor allem für die Beschäftigten. Aber 
man sollte sich nicht der Illusion hingeben, als 
wäre mit dem kleinen Sieg des Erhalts eines 
Kaufhausstandorts ein Konsumkrieg gewonnen. 
Ich halte es da klar mit Sophokles: „Der Himmel 
hilft niemals solchen, die nicht handeln wollen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Das Kaufhaus hat  
keine Zukunft mehr

Schwäbische Landkreisvertreter  
kritisieren Pläne zur Krankenhausreform

Flüchtlingssituation sehr angespannt
Im Rahmen einer Arbeitstagung im Landkreis Unterallgäu hat sich 
der Bezirksverband Schwaben im Bayerischen Landkreistag zu ak-
tuellen Themen ausgetauscht. Die Landkreisvertreter sehen durch 
die geplante Krankenhausreform der Bundesregierung die medizini-
sche Versorgung der Bevölkerung gerade in ländlichen Regionen in 
Gefahr: „Wir fordern die Bundesregierung deshalb auf, die geplan-
te Krankenhausreform grundlegend zu überarbeiten und sicherzu-
stellen, dass nicht in die Planungskompetenz der Länder eingegrif-
fen wird und die Versorgung auch im ländlichen Raum sichergestellt 
bleibt“, sagte der Vorsitzende des Bezirksverbands Schwaben, der 
Lindauer Landrat Elmar Stegmann. Zudem waren auch die steigen-
den Flüchtlingszahlen in Schwaben und die damit einhergehende 
äußerst angespannte Unterbringungssituation ein Thema.

Die Landkreisvertreter waren 
sich einig, dass eine Krankenhaus-
reform grundsätzlich erforder-
lich ist. Allerdings müsse sich ei-
ne moderne und bedarfsgerech-
te Krankenhausreform sowohl 
an der Versorgung der Patientin-
nen und Patienten, als auch an  
regionalen Bedürfnissen orientie-
ren. Ihrer Meinung nach beste-
he bei Umsetzung der vom Bun-
desgesundheitsminister vorge-
sehenen Krankenhausreform die  
Gefahr einer Benachteiligung der 
Menschen in ländlichen Gebie-
ten. „Viele Kliniken und Gesund-
heitseinrichtungen sind nicht nur 
in Schwaben, sondern deutsch-
landweit in ihrer wirtschaftli-
chen Stabilität bedroht. Inflation, 
Energiekrise und Mehraufwand 
für Covid-19-Maßnahmen sorgen 
für Kostenexplosionen, die letzt-
lich die Versorgung der Menschen 
gefährdet“, so der Bezirksver-
bandsvorsitzende. Die Tagungs- 
teilnehmer erachten die geplan-
ten Finanzhilfen der Bundesregie-
rung zum Ausgleich von Energie-
preissteigerungen zwar als hilf-
reich, sie könnten jedoch nicht 
das strukturelle Defizit aufgrund 
inflationsbedingter allgemeiner 
Kostensteigerungen und der  
Covid-19-Maßnahmen ausglei-
chen. Eine wirksame und um-
fassende Strukturreform könne 
nicht ohne zusätzliche Finanz-
mittel auf den Weg gebracht und 
umgesetzt werden, da bereits ei-
ne eklatante Unterfinanzierung 
der laufenden Betriebskosten 
und seit Jahrzehnten eine klaf-
fende Lücke bei der Investitions-
förderung bestehe.

Rettungswesen

Sehr kritisch sahen die schwäbi-
schen Landrätinnen und Landräte 
auch die Entwicklungen des Ret-
tungswesens im ländlichen Raum. 
Weniger Krankenhäuser oder 
Häuser mit deutlich eingeschränk-
tem Leistungsspektrum bedeu-
teten nicht nur längere Fahrtwe-
ge, sondern auch zwangsläufig 
mehr Fahrten. Durch Klinikschlie-
ßungen stünden aber gleichzeitig 
noch weniger Krankenhausärz-
te als Notärzte zur Verfügung, als 

dies bislang schon der Fall sei und 
es würden zusätzlich Rettungs-
mittel auf der Straße durch Trans-
porte gebunden.

Forderungen  
an die Bundesregierung

Die Landkreisvertreter verlan-
gen daher von der Bundesregie-
rung:

• Die geplante Krankenhaus-
reform grundlegend zu überar-
beiten und so umzusetzen, dass 
die Versorgung der Bevölkerung 
auch in ländlichen Gebieten aus-
reichend sichergestellt wird.

• Vor einer derart großen, 
strukturellen Reform des Kran-
kenhauswesens zuerst ein So-
forthilfeprogramm für die Kran-
kenhäuser aufzusetzen, um diese 
kurzfristig finanziell zu stabilisie-
ren. Es braucht einen Inflations-
ausgleich in voller Höhe, inklusive 
einer Deckung der tarifbedingten 
Personalkostensteigerungen so-
wie die Übernahme der tatsäch-
lichen Energie-Mehrkosten.

• Die nach wie vor hohen 
Mehrkosten für die Versorgung 
und Isolation der Covid-19-Pati-
enten auszugleichen. Denn seit 
Mitte des Jahres 2022 gibt es kei-
ne Mittel mehr, um den Mehrauf-
wand für Hygiene, Isolierung und 
Behandlung zu refinanzieren.

• Für den Fortbestand einer 
wohnortnahen, qualitativ hoch-
wertigen und bezahlbaren statio-
nären Versorgung zu sorgen.

• Für eine erfolgreiche Umset-
zung einer Krankenhausreform 
die Auswirkungen von Struktur-
veränderungen klar im Blick zu 
behalten. Dies gilt in der Reali-
tät besonders für die Häuser und 
Patientinnen und Patienten im 
ländlichen Raum.

• Die kommunalen Spitzen-
verbände bei der Bund-Länder- 
Arbeitsgruppe zur Erarbeitung 
des Gesetzesentwurfes durch 
den Bund mit einzubeziehen, 
da bis-lang eine Beteiligung der 
kommunalen Spitzenverbän-
de entgegen der Forderung des 
Deutschen Landkreistages nicht 
vorgesehen ist.

• Eine umfassende Kranken-
hausreform nicht ohne zusätzli-

che Finanzmittel im System auf 
den Weg zu bringen.

Abstimmung  
über alle Grenzen

Für die schwäbischen Landkrei-
se ist es darüber hinaus von gro-
ßer Bedeutung, dass bei Refor-
müberlegungen nicht an Landes-
grenzen Halt gemacht wird, son-
dern eine enge Abstimmung mit 
Baden-Württemberg erfolgt und 
auch die Auswirkungen auf die 
stationäre Krankenhausversor-
gung entlang der Grenze zu den 
österreichischen Bundesländern 
Tirol und Vorarlberg im Blick be-
halten wird.

Flüchtlingssituation:  
Belastungsgrenzen erreicht

Auch die aktuelle Flüchtlingssi-
tuation in Schwaben beschäftig-
te die Landkreisvertreter einmal 
mehr bei ihrer Arbeitstagung. 
Die einzelnen Landkreise haben 
es in den letzten Monaten im-
mer wieder geschafft Unterbrin-
gungsplätze für die Geflüchteten, 
sei es aus der Ukraine oder ande-
ren Ländern, zu finden, kämen 
nun aber an ihre Belastungsgren-
ze. Die meisten Landkreise ha-
ben die ehemaligen Impfzentren 
in Notunterkünfte umgewandelt 
und versuchen teilweise mit Con-
tainern und Zelten Wohnraum 
für Geflüchtete zu schaffen, um 
möglichst die Belegung von Turn-
hallen zu vermeiden. Sollte der 
Zustrom jedoch so weitergehen 
und kein weiterer Wohnraum 
gefunden werden können, blie-
be den Landkreisvertretern wohl 
keine andere Wahl als auf Turn-
hallen zurückzugreifen.

Medizinische und  
psychologische Versorgung

Die aktuell stattfindende kon-
tinuierliche und unkontrollierte 
Zuwanderung nach Europa, ins-
besondere jedoch nach Deutsch-
land, bereitet den Landkreisver-
tretern Sorgen. Ihnen geht es 
nicht nur um die Unterbringungs-
problematik, sondern auch um 
die Betreuung und Begleitung 
sowie teilweise um die medizi-
nische bzw. psychologische Ver-
sorgung, die ein längerer Auf-
enthalt der Geflüchteten mit sich 
bringt. Hier wären zwar in den 
Jahren 2015/2016 Strukturen ge-
schaffen worden, diese Struktu-
ren reichten jedoch für die aktu-
ellen Flüchtlingszahlen nicht aus 
und auch die Helferkreise stießen 
überall an ihre Grenzen. Der Be-
zirksverbandsvorsitzende fordert 
deshalb: „Die Zuwanderung muss 
kontrolliert werden und zwar be-
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reits an den europäischen Au-
ßengrenzen. Wer keine Bleibe-
perspektive hat, sollte besten-
falls bereits dort zurückgewiesen 
werden oder nach der Einreise 
konsequent und zeitnah zurück-
geführt. Europa braucht eine ge-
rechte Verteilung der Flüchtlin-
ge auf alle Mitgliedsstaaten. Ak-
tuell nimmt Deutschland über-
proportional viele Flüchtlinge 
auf. Zudem plädieren wir für die 
Rückführung der Menschen, de-
ren Asylverfahren abgelehnt und 
rechtskräftig abgeschlossen ist 
und derjenigen, die Straftaten 
begehen.“

Finanzielle Unterstützung 
durch den Bund gefordert

Daneben erwarten die Land-
kreisvertreter mehr finanzielle 
Unterstützung durch den Bund. 
Mehr Flüchtlinge bedeuten höhe-
re Kosten. Dabei geht es nicht nur 
um die Unterbringungskosten, 
sondern auch um die zusätzlichen 
Aufwendungen beispielsweise 
für die Betreuung von unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlin-
gen sowie die vollständige Über-
nahme der flüchtlingsbezogenen 
Kosten für integrationsbezogene 
Zwecke.

Neue Regierungspräsidentin

An der Arbeitstagung der 
schwäbischen Landrätinnen und 
Landräten nahm auch erstmals 
die neue Regierungspräsiden-
tin der Regierung von Schwaben, 
Barbara Schretter, teil. „Ich hei-
ße Sie, liebe Frau Schretter, herz-
lich willkommen in unserer Run-
de und freue mich auf eine kon-
struktive Zusammenarbeit und 
ein vertrauensvolles Miteinan-
der“, so der Vorsitzende des Be-
zirksverbands Schwaben, Landrat  
Elmar Stegmann.  r

Bürgermeisterwahlen 
in Bayern

Gleich drei Bürgermeisterwahlen fanden im Landkreis Kron-
ach statt: In der Marktgemeinde Küps bleibt Bernd Rebhan 
(CSU) Rathauschef. Mit 65,5 Prozent der Stimmen setzte 
er sich gegen seinen Kontrahenten Thomas Friedlein (SPD) 
durch, der auf 34,5 Prozent kam. Die Wahlbeteiligung lag 
bei 55,7 Prozent. Auch in der Gemeinde Steinbach am Wald 
bleibt alles beim Alten. Ohne Gegenkandidat kam Thomas 
Löffler (CSU) auf 74,6 Prozent der Stimmen. Die Wahlbeteili-
gung lag bei knapp 40 Prozent. Nachfolger von Rainer Detsch 
(Freie Wähler) in der Gemeinde Stockheim wurde Daniel 
Weißerth (CSU). Als einziger Kandidat vereinte er 98,8 Pro-
zent der Stimmen auf sich. Die Wahlbeteiligung betrug 35,5 
Prozent.

Memmingen und Fürstenfeldbruck

Jan Rothenbacher (SPD) ist neuer Oberbürgermeister von 
Memmingen. Bereits im ersten Wahlgang eroberte er mit 
deutlichem Vorsprung das Rathaus für die Sozialdemokraten 
zurück. Der 30-jährige Politik- und Verwaltungswissenschaft-
ler setzte sich mit 55,4 Prozent der Stimmen gegen Amtsinha-
ber Manfred Schilder (CSU) durch. Für ihn votierten 38,3 Pro-
zent der Wähler. Nur Sensoy (Team Todenhöfer – Die Gerech-
tigkeitspartei) kam mit 3,3 Prozent der Stimmen auf Platz 3 
und Krimhilde Dornach (ÖDP) erhielt 3 Prozent. Die Wahlbe-
teiligung lag bei 46,6 Prozent.

Eine Stichwahl entschied über den Ausgang der OB-Wahlen 
in Fürstenfeldbruck. Christian Götz (BBV) behielt mit 61,4 Pro-
zent der Stimmen die Oberhand gegenüber Andreas Lohde. 
Der CSU-Kontrahent brachte es auf 38,6 Prozent. Bereits in 
der ersten Wahlrunde lag Götz vor Lohde – wenn auch hauch-
dünn. Er wird somit Nachfolger von Erich Raff (CSU), der aus 
Altersgründen nicht mehr antreten konnte. Die Wahlbeteili-
gung betrug 41,2 Prozent.

Bergrheinfeld und Wackersdorf

In Bergrheinfeld (Landkreis Schweinfurt) wurde Bürger-
meister Ulrich Werner (CSU) mit 53,8 Prozent im Amt bestä-
tigt. Sein Herausforderer Fabian Helmerich (Freie Wähler) er-
hielt 46,2 Prozent der Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag bei 
55,8 Prozent. In Wackersdorf (Landkreis Schwandorf) wurde 
Rathauschef Thomas Falter (CSU) mit 97,1 Prozent wiederge-
wählt. Er war der einzige Kandidat. Die Wahlbeteiligung lag 
bei 39,7 Prozent.  DK
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Vorschau auf GZ 7/2023
In unserer Ausgabe Nr. 7, die am 6. April 2023 erscheint,  
behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT l E-Government l Breitband l Mobilfunk
• Arbeitsplatz Kommune
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Abfall l Entsorgungsmanagement l technische Lösungen
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark
• Fachliteratur für Kommunalpolitiker  

und Kommunalverwaltungen l Kommunale Rechtsfragen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt die 
Eigenbeilage „Innovativer Massivbau für den Klimaschutz“ 
bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r
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V.l.: Stefan Lindner (Geschäftsführer Traktorenwerk Lindner), Alfred 
Riedl (Präsident Österreichischer Gemeindebund), der Tiroler Landes-
hauptmann Anton Mattle, Hermann Lindner, Rudolf Lindner (beide 
Geschäftsführer Traktorenwerk Lindner), Andreas Schatzer (Präsident 
Südtiroler Gemeindenverband) und Franz Rasp (Bürgermeister Berch-
tesgaden und Bayerischer Gemeindetag)  Bild: Lindner

Kommunalforum Alpenraum 2023 in Kundl: 

„Wir müssen Dinge angehen, 
die wehtun“

Den Gemeinden kommt bei der Bewältigung der Klimakrise eine 
entscheidende Rolle zu – das war eine der Kernbotschaften beim 
Kommunalforum Alpenraum, zum dem sich Gemeindevertreterin-
nen und -vertreter aus Südtirol, Tirol und Bayern im Lindner-Innova-
tionszentrum in Kundl trafen.

Der Klimawandel ist eines der 
großen Zukunftsthemen. Gera-
de im Alpenbogen macht sich 
der Temperaturanstieg beson-
ders bemerkbar und hat massi-
ve Auswirkungen: von der Land-
wirtschaft über den Tourismus bis 
zum Naturgefahrenmanagement. 
„Wenn wir nicht im Kleinen an-

fangen, wird es auch im Großen 
nicht gelingen. Wer jetzt nicht auf 
die Energie- und Mobilitätswende 
setzt, verbaut der nächsten Gene-
ration die Zukunft“, sagte Tirols 
Landeshauptmann Anton Mattle 
bei der Eröffnung des Kommunal-
forums Alpenraum im Lindner-In-
novationszentrum in Kundl.

„Die Gemeinden haben eine 
extrem wichtige Rolle im Klima-
schutz, als Vorbilder und Multi- 
plikatoren“, betonte Klimaexper-
te und ORF-Wetterchef Marcus 
Wadsak in seiner Keynote „Kli-
mawandel: Fakten gegen Fake & 
Fiction“. Und er sagt auch: „Es 
gibt derzeit keinen wissenschaft-
lichen Grund, warum wir die Pa-
riser Klimaziele nicht erreichen 
könnten. Es liegt nur an uns und 
unserem Handeln“.

Energiesparen als Hebel

Helmuth Müller, Vorstandsvor-
sitzender der Innsbrucker Kom-
munalbetriebe AG, zeigte auf, 
dass „alleine bei der Straßen- und 
Sportplatzbeleuchtung durch den 
Einsatz von LED-Technologie bis 
zu 60 Prozent Energie eingespart 
werden können.“ Zweites großes 
Thema sei die Eigenerzeugung – 
zum Beispiel durch PV-Anlagen 
auf kommunalen Gebäuden.

„Wenn es um den Klimaschutz 

geht, müssen die Gemeinden die 
Bevölkerung motivieren“, beton-
te Alfred Riedl, Präsident des ös-
terreichischen Gemeindebundes 
in der abschließenden Talkrun-
de. Sein Südtiroler Amtskollege 
Andreas Schatzer sieht vor allem 
das Verkehrsthema als Schlüssel 
im Kampf gegen den Klimawan-
del: „Wir müssen den hausge-
machten Verkehr in den Griff be-
kommen und hier ein Umdenken 
bei den Menschen erreichen.“ 

Franz Rasp, Bürgermeister 
von Berchtesgaden und Vertre-
ter des Bayerischen Gemeinde-
tags, ortet Handlungsbedarf im 
Siedlungsbereich: „Wir müssen 
Dinge angehen, die wehtun. Je-
der träumt vom Einfamilienhaus 
im Grünen. Ich muss den Leu-
ten aber sagen, dass das mit Blick 
auf den Klimaschutz in Zukunft 
oft nicht mehr geht.“ Die Devi-
se heiße „schmerzhafte Nachver-
dichtung statt Neuausweisung.“ 
Auf die Bedeutung des ländli-
chen Raums für den Klimaschutz 
und die Energiezukunft ging Regi-
na Norz, stellvertretende Obfrau 
von Forum Land ein: „Es geht dar- 
um, möglichst viele Grünflächen 
zu erhalten und zu bewirtschaf-
ten. Jeder Hektar Wald und Wie-
se speichert CO2.“

Das Kommunalforum Alpen-
raum ist eine Initiative des Tiro-
ler Fahrzeugherstellers Lindner 
aus Kundl. Ziel ist es, die Gemein-

den in den alpinen Regionen zu 
vernetzen und gemeinsam an Lö-
sungen für die Zukunft zu arbei-
ten.  r



Mineralische Baustoffe sind in vielen Bereichen alternativlos. 
Das hat statische, bauphysikalische und sicherheitstechnische 
Gründe. Die Massivbauweise hat große Potenziale, die weit-
gehend unbestritten sind: Dauerhaftigkeit, Statik, Brandver-
halten sowie besonders gute Wärmespeicherfähigkeiten. Sie 
ist sicher, langlebig und beständig. Und damit auch nachhaltig. 
Vollkommen zu Recht spielt das Kriterium der Treibhausgas- 
emissionen bei der Produktion, Nutzung und Entsorgung von 
Baustoffen eine zentrale Rolle. Neben der Langlebigkeit haben 
die mineralischen Rohstoffe den entscheidenden Vorteil, dass 
sie aus der Region für die Region gewonnen und verarbeitet 
werden. Die ortsnahe Gewinnung und Verarbeitung vermei-
den lange Transportwege und damit verbundene ökonomische 
und vor allem ökologische Nachteile. Ein weiterer Nachhal-
tigkeitsbonus liegt in der Recyclingfähigkeit der Massivbau- 
stoffe. Ein massiv gebautes Gebäude kann rückgebaut und 
das Material zum großen Teil verwertet und wiederverwen-
det werden. Es entsteht ein Kreislauf, der Ressourcen schont. 
Das hat die massive Bauweise anderen voraus. Sortenreine, 
mineralische Baustoffe bzw. Bauteile werden das in Zukunft 
noch effizienter ermöglichen.

Jedes Haus ist bereits ein Hybridbau und das wird und soll 
sich auch künftig nicht ändern. Jeder Baustoff soll seine indivi- 
duellen Fähigkeiten zur bestmöglichen ökologischen Bilanz bei- 
tragen. Die immer wieder von politischer Seite postulierte 

„Technologieoffenheit“ darf nicht nur ein reines Lippen-
bekenntnis sein, sondern muss Bestand haben und gelebt 
werden, auch im Förderrecht. Klar ist auch, dass die Recycling-
quote noch nicht ausgeschöpft ist, genauso wie das CO2-Ein-
sparpotenzial beim Herstellungsprozess von mineralischen 
Baustoffen. Das muss und soll sich deutlich verbessern. In der 
Produktionsphase der Baustoffe bedarf es großer Anstren-
gungen zur Minderung der grauen Energie. Die mineralischen 
Baustoffe bieten eine große, bisher noch weitgehend unge-
nutzte Hebelwirkung zur CO2-Reduktion. 

solid UNIT, das neue Netzwerk für die Massivbauweise in 
Bayern mit Partnern aus den Bereichen Bauplanung, Bau-
wirtschaft, Baustoffindustrie sowie Forschung und Lehre, 
vernetzt die unterschiedlichen Akteure und ermöglicht einen 
direkten Wissenstransfer. Das nachhaltige Bauen mit mine-
ralischen Baustoffen soll so noch stärker gefördert werden. 
Ziel ist es, die Forschung bei innovativen neuen Baustoffen zu 
unterstützen, ein kreislaufwirtschaftliches Denken zu fördern, 
Gebäudeenergiebedarfe zu optimieren und sich für eine Le-
benszyklusbetrachtung unter besonderer Berücksichtigung 
der Langlebigkeit massiver Bauwerke einzusetzen. solid UNIT 
steht dabei nicht für die Förderung bestimmter Bauweisen, 
sondern für ein gemeinsames Vorgehen für mehr klimaneu-
trales Bauen! 

SOLID-UNIT.DE

Warum die Massivbauweise schon nachhaltig ist und wie sie künftig noch klimafreundlicher wird. 
Baustoffindustrie, Bauwirtschaft, Hochschulen, Kammern und Forschung setzen sich gemeinsam für Klimaschutz ein.
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Innovativer Massivbau für den Klimaschutz 

Erweiterung des Landratsamtes Bad Kissingen mit einer gesäuerten und scharierten Sichtbetonfassade aus 
Fertigteilen: Hergestellt aus regionalen Rohstoffen, kurze Transportwege, robuste, wartungsarme Gebäude-

hülle für eine lange Lebensdauer, vollständige Recycelbarkeit nach Nutzungsende. Bild: Koy und Winkel
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Bauen bedeutet Vielfalt der Baustoffe

Innovationsmotor für die massive Bauweise

SOLID-UNIT.DE

https://www.solid-unit.de/
https://www.solid-unit.de/
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Aus Ziegelsand ohne Brand 

THOMAS BADER |  GESCHÄFTSFÜHRER LEIPFINGER-BADER GMBH

Ein Ziegel, der nicht gebrannt wird und kaum neue Ressour-
cen verbraucht? Diese Vorstellung schien bisher im Bereich 
des Unmöglichen zu liegen. Die Ziegelwerke Leipfinger-Bader 
(Vatersdorf) haben nun jedoch einen besonders nachhaltigen 
Vollziegel entwickelt. Bestehend aus recycelten Ziegelresten 
und mineralischen Bindemitteln wird er in einem speziellen 
Verfahren gepresst und anschließend an der Luft getrocknet. 

Die zunehmende Ressourcenknappheit erfordert das Beschrei-
ten neuer Wege. So steigt die Nachfrage und Akzeptanz ge-
genüber Sekundärbaustoffen in der Baustoffwirtschaft immer 
mehr. Die Ziegelwerke Leipfinger-Bader beschäftigen sich 
schon lange mit ressourcenschonendem Bauen und konnten 
dank der eigens konzipierten Recyclinganlage einen nach-
haltigen Vollziegel aus rezyklierten Ziegelmaterialien entwi-
ckeln, der nicht gebrannt werden muss und somit nur einen 
geringen Energieeinsatz erfordert.

Die Basis des „Kaltziegels“ bilden sortenreine Ziegelreste in 
besonders feinen Körnungsgrößen, wie sie regelmäßig beim 
Schleifen von Planziegel anfallen. Daneben können auch Frak-

tionen von recyceltem Ziegelbruch verwendet werden, wie 
etwa aus der innovativen Recyclinganlage auf dem Gelände 
von Leipfinger-Bader (Standort Puttenhausen). Dieser Zie-
gelsand wird mit einer speziellen Bindemittel-Mischung ver-
setzt. Nach dem eigens entwickelten Pressverfahren werden 
die Vollziegel-Rohlinge anschließend an der Luft bei Umge-
bungstemperatur getrocknet – ein Brennvorgang entfällt.

Das Resultat ist ein Wandbaustoff, der eine besonders hohe  
Rohdichte aufweist sowie über eine entsprechend hohe Druck- 
festigkeit verfügt. Dank seiner Masse erfüllt er nicht nur die 
statischen Voraussetzungen für tragende Innenwände, sondern  
auch deren spezielle Schallschutzanforderungen. Wie herkömm-
liche Planziegel lässt er sich im Dünnbettverfahren verarbeiten.

Der Aufbau einer Serienfertigung stellt noch eine Herausfor-
derung dar. Aber im Zuge von „Urban Mining“ und „Green 
Deal“ könnte der innovative Kaltziegel in Zukunft dazu beitra-
gen, einen Teil der CO2-Problematik auf dem Bau zu lösen. 

LEIPFINGER-BADER.DE

Innenwand-Vollziegel  
aus recyceltem Material

LB-Kaltziegel

Bi
ld

er
 L

ei
pfi

ng
er

-B
ad

er
 G

m
bH

Thomas Bader

LB-Kaltziegel Presse

Der Recyclingprozess

Recycelte Ziegelreste LB-Kaltziegel Prüfung

https://www.leipfinger-bader.de/
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Zunächst wurden die Dämmstoffe auf der Außenwand entfernt 
und getrennt aufbereitet. Anschließend wurden die geeigneten 
Gebäudestrukturen gezielt zurückgebaut, das Recyclingmate-
rial aus Kalksandstein auf der Baustelle sortiert und klein ge-
brochen.  Im Produktionswerk angekommen, entstanden dann 
unter Zugabe von 12 Prozent des gebrochenen Sekundärroh-
stoffs neue Steine – die Kalksand-Kreislaufsteine. In allen rele-
vanten Eigenschaften sind sie mit konventionell produzierten 
Kalksandsteinen identisch.

Zur Wahrung der hohen bauphysikalischen Ansprüche, wird 
wiederverwertbares Recyclingmaterial derzeit mit einem An-
teil von 10 bis 15 % in den Produktionsprozess neuer Kalksand-
steine zurückgeführt. Dazu zählen: Reststoffe aus der eigenen 
Produktion (abfallfreie Produktion) und sortenreines Recycling-
material aus dem Rückbau von Bestandsgebäuden (Kreislauf-
wirtschaft).

Das mit Brechwerken zerkleinerte und an groben Sand erinnern-
de Recyclingmaterial wird mit dem herkömmlichen Gemenge 
aus Sand, Kalk und Wasser vermischt und in den energiearmen 
Produktionsprozess gegeben.

Der Kalksand-Kreislaufstein benötigt zur Herstellung keinen 
veränderten Fertigungsablauf. Jedes Prozent an wiederver-
wertetem Recyclingmaterial trägt somit als Sekundärrohstoff 
zur Ressourceneinsparung bei und ist ein Gewinn für die Um- 
welt. Ziel ist es, den Recyclinganteil im Produkt weiter zu er- 
höhen – darüber hinaus auch, den Kalksand-Kreislaufstein bun- 
desweit zur Realisierung nachhaltiger Gebäude anzubieten.

Kalksandstein spielt genau hier eine weitere Stärke aus. Das Ma- 
terial bietet eine optimale Ausgangsbasis, um massive Wand- 
konstruktionen mit Kreislaufprodukten Realität werden zu lassen.

Mit dem KS-Kreislaufstein entwickelten mittelständische Kalk- 
sandstein-Hersteller ein zirkuläres Konzept für eine funktio- 
nierende Kreislaufwirtschaft im Mauerwerksbau, unter an-
derem die Zapf KG in Behringersdorf bei Nürnberg. Seit der 
Firmengründung 1899 hat sich das Unternehmen in der 
vierten Generation der Familie erfolgreich entwickelt. Die  
Zapf-Daigfuss Gruppe erwirtschaftete 2021 einen Umsatz von 
30 Millionen und beschäftigte 120 Mitarbeiter. 

ZAPF-DAIGFUSS.DE

Mehr zum Thema Nachhaltigkeit und Recycling: bit.ly/3JBzOce

Kalksandstein aus recyceltem Material  

DR.  HANNES ZAPF |  GESCHÄFTSFÜHRENDER GESELLSCHAFTER ZAPF GMBH & CO.  KG
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Zweites Leben 
für alte Steine

Dr. Hannes Zapf

Der Kalksandstein-Hersteller Zapf-Daigfuss, mit Hauptsitz in Schwaig, entwickelte ein Verfahren zur Herstellung von Kalksand-
steinen aus recyceltem Material. Für das Pilotprojekt auf dem Baugelände der zukünftigen TU Nürnberg wurde das Mauerwerk 
in einem zum Abriss stehenden, über 50 Jahre alten Gewerbegebäude auf die sortenreine Rückbaubarkeit untersucht. Nach-
dem festgestellt wurde, dass Kalksandsteine ohne störende anorganische oder organische Anhaftungen vorhanden waren, 
entschied sich das Team, bestehend aus Abbruchunternehmen und Kalksandstein-Hersteller, für einen selektiven Rückbau.

Recycling Presse Recycelter Kalksandstein

Abbruch des alten Kalk-
sandstein Mauerwerks

Zerkleinern 
und trennen

https://www.zapf-daigfuss.de/
https://www.zapf-daigfuss.de/umwelt-und-gesellschaft/
https://bit.ly/3JBzOce
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Infraleichtbeton – die tragende Wärmedämmung 
Infraleichtbeton ist ein Hochleistungsbeton, der aufgrund sei-
ner geringen Rohdichte als tragende Wärmedämmung dauer-
hafte, nachhaltige und ansprechende Bauten verspricht. 
Monolithische Tragwerke aus Sichtbeton können wieder öko-
nomische und ökologische Anforderungen erfüllen. Der Baukul-
tur und dem werkstoffgerechten Entwerfen und Konstruieren 
stehen neue Wege offen.1

Das monolithische Bauen mit mineralischen Baustoffen hat 
zu Recht eine große Bedeutung und erfreut sich einer hohen 
Akzeptanz in der Bevölkerung. Der Infraleichtbeton ist ein 
Wandbaustoff, der allein aus sich heraus, d.h. ohne weite-
re Maßnahmen, die Anforderungen des Wohnungsbaus an 
Tragfähigkeit, Schall-, Brand-, Wärme- und Witterungsschutz 
erfüllt. 

Als monolithischer Wandbaustoff bietet er dazu die Möglich-
keit zur einfachen Wiederverwertung. Und das ohne Down-
cycling, d.h. ohne Qualitätsverlust. Diese Wiederverwertung 
gewährleistet die optimale Einsparung von Material und 
Energie und entlastet nebenbei unsere Deponien. 

Wie geht das?

Die Eigenschaft des Betons ist durch mineralische Zuschlag-
stoffe (Körnungen) und ein Bindemittel bestimmt. Mit Was-
ser entsteht in einem Mischprozess ein fließfähiger Beton 
(Frischbeton) der in nahezu jede Form gegossen werden 
kann und nach dem Aushärten die gewünschte Form behält.

Durch Um- und Rückbauten unserer Gebäude entsteht nor-
malerweise Bauschutt, der, je nach Zusammensetzung der 
Bauteile, die Wiederverwertung erschweren oder unmöglich 
machen kann.  

Der Beton selbst bildet aber immer einen homogenen Bau-
stoff ab, d.h. die Eigenschaften und die Zusammensetzung 
des Baustoffs sind über den gesamten Querschnitt gleich. 
Das bleibt auch so, wenn keine weiteren Schichten (Däm-
mung, Putze usw.) notwendig werden. Das gewährleistet der 
Infraleichtbeton – die tragende Wärmedämmung. 

Nach dem Rückbau eines Bauteils wird der Infraleichtbeton 
in einem Betonbrecher fraktioniert. Es entsteht ein Zuschlag-
stoff (Recyclat) mit den Eigenschaften des homogenen Bau-
teils. Sortiert wird noch nach Größe der Gesteinskörnung. 

GROBE KÖRNUNG    
     DIREKTE WIEDERVERWERTUNG ALS 

               ZUSCHLAGSTOFF IM INFRALEICHTBETON

FEINE KÖRNUNG            AUFMAHLEN ZUNUTZUNG ALS BINDEMITTEL

Das grobe Recyclat wird direkt in einem Frischbeton einge-
bettet.  Es entsteht wieder ein homogenes Bauteil aus Infra- 
leichtbeton in gleicher Qualität bei gleichzeitiger Einsparung 
von Kosten, Energie und Material. 

MEIER-BETONWERKE.DE

Neue Möglichkeiten 
mit Infraleichtbeton 

Wohnhaus in Pfaffenhofen mit Infraleichtbeton. Architekt: Thalmair Bild: Sebastian Schels

Christian Franke

CHRISTIAN FRANKE |  MEIER BETONWERKE GMBH

Quelle 1:  www.infraleichtbeton.de
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https://www.meier-betonwerke.de/

